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Beschlussempfehlung*)
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
(15. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 15/5447 –

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der projektbezogenen Mechanismen
nach dem Protokoll von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten
Nationen über Klimaänderungen vom 11. Dezember 1997 und zur Umsetzung
der Richtlinie 2004/101/EG

A. Problem

Das Protokoll von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen
über Klimaänderungen sieht die Möglichkeit vor, projektbezogene Mechanis-
men zur kosteneffizienten Erfüllung der Verpflichtungen der Vertragsstaaten zur
Reduzierung von Treibhausgasen einzusetzen; hierbei ist zwischen dem Mecha-
nismus der „Gemeinsamen Projektumsetzung“ („Joint Implementation“ bzw.
„JI“) nach Artikel 6 des Protokolls und dem „Mechanismus für umweltverträg-
liche Entwicklung“ („Clean Development Mechanism“ bzw. „CDM“) nach Ar-
tikel 12 des Protokolls zu unterscheiden. Beide Mechanismen bedürfen einer in-
nerstaatlichen Rechtsgrundlage, um sie seitens der Bundesrepublik Deutschland
einsetzen und in Anspruch nehmen zu können. Des Weiteren gilt es die Richt-
linie 2004/101/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober
2004 zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Handel
mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft im Sinne der pro-
jektbezogenen Mechanismen des Kyoto-Protokolls in innerstaatliches Recht
umzusetzen. Diese Änderungsrichtlinie schafft die EU-rechtlichen Vorausset-
zungen für eine Verknüpfung der projektbezogenen Mechanismen mit dem ge-
meinschaftsweiten Emissionshandelssystem.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll den genannten Aufgaben Rechnung
getragen werden. Er sieht vor, zur Regelung der rechtlichen Rahmenbedingun-
gen für die Durchführung der projektbezogenen Mechanismen und die Verwen-
dung der hierdurch erzeugten Emissionsgutschriften im gemeinschaftsweiten
Emissionshandel ein Projekt-Mechanismen-Gesetz einzuführen (Artikel 1), fer-
ner soll durch den Gesetzentwurf das Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz an
die neuen Rahmenbedingungen angepasst werden (Artikel 2).

*) Der Bericht der Abgeordneten Ulrich Kelber, Marie-Luise Dött, Dr. Reinhard Loske und Birgit Homburger wird gesondert verteilt.
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B. Lösung
Annahme des Gesetzentwurfs – Drucksache 15/5447 – in der vom Ausschuss
geänderten Fassung, durch die eine Reihe vorwiegend redaktioneller Änderun-
gen in den Artikeln 1 und 2 vorgenommen wurden und nach dem Artikel 2 ein
neuer Artikel 3 zur Änderung des Gesetzes für die Erhaltung, die Modernisie-
rung und den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung in den Gesetzentwurf einge-
fügt wurde; der bisherige Artikel 3 (Inkrafttreten) wird daher Artikel 4.
Annahme mit den Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktionen der CDU/CSU und
FDP

C. Alternativen
Annahme des Gesetzentwurfs – Drucksache 15/5447 – in der Fassung der von
der Fraktion der CDU/CSU vorgelegten Änderungsanträge oder in der Fassung
der von der Fraktion der FDP vorgelegten Änderungsanträge (siehe Bericht).

D. Kosten
Die Kosten sind Gegenstand der politischen Diskussion (siehe Bericht).
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,

den Gesetzentwurf – Drucksache 15/5447 – in der nachstehenden Fassung anzunehmen:

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der projektbezogenen Mechanismen
nach dem Protokoll von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten
Nationen über Klimaänderungen vom 11. Dezember 1997, zur Umsetzung
der Richtlinie 2004/101/EG1) und zur Änderung des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Gesetz über projektbezogene Mechanismen nach
dem Protokoll von Kyoto zum Rahmenüberein-

kommen der Vereinten Nationen über Klimaände-
rungen vom 11. Dezember 1997

(Projekt-Mechanismen-Gesetz – ProMechG)

I n h a l t s ü b e r s i c h t

Teil 1
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Anwendungsbereich
§ 2 Begriffsbestimmungen

Teil 2
Gemeinsame Projektumsetzung

Abschnitt 1
Projekttätigkeiten außerhalb des Bundesgebiets

§ 3 Zustimmung
§ 4 Überprüfung der Verifizierung

Abschnitt 2
Projekttätigkeiten im Bundesgebiet

§ 5 Zustimmung und Registrierung
§ 6 Bestätigung des Verifizierungsberichts

Abschnitt 3
Sachverständige Stellen

§ 7 Sachverständige Stellen

Teil 3
Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung

§ 8 Zustimmung
§ 9 Überprüfungsgesuch

Teil 4
Gemeinsame Vorschriften

§ 10 Zuständige Behörde; Aufgabenübertragung
§ 11 Benennung eines Bevollmächtigten
§ 12 Mengenbeobachtung
§ 13 Rechtsverordnung zu Zustimmungsvoraussetzungen
§ 14 Kosten
§ 15 Bußgeldvorschriften
Anhang

Teil 1
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Erzeugung von Emissions-
reduktionseinheiten und zertifizierten Emissionsreduktionen
aus der Durchführung von Projekttätigkeiten im Sinne der
Artikel 6 und 12 des Protokolls, an denen die Bundesrepu-
blik Deutschland als Investor- oder Gastgeberstaat beteiligt
werden soll.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für die Erzeugung von Emis-
sionsreduktionseinheiten und zertifizierten Emissionsreduk-
tionen aus der Durchführung von Projekttätigkeiten, die Nu-
klearanlagen zum Gegenstand haben.

§ 2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes ist
1. Übereinkommen: das Rahmenübereinkommen der Ver-

einten Nationen über Klimaänderungen vom 9. Mai 1992
(BGBl. 1993 II S. 1784),

2. Protokoll: das Protokoll von Kyoto zum Rahmenüberein-
kommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen
vom 11. Dezember 1997 (BGBl. 2002 II S. 967),

3. Emissionshandelsrichtlinie: die Richtlinie 2003/87/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Ok-
tober 2003 über ein System für den Handel mit Treibh-
ausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur
Änderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates, geändert
durch Richtlinie 2004/101/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 27. Oktober 2004 (ABl. EU
Nr. L 338 S. 18),

1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2004/101/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 2004 zur
Änderung der Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Handel
mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft im Sinne
der projektbezogenen Mechanismen des Kyoto-Protokolls (ABl. EU
Nr. L 338 S. 18).
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4. Emission: die Freisetzung von in Anlage A des Proto-
kolls aufgeführten Treibhausgasen,

5. Emissionsminderung: die Minderung der Emission aus
Quellen, nicht hingegen die Verstärkung des Abbaus
von Treibhausgasen durch Senken in den Bereichen
Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirt-
schaft,

6. zusätzliche Emissionsminderung: eine Emissionsmin-
derung, soweit sie diejenige Menge an Emissionen un-
terschreitet, die ohne die Durchführung der Projekttä-
tigkeit entstanden wäre (Referenzfallemissionen),

7. Gemeinsame Projektumsetzung: ein projektbezogener
Mechanismus im Sinne des Artikels 6 des Protokolls,

8. Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung: ein
projektbezogener Mechanismus im Sinne des Artikels
12 des Protokolls,

9. Gastgeberstaat: der Staat, auf dessen Staatsgebiet oder
in dessen ausschließlicher Wirtschaftszone die Projekt-
tätigkeit durchgeführt werden soll,

10. Investorstaat: der Staat, der ohne Gastgeberstaat zu
sein, die Billigung im Sinne des Artikels 6 Abs. 1 Buch-
stabe a und des Artikels 12 Abs. 5 Buchstabe a des Pro-
tokolls erteilt,

11. Projektträger: die natürliche oder juristische Person, die
die Entscheidungsgewalt über eine Projekttätigkeit
innehat; Projektträger können auch mehrere Personen
gemeinschaftlich sein,

12. Projekttätigkeit: die Entwicklung und Durchführung ei-
nes Projektes entsprechend den Voraussetzungen des
Artikels 6 oder Artikels 12 des Protokolls und den im
Anhang zu diesem Gesetz abgedruckten Beschlüssen
16/CP.7 oder 17/CP.7 der Konferenz der Vertragspartei-
en des Übereinkommens,

13. Projektdokumentation: die Dokumentation des Projekt-
trägers zur Beschreibung der geplanten Durchführung
der Projekttätigkeit,

14. Überwachungsplan: der Teil der Projektdokumentation,
der Art und Umfang der während des Projektverlaufs,
insbesondere zur Ermittlung der Emissionen der Pro-
jekttätigkeit, zu erhebenden Daten festlegt,

15. Überwachungsbericht: der Bericht des Projektträgers
über die nach den Vorgaben des Überwachungsplans er-
mittelten Daten,

16. Zustimmung: die Anerkennung der nach diesem Gesetz
zuständigen Behörde, dass für eine Emissionsminde-
rung durch eine validierte Projekttätigkeit auf der
Grundlage der in der Projektdokumentation getroffenen
Festlegungen, insbesondere von bestimmten Referenz-
fallemissionen, Emissionsreduktionseinheiten oder zer-
tifizierte Emissionsreduktionen ausgestellt werden kön-
nen; sie umfasst die Billigung im Sinne des Artikels 6
Abs.1 Buchstabe a und des Artikels 12 Abs. 5 Buchsta-
be a des Protokolls sowie die Ermächtigung des Pro-
jektträgers im Sinne der Artikel 6 Abs. 3 und Artikel 12
Abs. 9 des Protokolls,

17. Registrierung: die Eintragung einer Projekttätigkeit, die
im Bundesgebiet durchgeführt wird, in ein nationales
Verzeichnis,

18. Validierungsbericht: der Bericht einer sachverständigen
Stelle darüber, ob ein Projekt die im Einzelfall für die
Zustimmung maßgeblichen Voraussetzungen dieses
Gesetzes erfüllt,

19. Verifizierungsbericht: der Bericht und die Zertifizie-
rung einer sachverständigen Stelle darüber, in welchem
Umfang die im Überwachungsbericht angegebene
Emissionsminderung aus der Projekttätigkeit im Prü-
fungszeitraum eingetreten ist,

20. Emissionsreduktionseinheit: eine nach Artikel 6 des
Protokolls und dem Beschluss 16/CP.7 der Konferenz
der Vertragsparteien des Übereinkommens ausgestellte
Einheit, die einer Tonne Kohlendioxidäquivalent ent-
spricht,

21. zertifizierte Emissionsreduktion: eine nach Artikel 12
des Protokolls und dem Beschluss 17/CP.7 der Konfe-
renz der Vertragsparteien des Übereinkommens ausge-
stellte Einheit, die einer Tonne Kohlendioxidäquivalent
entspricht,

22. Exekutivrat: das von der Konferenz der Vertragspartei-
en des Übereinkommens eingesetzte Aufsichtsgremi-
um im Sinne des Artikels 12 Abs. 4 des Protokolls,

23. Verzeichnis über den Teilnahmestatus: das Verzeichnis,
das von dem nach Artikel 8 des Übereinkommens ein-
gesetzten Sekretariat über den Teilnahmestatus der Ver-
tragsparteien des Protokolls nach Nummer 27 des Ab-
schnitts D der Anlage des Beschlusses 16/CP.7 und
nach Nummer 34 des Abschnitts F der Anlage des Be-
schlusses 17/CP.7 der Konferenz der Vertragsparteien
des Übereinkommens geführt wird.

Teil 2
Gemeinsame Projektumsetzung

Abschnitt 1
Projekttätigkeiten außerhalb des Bundesgebiets

§ 3
Zustimmung

(1) Im Rahmen der Gemeinsamen Projektumsetzung
außerhalb des Bundesgebiets hat die zuständige Behörde die
Zustimmung zu erteilen, wenn
1. die den Anforderungen des Absatzes 4 entsprechende

Projektdokumentation und der sach- und fachgerecht er-
stellte Validierungsbericht ergeben, dass die Projekttätig-
keit eine zusätzliche Emissionsminderung erwarten lässt
und

2. die Projekttätigkeit keine schwerwiegenden nachteiligen
Umweltauswirkungen verursacht.

Für Projekttätigkeiten zur Erzeugung von Elektrizität aus
Wasserkraft mit einer Erzeugungskapazität über 20 Mega-
watt ist zusätzlich erforderlich, dass die in Artikel 11b Abs. 6
der Emissionshandelsrichtlinie genannten internationalen
Kriterien und Leitlinien eingehalten werden. Wird eine Pro-
jekttätigkeit in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union
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durchgeführt, so ist bei der Berechnung der zu erwartenden
zusätzlichen Emissionsminderung im Sinne der Nummer 1
zu gewährleisten, dass die festgelegten Referenzfallemissio-
nen mindestens den Anforderungen des Gemeinschafts-
rechts unbeschadet der Ausnahmevorschriften in den Bei-
trittsverträgen entsprechen.

(2) Die Zustimmung ist zu versagen, wenn
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Projekt-

träger nicht die notwendige Gewähr für die ordnungsge-
mäße Durchführung der Projekttätigkeit, insbesondere
die Erfüllung der Pflichten nach diesem Gesetz bietet
oder

2. eine Projekttätigkeit zu einer unmittelbaren oder mittel-
baren Minderung von Emissionen aus einer Anlage führt,
die der Emissionshandelsrichtlinie unterliegt, und der
Gastgeberstaat keine § 5 Abs. 1 Satz 3 entsprechende
Regelung oder vergleichbare Maßnahme zum Ausgleich
der Doppelzählung einer Emissionsminderung vorsieht.
(3) Die Zustimmung wird entsprechend der vom Projekt-

träger beantragten Laufzeit befristet. Die einmalige Laufzeit
darf den Zeitraum von zehn Jahren nicht überschreiten. Be-
trägt die Erstlaufzeit höchstens sieben Jahre, kann für diesel-
be Projekttätigkeit auf Antrag zweimal erneut eine Zustim-
mung mit einer jeweiligen Befristung auf höchstens sieben
Jahre erteilt werden. Soweit die Laufzeit über den 31. De-
zember 2012 hinausgeht, wird die Zustimmung unter der Be-
dingung erteilt, dass die Gemeinsame Projektumsetzung
nach Ablauf der Verpflichtungsperiode aus Artikel 3 Abs. 1
des Protokolls auf der Grundlage eines von der Konferenz
der Vertragsparteien des Protokolls gefassten Beschlusses
fortgeführt wird.

(4) Die Zustimmung erfolgt auf schriftlichen Antrag des
Projektträgers bei der zuständigen Behörde. Dem Antrag hat
der Projektträger folgende Dokumente beizufügen:
1. die Projektdokumentation,
2. den Validierungsbericht und
3. ein Befürwortungsschreiben des Gastgeberstaates, falls

ein solches ausgestellt worden ist.

Die Projektdokumentation einschließlich des Überwa-
chungsplans ist nach den formalen und inhaltlichen Anfor-
derungen des Anhangs B zur Anlage des Beschlusses 16/
CP.7 der Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkom-
mens zu erstellen. Das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit kann im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit die for-
malen und inhaltlichen Anforderungen an die Projektdoku-
mentation einschließlich derer für den Überwachungsplan
unter Beachtung der Anhänge B und C zur Anlage des Be-
schlusses 17/CP.7 sowie des Anhangs B zur Anlage des Be-
schlusses 16/CP.7 der Konferenz der Vertragsparteien des
Übereinkommens durch Rechtsverordnung, die nicht der
Zustimmung des Bundesrates bedarf, regeln. In der Rechts-
verordnung können für kleine und mittlere Projekttätigkeiten
vereinfachte Anforderungen an die Antragsunterlagen und
den Nachweis der zu erwartenden zusätzlichen Emissions-
minderung festgelegt werden. Die zuständige Behörde hat
dem Projektträger den Eingang des Antrags und der beige-
fügten Unterlagen unverzüglich schriftlich zu bestätigen. Sie
teilt dem Projektträger innerhalb von zwei Wochen mit, wel-

che zusätzlichen Unterlagen und Angaben sie für ihre Ent-
scheidung benötigt.

(5) Die zuständige Behörde soll innerhalb von zwei Mo-
naten nach Eingang der vollständigen Antragsunterlagen ab-
schließend über den Antrag entscheiden.

(6) Die zuständige Behörde soll auf Antrag des Projektträ-
gers mit einem Befürwortungsschreiben die Entwicklung ei-
ner Projekttätigkeit unterstützen, wenn die Zustimmung zu
der Projekttätigkeit wahrscheinlich ist. Dieses Befürwor-
tungsschreiben erlangt keine rechtliche Verbindlichkeit; es
beinhaltet insbesondere keine Zusicherung einer Zustim-
mung nach Absatz 1.

(7) Die Absätze 1 bis 5 finden keine Anwendung, wenn
sich aus dem Verzeichnis über den Teilnahmestatus ergibt,
dass die Bundesrepublik Deutschland als möglicher Inves-
torstaat und der mögliche Gastgeberstaat die Teilnahmevor-
aussetzungen der Nummer 21 des Abschnitts D der Anlage
des Beschlusses 16/CP.7 der Konferenz der Vertragsparteien
des Übereinkommens nicht erfüllt.

§ 4
Überprüfung der Verifizierung

Die zuständige Behörde soll, soweit nach Bekanntgabe
des Verifizierungsberichts begründete Zweifel an der Rich-
tigkeit oder Vollständigkeit dieses Berichts bestehen, die
durch den Projektträger nicht ausgeräumt werden können,
unverzüglich ein Überprüfungsgesuch bei der zuständigen
Behörde des Gaststaates einreichen. Der Projektträger ist
hiervon unverzüglich zu unterrichten.

Abschnitt 2
Projekttätigkeiten im Bundesgebiet

§ 5
Zustimmung und Registrierung

(1) Im Rahmen einer Gemeinsamen Projektumsetzung im
Bundesgebiet hat die zuständige Behörde die Zustimmung
zu erteilen, wenn

1. die den Anforderungen des Absatzes 4 entsprechende
Projektdokumentation und der sach- und fachgerecht er-
stellte Validierungsbericht ergeben, dass die Projekttätig-
keit eine zusätzliche Emissionsminderung erwarten lässt
und

2. die Projekttätigkeit keine schwerwiegenden nachteiligen
Umweltauswirkungen verursacht.

§ 3 Abs.1 Satz 2 gilt entsprechend. Führt eine Projekttätig-
keit zu einer unmittelbaren oder mittelbaren Minderung von
Emissionen aus einer Anlage, die der Emissionshandels-
richtlinie unterliegt, so ist diese Emissionsminderung bei der
Berechnung der im Sinne der Nummer 1 zu erwartenden zu-
sätzlichen Emissionsminderung Bestandteil der Referenz-
fallemissionen.

Wird eine Projekttätigkeit durch öffentliche Fördermittel der
Bundesrepublik Deutschland finanziert, ist der Anteil derje-
nigen Emissionsminderung der Projekttätigkeit, der durch
öffentliche Fördermittel finanziert wird, Bestandteil der Re-
ferenzfallemissionen; dies gilt nicht, wenn die öffentlichen
Fördermittel der Absicherung von Investitionen dienen. Die
Vergütung von Strom nach § 5 Abs. 1 des Erneuerbare-Ener-
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gien-Gesetzes und der Zuschlag für KWK-Strom aus Anla-
gen nach § 5 des Kraft-Wärme-Koppelungsgesetzes stehen
einer Finanzierung durch öffentliche Fördermittel gleich.

(2) Die Zustimmung ist zu versagen, wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Projekt-
träger nicht die notwendige Gewähr für die ordnungsge-
mäße Durchführung der Projekttätigkeit, insbesondere
die Erfüllung der Pflichten nach diesem Gesetz bietet
oder

2. keine Bereitschaft des Investorstaates besteht, unter ver-
gleichbaren Bedingungen Projekttätigkeiten auf seinem
Staatsgebiet zuzulassen.

(3) Die Zustimmung wird entsprechend der vom Projekt-
träger beantragten Laufzeit befristet. Die Laufzeit darf nicht
über den 31. Dezember 2012 hinausgehen.

(4) Die Zustimmung erfolgt auf schriftlichen Antrag des
Projektträgers bei der zuständigen Behörde. Dem Antrag hat
der Projektträger folgende Dokumente beizufügen:

1. die Projektdokumentation und

2. den Validierungsbericht.

§ 3 Abs. 4 Satz 3 gilt entsprechend. Das Bundesministerium
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit kann im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft
und Arbeit die formalen und inhaltlichen Anforderungen an
die Projektdokumentation einschließlich derer für den Über-
wachungsplan unter Beachtung der Anhänge B und C zur
Anlage des Beschlusses 17/CP.7 sowie des Anhangs B zur
Anlage des Beschlusses 16/CP.7 der Konferenz der Vertrags-
parteien des Übereinkommens durch Rechtsverordnung, die
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, regeln. In der
Rechtsverordnung können für kleine und mittlere Projekt-
tätigkeiten vereinfachte Anforderungen an die Antragsunter-
lagen und den Nachweis der zu erwartenden zusätzlichen
Emissionsminderung festgelegt werden.

§ 3 Abs. 4 Satz 6 und 7 gilt entsprechend.

(5) Der Antragsteller hat die Projektdokumentation und
die Adresse der von ihm mit der Validierung beauftragten
Stelle unverzüglich nach Erstellung der zuständigen Behör-
de zuzuleiten. Die zugeleiteten Informationen sind nach § 10
des Umweltinformationsgesetzes zu veröffentlichen.

(6) Die Zustimmung nach Absatz 1 umfasst nicht die
sonstigen behördlichen Entscheidungen, die nach anderen
öffentlich-rechtlichen Vorschriften zur Durchführung der
Projekttätigkeit erforderlich sind.

(7) Die Zustimmung enthält die Festlegung, dass Emis-
sionsreduktionseinheiten nur für ab 1. Januar 2008 erzielte
Emissionsminderungen ausgestellt werden können.

(8) Die zuständige Behörde führt nach Maßgabe des Arti-
kels 24 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2216/2004
der Kommission vom 21. Dezember 2004 über ein standar-
disiertes und sicheres Registrierungssystem gemäß der
Richtlinie 2003/87/EG sowie der Entscheidung 280/2004/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. EU
Nr. L 386 S. 1) ein nationales Verzeichnis über Projekttätig-
keiten im Rahmen der Gemeinsamen Projektumsetzung im
Bundesgebiet. Die zuständige Behörde nimmt die Registrie-

rung der Projekttätigkeit vor, sobald die Zustimmung nach
Absatz 1 erteilt wurde und ihr die Billigung des Investor-
staats vorliegt.

(9) § 3 Abs. 5 gilt entsprechend.
(10) Diese Vorschrift findet keine Anwendung, wenn sich

aus dem Verzeichnis über den Teilnahmestatus ergibt, dass
der mögliche Investorstaat oder die Bundesrepublik
Deutschland als möglicher Gastgeberstaat die Teilnahmevo-
raussetzungen der Nummer 21 des Abschnitts D der Anlage
des Beschlusses 16/CP.7 der Konferenz der Vertragsparteien
des Übereinkommens nicht erfüllt.

§ 6
Bestätigung des Verifizierungsberichts

(1) Die zuständige Behörde hat den Verifizierungsbericht
zu bestätigen, wenn
1. die registrierte Projekttätigkeit entsprechend der Projekt-

dokumentation, die der Zustimmung zu Grunde lag,
durchgeführt wurde, insbesondere der Überwachungsbe-
richt den Vorgaben des validierten Überwachungsplans
entspricht,

2. der Verifizierungsbericht sach- und fachgerecht erstellt
wurde und

3. der Verfizierungsbericht ergibt, dass Doppelzählungen
auf Grund unmittelbarer oder mittelbarer Emissionsmin-
derungen oder Doppelbegünstigungen auf Grund einer
Finanzierung durch öffentliche Fördermittel im Sinne des
§ 5 Abs. 1 Satz 4 und 5 ausgeschlossen sind.

Bevor die zuständige Behörde die Bestätigung des Verifizie-
rungsberichts ablehnt, ist dem Projektträger und der mit der
Verifizierung beauftragten sachverständigen Stelle Gelegen-
heit zu geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen
Tatsachen zu äußern.

(2) Die Bestätigung erfolgt auf schriftlichen Antrag des
Projektträgers bei der zuständigen Behörde. Dem Antrag hat
der Projektträger folgende Dokumente beizufügen:
1. den Überwachungsbericht und
2. den Verifizierungsbericht.
Der Projektträger ist verpflichtet, im Überwachungsbericht
richtige und vollständige Angaben zu machen.
§ 3 Abs. 4 Satz 6 und 7 gilt entsprechend.

(3) Die zuständige Behörde unterrichtet unverzüglich
nach der Bestätigung des Verifizierungsberichts den Regis-
terführer im Sinne des Artikels 2 Buchstabe q der Verord-
nung (EG) Nr. 2216/2004. Der Registerführer überträgt die
Anzahl von Emissionsreduktionseinheiten, die der verifi-
zierten Menge an Emissionsminderungen in Tonnen Kohlen-
dioxidäquivalent entspricht, auf das vom Projektträger be-
nannte Konto.

Abschnitt 3
Sachverständige Stellen

§ 7
Sachverständige Stellen

(1) Zur Validierung und Verifizierung sind nur solche
sachverständigen Stellen befugt, die durch den Exekutivrat
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akkreditiert und bekannt gegeben worden sind. Die sachver-
ständigen Stellen werden vom Projektträger beauftragt. Sie
sind verpflichtet, die Angaben des Projektträgers auf Rich-
tigkeit und Vollständigkeit zu überprüfen sowie richtige und
vollständige Angaben im Validierungs- und Verifizierungs-
bericht zu machen.

(2) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit kann im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Arbeit durch Rechtsver-
ordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
unter Berücksichtigung der in Anhang A des Beschlusses
16/CP.7 der Konferenz der Vertragsparteien des Überein-
kommens aufgestellten Anforderungen festlegen, dass auch
andere als die in Absatz 1 genannten Stellen zur Validierung
und Verifizierung befugt sind.

(3) Bei der sach- und fachgerechten Erstellung des Vali-
dierungs- und Verifizierungsberichtes sind die Vorgaben des
Abschnittes E der Anlage des Beschlusses 16/CP.7 und die
Abschnitte E, G und I der Anlage des Beschlusses 17/CP.7
der Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens zu
beachten. Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit kann im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Wirtschaft und Arbeit die Voraussetzun-
gen und das Verfahren durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, regeln. Dabei ist
sicherzustellen, dass bei der Verifizierung Doppelzählungen
auf Grund unmittelbarer oder mittelbarer Emissionsminde-
rungen und Doppelbegünstigungen auf Grund einer Finan-
zierung durch öffentliche Fördermittel im Sinne des § 5
Abs. 1 Satz 4 und 5 ausgeschlossen werden.

Teil 3
Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung

§ 8
Zustimmung

(1) Im Rahmen des Mechanismus für umweltverträgliche
Entwicklung hat die zuständige Behörde die Zustimmung zu
erteilen, wenn

1. die den Anforderungen des Absatzes 3 entsprechende
Projektdokumentation und der sach- und fachgerecht er-
stellte Validierungsbericht ergeben, dass die Projekttätig-
keit eine zusätzliche Emissionsminderung erwarten lässt,

und die Projekttätigkeit

2. keine schwerwiegenden nachteiligen Umweltauswirkun-
gen verursacht und

3. der nachhaltigen Entwicklung des Gastgeberstaates in
wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Hinsicht, ins-
besondere vorhandenen nationalen Nachhaltigkeitsstra-
tegien, nicht zuwiderläuft.

§ 3 Abs.1 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Die Zustimmung ist zu versagen, wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Projekt-
träger nicht die notwendige Gewähr für die ordnungsge-
mäße Durchführung der Projekttätigkeit, insbesondere
die Erfüllung der Pflichten nach diesem Gesetz bietet
oder

2. sich aus dem Verzeichnis über den Teilnahmestatus er-
gibt, dass die Bundesrepublik Deutschland als möglicher
Investorstaat die Teilnahmevoraussetzung der Nummer
31 oder der mögliche Gastgeberstaat die Teilnahmevo-
raussetzung der Nummer 30 des Abschnitts F der Anlage
des Beschlusses 17/CP.7 der Konferenz der Vertragspar-
teien des Übereinkommens nicht erfüllt.
(3) Die Zustimmung erfolgt auf schriftlichen Antrag des

Projektträgers bei der zuständigen Behörde. Dem Antrag hat
der Projektträger folgende Dokumente beizufügen:
1. die Projektdokumentation,
2. den Validierungsbericht und
3. ein Befürwortungsschreiben des Gastgeberstaates, falls

ein solches ausgestellt worden ist.
Die Projektdokumentation einschließlich des Überwa-
chungsplans ist nach den formalen und inhaltlichen Anfor-
derungen des Anhangs B sowie dem Abschnitt H zur Anlage
des Beschlusses 17/CP.7 der Konferenz der Vertragsparteien
des Übereinkommens zu erstellen. Aus der Projektdokumen-
tation muss sich ergeben, dass eine Öffentlichkeitsbeteili-
gung entsprechend den Anforderungen nach Nummer 40
der Anlage G des Beschlusses 17/CP.7 der Konferenz der
Vertragsparteien des Übereinkommens stattgefunden hat.

(4) Die zuständige Behörde kann den Projektträger zum
Nachweis, dass die Anforderung der Nummer 2 des Absat-
zes 1 erfüllt ist, zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung verpflichten, wenn sie insbesondere auf Grund
der in der validierten Projektdokumentation beschriebenen
Projekttätigkeit und der dort dargestellten Umweltauswir-
kungen zu der Einschätzung gelangt, dass nach Umfang,
Standort und Folgen der Projekttätigkeit erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen wahrscheinlich sind. Das Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Wirtschaft und Arbeit und dem Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung durch Rechts-
verordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be-
darf, festlegen, welche Anforderungen im Einzelnen an die
Umweltverträglichkeitsprüfung nach Satz 1 zu stellen sind.
Dabei sind vorhandene internationale Standards, die ökolo-
gische und gesellschaftliche Belange aufnehmen, zu berück-
sichtigen.

(5) § 3 Abs. 4 Satz 6 und 7, Abs. 5 und 6 gelten entspre-
chend.

(6) Die zuständige Behörde hat auf Antrag des Projektträ-
gers eine natürliche oder juristische Person im Sinne des Ar-
tikels 12 Abs. 9 des Protokolls zu ermächtigen, sich an der
Projekttätigkeit zu beteiligen, der nach Absatz 1 zugestimmt
wurde.

§ 9
Überprüfungsgesuch

Die zuständige Behörde kann, soweit die Voraussetzun-
gen der Nummer 41 des Abschnitts G oder der Nummer 65
des Abschnitts J der Anlage des Beschlusses 17/CP.7 der
Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens vor-
liegen, ein Überprüfungsgesuch beim Exekutivrat einrei-
chen. Der Projektträger ist hiervon unverzüglich zu unter-
richten.
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Teil 4
Gemeinsame Vorschriften

§ 10
Zuständige Behörde; Aufgabenübertragung

(1) Zuständige Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist das
Umweltbundesamt.

(2) Die nach Absatz 1 zuständige Behörde kann die Auf-
gaben und Befugnisse mit Ausnahme der Zuständigkeit für
die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
nach § 15 ganz oder teilweise auf eine juristische Person
übertragen, wenn diese die Gewähr dafür bietet, dass die
übertragenen Aufgaben ordnungsgemäß und zentral für das
Bundesgebiet erfüllt werden. Die Beliehene untersteht der
Aufsicht der nach Absatz 1 zuständigen Behörde. Bei einer
Aufgabenübertragung auf eine juristische Person des öffent-
lichen Rechts gilt Satz 2 entsprechend.

§ 11
Benennung eines Bevollmächtigten

Besteht der Projektträger aus mehreren natürlichen oder
juristischen Personen, ist der zuständigen Behörde eine na-
türliche Person als gemeinsamer Bevollmächtigter mit Zu-
stelladresse im Inland zu benennen. Hat der Projektträger
seinen Firmensitz im Ausland und keine Zweigniederlas-
sung in der Bundesrepublik Deutschland, hat er eine im In-
land ansässige Person als Empfangsberechtigten für Zustel-
lungen zu benennen.

§ 12
Mengenbeobachtung

(1) Die zuständige Behörde hat der Bundesregierung erst-
mals zum 31. Dezember 2006 und danach jährlich über die
Anzahl der tatsächlichen und für den folgenden Berichtszeit-
raum absehbaren Registrierungen im Sinne des § 5 Abs. 8 zu
berichten.

(2) Ist nach dem Bericht der zuständigen Behörde nach
Absatz 1 eine Gefährdung der Einhaltung der Reserve für
den Verpflichtungszeitraum im Sinne der Nummer 6 der An-
lage des im Anhang zu diesem Gesetz abgedruckten Be-
schlusses 18/CP.7 der Konferenz der Vertragsparteien des
Übereinkommens zu besorgen, kann die Bundesregierung
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, eine Begrenzung der Menge von Emis-
sionsreduktionseinheiten, die durch Projekttätigkeiten im
Bundesgebiet erzeugt werden, beschließen. Die Bundesre-
gierung legt zugleich den Umfang und Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens dieser Mengenbegrenzung fest und gibt dies im
Bundesanzeiger oder im elektronischen Bundesanzeiger be-
kannt.

(3) Ab dem Zeitpunkt, zu dem die Bundesregierung nach
Absatz 2 die Einführung einer Mengenbegrenzung beschlos-
sen hat, bedarf die Registrierung gemäß § 5 Abs. 8 einer Vor-
registrierung. Die Vorregistrierung einer Projekttätigkeit im
Rahmen einer Gemeinsamen Projektumsetzung im Bundes-
gebiet erfolgt durch die zuständige Behörde.

(4) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung,
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, das Ver-
fahren der Vorregistrierung nach Absatz 3 und die Maßnah-
men zu regeln, die die Einhaltung der Mengenbegrenzung
gewährleisten. Dabei ist sicherzustellen, dass eine Vorregis-
trierung gelöscht wird, soweit die betreffende Projekttätig-
keit nicht innerhalb von zwei Jahren ab Vorregistrierung
nach § 5 Abs. 8 registriert wird.

§ 13
Rechtsverordnung zu Zustimmungsvoraussetzungen

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit kann im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Arbeit und dem Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung unter Beachtung der Beschlüsse 16/CP.7 und 17/CP.7
der Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, regeln, welche Anforderungen an das
Vorliegen der einzelnen Zustimmungsvoraussetzungen des
§ 3 Abs. 1, des § 5 Abs. 1 und des § 8 Abs. 1 und Versa-
gungsgründe des § 3 Abs. 2, des § 5 Abs. 2 und des § 8
Abs. 2 zu stellen sind.

§ 14
Kosten

Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz und den zur
Durchführung dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun-
gen erhebt die zuständige Behörde Gebühren und Auslagen.
Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit bestimmt durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die gebühren-
pflichtigen Tatbestände, die Höhe der Gebühren und die zu
erstattenden Auslagen für Amtshandlungen nach diesem Ge-
setz und nach den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsverordnungen. Die Gebührensätze sind so zu bemes-
sen, dass der gesamte Verwaltungsaufwand der Behörde für
die Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem Gesetz abge-
deckt wird.

§ 15
Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leicht-
fertig entgegen § 6 Abs. 2 Satz 3 oder § 7 Abs.1 Satz 3

1. im Überwachungsbericht oder im Validierungsbericht
oder

2. im Verifizierungsbericht

eine Angabe nicht richtig oder nicht vollständig macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absat-
zes 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße bis zu hunderttausend Euro,
in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtau-
send Euro geahndet werden.
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ANHANG

BERICHT DER KONFERENZ
DER VERTRAGSPARTEIEN

ÜBER IHRE SIEBTE TAGUNG IN MARRAKESCH
VOM 29. OKTOBER BIS 10. NOVEMBER 2001

Addendum

TEIL ZWEI: VON DER KONFERENZ
DER VERTRAGSPARTEIEN

ERGRIFFENE MASSNAHMEN

Band II

INHALT

II. DIE VEREINBARUNGEN
VON MARRAKESCH (Fortsetzung)

15/CP.7 Grundsätze, Merkmale und
Geltungsbereich der Mechanismen
nach den Artikeln 6, 12 und 17
des Protokolls von Kyoto

16/CP.7 Leitlinien für die Durchführung
des Artikels 6 des Protokolls von Kyoto

17/CP.7 Modalitäten und Verfahren für einen
Mechanismus für umweltverträgliche
Entwicklung im Sinne des Artikels 12
des Protokolls von Kyoto

18/CP.7 Modalitäten, Regeln und Leitlinien
für den Emissionshandel nach Artikel 17
des Protokolls von Kyoto

19/CP.7 Modalitäten für die Abrechnung über
die zugeteilten Mengen nach Artikel 7
Absatz 4 des Protokolls von Kyoto

Beschluss 15/CP.7

Grundsätze, Merkmale und Geltungsbereich
der Mechanismen nach den Artikeln 6, 12 und 17

des Protokolls von Kyoto

Die Konferenz der Vertragsparteien –

unter Hinweis auf ihren Beschluss 1/CP.3, insbesondere
Nummer 5 Buchstaben b, c und e,

ferner unter Hinweis auf ihre Beschlüsse 7/CP.4, 8/CP.4, 9/
CP.4, 14/CP.5 und 5/CP.6 mit den Bonner Vereinbarungen
über die Durchführung des Aktionsplans von Buenos Aires,
soweit einschlägig,

sowie unter Hinweis auf die Präambel des Übereinkommens,

in Anerkennung dessen, dass die Vertragsparteien bei der
Nutzung der Mechanismen von dem Ziel und den Grundsät-
zen geleitet werden, die in den Artikeln 2 und 3 sowie in Ar-
tikel 4 Absatz 7 des Übereinkommens enthalten sind,

ferner in Anerkennung dessen, dass das Protokoll von Kyoto
den in Anlage I aufgeführten Vertragsparteien keine Rechte,
Titel oder Ansprüche auf Emissionen irgendeiner Art ver-
schafft oder erteilt,

unter Betonung dessen, dass die in Anlage I aufgeführten
Vertragsparteien im eigenen Land ergriffene Maßnahmen im
Einklang mit den nationalen Gegebenheiten und im Hinblick
auf die Reduktion der Emissionen auf eine Weise durchfüh-
ren, dass sie der Verringerung der Pro-Kopf-Unterschiede
zwischen den Vertragsparteien, die entwickelte Länder sind,
und den Vertragsparteien, die Entwicklungsländer sind, die-
nen, wobei das Endziel des Übereinkommens angestrebt
wird,
in Bestätigung dessen, dass die Mechanismen ergänzend zu
den im eigenen Land ergriffenen Maßnahmen genutzt wer-
den und dass die im eigenen Land ergriffenen Maßnahmen
somit ein bedeutender Bestandteil der Bemühungen jeder in
Anlage I aufgeführten Vertragspartei sind, die quantifizier-
ten Emissionsbegrenzungs- und -reduktionsverpflichtungen
nach Artikel 3 Absatz 1 zu erfüllen,
ferner unter Betonung dessen, dass Umweltintegrität durch
fundierte Modalitäten, Regeln und Leitlinien für die Mecha-
nismen und durch fundierte und starke Grundsätze und Re-
geln in den Bereichen Landnutzung, Landnutzungsänderun-
gen und Forstwirtschaft und ein starkes Einhaltungssystem
zu erreichen ist,
eingedenk ihrer Beschlüsse 11/CP.7, 16/CP.7, 17/CP.7,
18/CP.7, 19/CP.7, 20/CP.7, 21/CP.7, 22/CP.7, 23/CP.7 und
24/CP.7 –
empfiehlt, dass die als Tagung der Vertragsparteien des Pro-
tokolls von Kyoto dienende Konferenz der Vertragsparteien
auf ihrer ersten Tagung den nachstehenden Beschlussent-
wurf annimmt.

Beschlussentwurf –/CMP.1 (Mechanismen)

Grundsätze, Merkmale und Geltungsbereich
der Mechanismen nach den Artikeln 6, 12 und 17

des Protokolls von Kyoto
Die als Tagung der Vertragsparteien des Protokolls von
Kyoto dienende Konferenz der Vertragsparteien –
unter Hinweis auf den Beschluss 1/CP.3, insbesondere Num-
mer 5 Buchstaben b, c und e,
ferner unter Hinweis auf die Beschlüsse 7/CP.4, 8/CP.4,
9/CP.4, 14/CP.5, 5/CP.6 mit den Bonner Vereinbarungen
über die Durchführung des Aktionsplans von Buenos Aires,
11/CP.7, 16/CP.7, 17/CP.7, 18/CP.7, 19/CP.7, 20/CP.7,
21/CP.7, 22/CP.7, 23/CP.7 und 24/CP.7, soweit einschlägig,
sowie unter Hinweis auf die Präambel des Übereinkommens,
in Anerkennung dessen, dass die Vertragsparteien bei der
Nutzung der Mechanismen von dem Ziel und den Grundsät-
zen geleitet werden, die in den Artikeln 2 und 3 sowie in Ar-
tikel 4 Absatz 7 des Übereinkommens enthalten sind,
ferner in Anerkennung dessen, dass das Protokoll von Kyoto
den in Anlage I aufgeführten Vertragsparteien keine Rechte,
Titel oder Ansprüche auf Emissionen irgendeiner Art ver-
schafft oder erteilt,
unter Betonung dessen, dass die in Anlage I aufgeführten Ver-
tragsparteien im eigenen Land ergriffene Maßnahmen im Ein-
klang mit den nationalen Gegebenheiten und im Hinblick auf
die Reduktion der Emissionen auf eine Weise durchführen,
dass sie der Verringerung der Pro-Kopf-Unterschiede zwi-
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schen den Vertragsparteien, die entwickelte Länder sind, und
den Vertragsparteien, die Entwicklungsländer sind, dienen,
wobei das Endziel des Übereinkommens angestrebt wird,
ferner unter Betonung dessen, dass Umweltintegrität durch
fundierte Modalitäten, Regeln und Leitlinien für die Mecha-
nismen und durch fundierte und starke Grundsätze und Re-
geln in den Bereichen Landnutzung, Landnutzungsänderun-
gen und Forstwirtschaft und ein starkes Einhaltungssystem
zu erreichen ist,
angesichts ihrer Beschlüsse –/CMP.1 (Artikel 6), –/CMP.1
(Artikel 12), –/CMP.1 (Artikel 17), –/CMP.1 (Landnutzung,
Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft), –/CMP.1
(Modalitäten für die Abrechnung über die zugeteilten Men-
gen), –/CMP.1 (Artikel 5 Absatz 1), –/CMP.1 (Artikel 5
Absatz 2), –/CMP.1 (Artikel 7) und –/CMP.1 (Artikel 8) so-
wie Beschluss 24/CP.7 –
1. beschließt, dass die Mechanismen ergänzend zu den im

eigenen Land ergriffenen Maßnahmen genutzt werden
und dass die im eigenen Land ergriffenen Maßnahmen
somit ein bedeutender Bestandteil der Bemühungen jeder
in Anlage I aufgeführten Vertragspartei sind, die quan-
tifizierten Emissionsbegrenzungs- und -reduktionsver-
pflichtungen nach Artikel 3 Absatz 1 zu erfüllen;

2. fordert die in Anlage I aufgeführten Vertragsparteien auf,
in Bezug auf Nummer 1 nach Artikel 7 des Protokolls
von Kyoto einschlägige Informationen für die Überprü-
fung nach dessen Artikel 8 zur Verfügung zu stellen;

3. beschließt, dass bei den zu übermittelnden Informationen
die Berichterstattung über nachweisbaren Fortschritt im
Sinne des Beschlusses –/CMP.1 (Artikel 7) berücksich-
tigt wird;

4. fordert die Unterstützungsabteilung des Einhaltungsaus-
schusses auf, sich mit Fragen der Durchführung der
Nummern 2 und 3 zu befassen;

5. beschließt, dass die Zulassung zur Teilnahme einer in An-
lage I aufgeführten Vertragspartei an den Mechanismen
davon abhängt, wie sie die Anforderungen bezüglich der
Methoden und Berichterstattung nach Artikel 5 Absätze
1 und 2 sowie Artikel 7 Absätze 1 und 4 des Protokolls
von Kyoto erfüllt. Aufsicht über diese Bestimmung führt
die Durchsetzungsabteilung des Einhaltungsausschusses
nach den Verfahren und Mechanismen für die Einhaltung
im Sinne des Beschlusses 24/CP.7, wobei davon ausge-
gangen wird, dass diese Verfahren und Mechanismen von
der als Tagung der Vertragsparteien des Protokolls von
Kyoto dienenden Konferenz der Vertragsparteien in Be-
schlussform zusätzlich zu jeder Änderung mit rechtsver-
bindlichen Folgen angenommen werden, und zu berück-
sichtigen ist, dass es der als Tagung der Vertragsparteien
des Protokolls von Kyoto dienenden Konferenz der Ver-
tragsparteien obliegt, über die rechtliche Form der die
Einhaltung betreffenden Verfahren und Mechanismen zu
entscheiden;

6. beschließt, dass zertifizierte Emissionsreduktionen,
Emissionsreduktionseinheiten und zugeteilte Mengen im
Sinne der Artikel 6, 12 und 17 sowie Gutschriften aus
Senken aufgrund von Maßnahmen oder Tätigkeiten nach
Artikel 3 Absätze 3 und 4 dazu genutzt werden können,
den Verpflichtungen der in Anlage I aufgeführten Ver-
tragsparteien nach Artikel 3 Absatz 1 nachzukommen,

und dass diese nach Artikel 3 Absätze 10, 11 und 12 des
Protokolls von Kyoto und nach Maßgabe der Bestim-
mungen des Beschlusses –/CMP.1 (Modalitäten für die
Abrechnung über die zugeteilten Mengen) hinzugerech-
net werden können, ebenso wie Emissionsreduktionsein-
heiten, zugeteilte Mengen und Gutschriften aus Senken
nach Artikel 3 Absätze 10 und 11 und nach Maßgabe des
Beschlusses –/CMP.1 (Modalitäten für die Abrechnung
über die zugeteilten Mengen) abgezogen werden können,
ohne dass dadurch die quantifizierten Emissionsbegren-
zungs- und -reduktionsverpflichtungen nach Anlage B
des Protokolls von Kyoto verändert werden.

Beschluss 16/CP.7

Leitlinien für die Durchführung des Artikels 6
des Protokolls von Kyoto

Die Konferenz der Vertragsparteien –
unter Hinweis auf ihren Beschluss 5/CP.6 mit den Bonner
Vereinbarungen über die Durchführung des Aktionsplans
von Buenos Aires,
eingedenk ihrer Beschlüsse 3/CP.7, 11/CP.7, 15/CP.7,
17/CP.7, 18/CP.7, 19/CP.7, 20/CP.7, 21/CP.7, 22/CP.7,
23/CP.7 und 24/CP.7,
in Bestätigung dessen, dass es der Vertragspartei, die Gast-
land ist, obliegt zu bestätigen, ob ihr eine Projektmaßnahme
nach Artikel 6 hilft, eine nachhaltige Entwicklung zu errei-
chen,
in Anerkennung dessen, dass in Anlage I aufgeführte Ver-
tragsparteien davon Abstand zu nehmen haben, Emissions-
reduktionseinheiten aus Kernanlagen zur Erfüllung ihrer
Verpflichtungen nach Artikel 3 Absatz 1 zu nutzen –
1. fordert die in Anlage II des Übereinkommens aufgeführ-

ten Vertragsparteien nachdrücklich auf, für in Anlage I
aufgeführte Vertragsparteien mit in Anlage B niederge-
legten Verpflichtungen, die sich im Übergang zur Markt-
wirtschaft befinden, die Teilnahme an Projekten nach
Artikel 6 zu erleichtern;

2. fordert die in Anlage I aufgeführten Vertragsparteien auf,
die Verwaltungskosten für die Realisierung der gemein-
samen Durchführung nach Artikel 6 durch Leistung von
Beiträgen zum UNFCCC-Treuhandfonds für Zusatzmaß-
nahmen zu finanzieren, um erforderlichenfalls die vorbe-
reitenden Arbeiten des Sekretariats zu erleichtern;

3. empfiehlt, dass die als Tagung der Vertragsparteien des
Protokolls von Kyoto dienende Konferenz der Vertrags-
parteien auf ihrer ersten Tagung den nachstehenden Be-
schlussentwurf annimmt.

Beschlussentwurf –/CMP.1 (Artikel 6)

Leitlinien für die Durchführung des Artikels 6
des Protokolls von Kyoto

Die als Tagung der Vertragsparteien des Protokolls von
Kyoto dienende Konferenz der Vertragsparteien –
angesichts ihrer Beschlüsse –/CMP.1 (Mechanismen),
–/CMP.1 (Artikel 12), –/CMP.1 (Artikel 17), –/CMP.1
(Landnutzung, Landnutzungsänderungen und Forstwirt-
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schaft), –/CMP.1 (Modalitäten für die Abrechnung über
die zugeteilten Mengen), –/CMP.1 (Artikel 5 Absatz 1 ),
–/CMP.1 (Artikel 5 Absatz 2), –/CMP.1 (Artikel 7), –/CMP.1
(Artikel 8) sowie der Beschlüsse 3/CP.7 und 24/CP.7 –

1. beschließt, alle aufgrund des Beschlusses 16/CP.7 und
gegebenenfalls anderer einschlägiger Beschlüsse der
Konferenz der Vertragsparteien ergriffenen Maßnahmen
zu bestätigen und ihnen volle Wirksamkeit zu verleihen;

2. beschließt, die in der Anlage enthaltenen Leitlinien zur
Durchführung des Artikels 6 des Protokolls von Kyoto
anzunehmen;

3. beschließt, auf ihrer ersten Tagung den Aufsichtsaus-
schuss betreffend Artikel 6 einzurichten, der unter ande-
rem die Verifizierung der durch Projektmaßnahmen nach
Artikel 6 geschaffenen Emissionsreduktionseinheiten be-
aufsichtigen soll;

4. beschließt, dass Projekte nach Artikel 6, die die Verstär-
kung des anthropogenen Abbaus durch Senken zum Ziel
haben, den Begriffsbestimmungen, Anrechnungsregeln,
Modalitäten und Leitlinien nach Artikel 3 Absätze 3 und
4 des Protokolls von Kyoto zu entsprechen haben;

5. beschließt, dass ab dem Jahr 2000 beginnende Projekte
als Projekte nach Artikel 6 zugelassen sind, wenn sie die
Anforderungen der in der Anlage aufgeführten Leitlinien
für die Durchführung des Artikels 6 des Protokolls von
Kyoto erfüllen, und dass Emissionsreduktionseinheiten
nur für einen Anrechnungszeitraum ab Beginn des Jahres
2008 ausgestellt werden;

6. fordert die in Anlage II aufgeführten Vertragsparteien
nachdrücklich auf, für in Anlage I aufgeführte Vertrags-
parteien mit in Anlage B niedergelegten Verpflichtungen,
die sich im Übergang zur Marktwirtschaft befinden, die
Teilnahme an Projekten nach Artikel 6 zu erleichtern;

7. beschließt, dass alle aufgrund der Verfahren in der Anla-
ge entstehenden Verwaltungskosten im Hinblick auf die
Aufgaben des Aufsichtsausschusses betreffend Artikel 6
von den in Anlage I aufgeführten Vertragsparteien und
den Projektteilnehmern nach den Festlegungen eines von
der als Tagung der Vertragsparteien des Protokolls von
Kyoto dienenden Konferenz der Vertragsparteien auf ih-
rer ersten Tagung angenommenen Beschlusses gemein-
sam getragen werden;

8. beschließt außerdem, dass jede künftige Überarbeitung
der Leitlinien für die Durchführung des Artikels 6 im
Einklang mit der jeweils geltenden Geschäftsordnung der
als Tagung der Vertragsparteien des Protokolls von Kyo-
to dienenden Konferenz der Vertragsparteien beschlossen
wird. Die erste Überprüfung findet spätestens ein Jahr
nach Ablauf des ersten Verpflichtungszeitraums auf der
Grundlage von Empfehlungen des Aufsichtsausschusses
betreffend Artikel 6 und des Nebenorgans für die Durch-
führung statt, erforderlichenfalls unter Heranziehung
technischer Gutachten des Nebenorgans für wissen-
schaftliche und technologische Beratung. Weitere Über-
prüfungen werden anschließend in regelmäßigen Abstän-
den durchgeführt. Eine Überarbeitung des Beschlusses
lässt bereits laufende Projekte nach Artikel 6 unberührt.

ANLAGE

Leitlinien für die Durchführung des Artikels 6
des Protokolls von Kyoto

A. Begriffsbestimmungen
1. Für die Zwecke dieser Anlage finden die in Artikel 12)

enthaltenen Begriffsbestimmungen und Artikel 14 An-
wendung. Außerdem
a) ist eine “Emissionsreduktionseinheit” oder “ERU”

eine nach den einschlägigen Bestimmungen der An-
lage des Beschlusses –/CMP.1 (Modalitäten für die
Abrechnung über die zugeteilten Mengen) ausgestell-
te Einheit und entspricht einer metrischen Tonne Koh-
lendioxidäquivalent, berechnet unter Verwendung der
globalen Treibhauspotenziale im Sinne des Beschlus-
ses 2/CP.3 oder einer späteren Überarbeitung nach Ar-
tikel 5;

b) ist eine „zertifizierte Emissionsreduktion“ oder
„CER“ eine nach Artikel 12 und den diesbezüglichen
Vorschriften sowie den einschlägigen Bestimmungen
der Anlage des Beschlusses –/CMP.1 (Artikel 12) aus-
gestellte Einheit und entspricht einer metrischen Ton-
ne Kohlendioxidäquivalent, berechnet unter Verwen-
dung der globalen Treibhauspotenziale im Sinne des
Beschlusses 2/CP.3 oder einer späteren Überarbeitung
nach Artikel 5;

c) ist eine „zugeteilte Menge“ oder „AAU“ eine nach
den einschlägigen Bestimmungen der Anlage des Be-
schlusses –/CMP.1 (Modalitäten für die Abrechnung
über die zugeteilten Mengen) ausgestellte Einheit und
entspricht einer metrischen Tonne Kohlendioxidäqui-
valent, berechnet unter Verwendung der globalen
Treibhauspotenziale im Sinne des Beschlusses 2/CP.3
oder einer späteren Überarbeitung nach Artikel 5;

d) ist eine „Gutschrift aus Senken“ oder „RMU“ eine
nach den einschlägigen Bestimmungen der Anlage
des Beschlusses –/CMP.1 (Modalitäten für die Ab-
rechnung über die zugeteilten Mengen) ausgestellte
Einheit und entspricht einer metrischen Tonne Koh-
lendioxidäquivalent, berechnet unter Verwendung der
globalen Treibhauspotenziale im Sinne des Beschlus-
ses 2/CP.3 oder einer späteren Überarbeitung nach Ar-
tikel 5;

e) bedeutet „Betroffene“ die von dem Projekt betroffene
oder wahrscheinlich betroffene Öffentlichkeit ein-
schließlich Einzelpersonen, Gruppen oder Gemein-
schaften.

B. Rolle der als Tagung der Vertragsparteien
des Protokolls von Kyoto dienenden Konferenz

der Vertragsparteien
2. Die als Tagung der Vertragsparteien des Protokolls von

Kyoto dienende Konferenz der Vertragsparteien (COP/
MOP) erteilt Maßgaben für die Durchführung des Arti-
kels 6 und hat die Weisungsbefugnis über den Aufsichts-
ausschuss betreffend Artikel 6.

2) Soweit nichts anderes angegeben ist, bezieht sich „Artikel“ in Zu-
sammenhang mit dieser Anlage auf einen Artikel des Protokolls von
Kyoto.
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C. Aufsichtsausschuss betreffend Artikel 6
3. Der Aufsichtsausschuss betreffend Artikel 6 beaufsich-

tigt unter anderem die in Abschnitt E beschriebene Veri-
fizierung der durch Projektmaßnahmen nach Artikel 6
geschaffenen ERU und ist verantwortlich für
a) die Berichterstattung über seine Tätigkeit auf jeder

Tagung der COP/MOP;
b) die Akkreditierung von unabhängigen Prüfeinrichtun-

gen in Übereinstimmung mit den in Anhang A enthal-
tenen Maßstäben und Verfahren;

c) die Überprüfung der in Anhang A enthaltenen Maß-
stäbe und Verfahren für die Akkreditierung von unab-
hängigen Prüfeinrichtungen unter Berücksichtigung
der einschlägigen Arbeit des Exekutivrats des Mecha-
nismus für umweltverträgliche Entwicklung (CDM)
und gegebenenfalls die Abgabe von Empfehlungen an
die COP/MOP zu Überarbeitungen dieser Maßstäbe
und Verfahren;

d) die Überprüfung und Überarbeitung der Leitlinien für
die Berichterstattung und der Kriterien für Referenz-
szenarien und für die Überwachung in Anhang B zur
Prüfung durch die COP/MOP, gegebenenfalls unter
Heranziehung der einschlägigen Arbeit des Exekutiv-
rats des CDM;

e) die Ausarbeitung der Projektdokumentation für Pro-
jekte nach Artikel 6 zur Prüfung durch die COP/MOP
unter Berücksichtigung des Anhangs B der Anlage
über Modalitäten und Verfahren für einen Mechanis-
mus für umweltverträgliche Entwicklung und gegebe-
nenfalls unter Heranziehung der einschlägigen Arbeit
des Exekutivrats des CDM;

f) die unter den Nummern 35 und 39 beschriebenen
Überprüfungsverfahren;

g) die Erarbeitung von Verfahrensregeln zusätzlich zu
den in dieser Anlage enthaltenen zur Prüfung durch
die COP/MOP.

4. Der Aufsichtsausschuss betreffend Artikel 6 besteht aus
zehn Mitgliedern aus den Vertragsparteien des Protokolls
von Kyoto, und zwar wie folgt:
a) drei Mitgliedern aus in Anlage I aufgeführten Ver-

tragsparteien3), die sich im Übergang zur Marktwirt-
schaft befinden;

b) drei Mitgliedern aus in Anlage I aufgeführten Ver-
tragsparteien, die nicht unter Buchstabe a genannt
sind;

c) drei Mitgliedern aus nicht in Anlage I aufgeführten
Vertragsparteien;

d) einem Mitglied aus den kleinen Inselstaaten unter den
Entwicklungsländern.

5. Die Mitglieder sowie die stellvertretenden Mitglieder des
Aufsichtsausschusses betreffend Artikel 6 werden von
den unter Nummer 4 genannten Gruppen benannt und
von der COP/MOP gewählt. Die COP/MOP wählt in den

Aufsichtsausschuss betreffend Artikel 6 fünf Mitglie-
der und fünf stellvertretende Mitglieder für einen Zeit-
raum von zwei Jahren und fünf Mitglieder und fünf
stellvertretende Mitglieder für einen Zeitraum von drei
Jahren. Danach wählt die COP/MOP jedes Jahr fünf
neue Mitglieder und fünf neue stellvertretende Mitglie-
der für einen Zeitraum von zwei Jahren. Eine Bestel-
lung nach Nummer 12 zählt als eine Amtszeit. Die Mit-
glieder und stellvertretenden Mitglieder bleiben so
lange im Amt, bis ihre Nachfolger gewählt sind.

6. Die Mitglieder des Aufsichtsausschusses betreffend
Artikel 6 können für höchstens zwei aufeinander fol-
gende Amtszeiten gewählt werden. Amtszeiten als
stellvertretendes Mitglied zählen nicht.

7. Der Aufsichtsausschuss betreffend Artikel 6 wählt je-
des Jahr einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden
Vorsitzenden aus den Reihen seiner Mitglieder, wobei
eine Person aus einer in Anlage I aufgeführten Vertrags-
partei und die andere Person aus einer nicht in Anlage I
aufgeführten Vertragspartei sein muss. Der Vorsitz und
der stellvertretende Vorsitz wechseln jährlich zwischen
einem Mitglied aus einer in Anlage I aufgeführten Ver-
tragspartei und einem Mitglied aus einer nicht in Anla-
ge I aufgeführten Vertragspartei.

8. Die COP/MOP wählt für jedes Mitglied des Aufsichts-
ausschusses betreffend Artikel 6 auf der Grundlage der
Kriterien unter den Nummern 4, 5 und 6 einen Stellver-
treter. Die Benennung eines Kandidaten für das Amt
eines Mitglieds durch eine Gruppe erfolgt gemeinsam
mit der Benennung eines Kandidaten für das Amt des
stellvertretenden Mitglieds aus derselben Gruppe.

9. Der Aufsichtsausschuss betreffend Artikel 6 tritt, sofern
nicht etwas anderes beschlossen wird, mindestens
zweimal pro Jahr zusammen, wenn möglich in Verbin-
dung mit den Sitzungen der Nebenorgane. Die gesam-
ten Unterlagen für Sitzungen des Aufsichtsausschusses
betreffend Artikel 6 werden auch den stellvertretenden
Mitgliedern zur Verfügung gestellt.

10. Die Mitglieder sowie die stellvertretenden Mitglieder
des Aufsichtsausschusses betreffend Artikel 6

a) handeln in persönlicher Eigenschaft und müssen
über anerkannte Sachkenntnis auf dem Gebiet der
Klimaänderungen und auf einschlägigem tech-
nischem und politischem Gebiet verfügen. Die Kos-
ten der Beteiligung von Mitgliedern und stellver-
tretenden Mitgliedern von Vertragsparteien, die
Entwicklungsländer sind, und von anderen nach der
UNFCCC-Praxis dafür in Frage kommenden Ver-
tragsparteien werden durch den Haushalt des Auf-
sichtsausschusses betreffend Artikel 6 gedeckt;

b) dürfen kein geldliches oder finanzielles Interesse an
irgendeinem Aspekt eines Projekts nach Artikel 6
haben;

c) dürfen vorbehaltlich ihrer Verantwortlichkeit ge-
genüber dem Aufsichtsausschuss betreffend Artikel
6 keine ihnen aufgrund ihrer Tätigkeit für diesen
Ausschuss zur Kenntnis kommenden vertraulichen
oder rechtlich geschützten Informationen offen
legen. Diese Geheimhaltungspflicht des Mitglieds

3) Soweit nichts anderes angegeben ist, bezieht sich „Vertragspartei“ in
Zusammenhang mit dieser Anlage auf eine Vertragspartei des Proto-
kolls von Kyoto.
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beziehungsweise des stellvertretenden Mitglieds ist
eine Verpflichtung des betreffenden Mitglieds be-
ziehungsweise stellvertretenden Mitglieds, die auch
nach Ablauf oder Beendigung seiner Tätigkeit für
den Aufsichtsausschuss betreffend Artikel 6 fortbe-
steht;

d) sind durch die Geschäftsordnung des Aufsichtsaus-
schusses betreffend Artikel 6 gebunden;

e) leisten vor Übernahme ihrer Amtspflichten einen
schriftlichen Diensteid, der vom Exekutivsekretär
des UNFCCC oder seinem Bevollmächtigten bestä-
tigt wird.

11. Der Aufsichtsausschuss betreffend Artikel 6 kann ein
bestimmtes Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied
suspendieren und der COP/MOP die Beendigung seiner
Mitgliedschaft empfehlen, wenn ein triftiger Grund
vorliegt, wozu unter anderem auch ein Verstoß gegen
die Bestimmungen über Interessenkonflikte, ein Ver-
stoß gegen die Vertraulichkeitsbestimmungen oder die
Nichtteilnahme an zwei aufeinander folgenden Sitzun-
gen des Aufsichtsausschusses betreffend Artikel 6 ohne
eine angemessene Begründung gehören.

12. Wenn ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied
des Aufsichtsausschusses betreffend Artikel 6 zurück-
tritt oder aus anderen Gründen außerstande ist, die fest-
gesetzte Amtszeit zu beenden oder die Aufgaben dieses
Amtes wahrzunehmen, kann der Aufsichtsausschuss
betreffend Artikel 6 unter Berücksichtigung der zeitli-
chen Nähe der nächsten Tagung der COP/MOP be-
schließen, für die restliche Amtszeit dieses Mitglieds
ersatzweise ein anderes Mitglied oder stellvertretendes
Mitglied aus derselben Gruppe zu bestellen. In diesem
Fall hat der Aufsichtsausschuss betreffend Artikel 6
Meinungsäußerungen der Gruppe, die das Mitglied be-
nannt hatte, zu berücksichtigen.

13. Der Aufsichtsausschuss betreffend Artikel 6 nimmt das
für die Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderliche
Fachwissen in Anspruch, wobei er insbesondere die na-
tionalen Akkreditierungsverfahren berücksichtigt.

14. Der Aufsichtsausschuss betreffend Artikel 6 ist be-
schlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel seiner Mit-
glieder, die eine Mehrheit der Mitglieder aus in An-
lage I aufgeführten Vertragsparteien und eine Mehrheit
der Mitglieder aus nicht in Anlage I aufgeführten Ver-
tragsparteien darstellen, anwesend sind.

15. Beschlüsse des Aufsichtsausschusses betreffend Arti-
kel 6 werden nach Möglichkeit im Konsens getroffen.
Sind alle Bemühungen um einen Konsens erschöpft
und wird keine Einigung erzielt, so werden Beschlüsse
als letztes Mittel mit Dreiviertelmehrheit der auf der
Sitzung anwesenden und abstimmenden Mitglieder ge-
troffen. Eine Stimmenthaltung gilt nicht als Stimm-
abgabe.

16. Der vollständige Wortlaut aller Beschlüsse des Auf-
sichtschusses nach Artikel 6 wird öffentlich verfügbar
gemacht. Die Beschlüsse werden in allen sechs Amts-
sprachen der Vereinten Nationen zur Verfügung ge-
stellt.

17. Die Arbeitssprache des Aufsichtsschusses nach Arti-
kel 6 ist Englisch.

18. Die Sitzungen des Aufsichtsschusses nach Artikel 6
stehen allen Vertragsparteien und allen bei der
UNFCCC akkreditierten Beobachtern und den Betrof-
fenen zur Teilnahme als Beobachter offen, sofern vom
Aufsichtsausschuss nicht etwas anderes beschlossen
wird.

19. Das Sekretariat betreut den Aufsichtsausschuss betref-
fend Artikel 6.

D. Voraussetzungen für die Teilnahme
20. Eine an einem Projekt nach Artikel 6 beteiligte Ver-

tragspartei hat dem Sekretariat Folgendes mitzuteilen:
a) die von ihr benannte Anlaufstelle für die Billigung

von Projekten nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a;
b) ihre nationalen Leitlinien und Verfahren für die Bil-

ligung von Projekten nach Artikel 6, einschließlich
der Berücksichtigung von Stellungnahmen der Be-
troffenen, sowie für die Überwachung und die Veri-
fizierung.

21. Vorbehaltlich der Nummer 22 darf eine in Anlage I auf-
geführte Vertragspartei mit einer in Anlage B niederge-
legten Verpflichtung nach den einschlägigen Bestim-
mungen ausgestellte ERU übertragen und/oder
erwerben, wenn sie die folgenden Zulassungsvorausset-
zungen erfüllt:
a) Sie ist Vertragspartei des Protokolls von Kyoto;
b) die ihr zugeteilte Menge nach Artikel 3 Absätze 7

und 8 ist im Einklang mit dem Beschluss –/CMP.1
(Modalitäten für die Abrechnung über die zugeteil-
ten Mengen) berechnet und erfasst worden;

c) sie verfügt über ein nationales System zur Schätzung
der anthropogenen Emissionen aller nicht durch das
Montrealer Protokoll geregelten Treibhausgase aus
Quellen und des anthropogenen Abbaus solcher
Gase durch Senken in Übereinstimmung mit Arti-
kel 5 Absatz 1 und mit den Anforderungen der in
diesem Rahmen beschlossenen Leitlinien;

d) sie verfügt über ein nationales Register in Überein-
stimmung mit Artikel 7 Absatz 4 und mit den Anfor-
derungen der in diesem Rahmen beschlossenen
Leitlinien;

e) sie hat das vorgeschriebene neueste Verzeichnis in
Übereinstimmung mit Artikel 5 Absatz 2 und Arti-
kel 7 Absatz 1 und mit den Anforderungen der in
diesem Rahmen beschlossenen Leitlinien, ein-
schließlich des nationalen Verzeichnisberichts und
des gemeinsamen Berichtsformats, jährlich vorge-
legt. Während des ersten Verpflichtungszeitraums
wird die erforderliche Qualitätsbeurteilung zur Fest-
stellung der Zulassung zur Nutzung der Mechanis-
men auf die Teile des Verzeichnisses beschränkt, die
Treibhausgasemissionen aus Sektoren/Gruppen von
Quellen nach Anlage A des Protokolls von Kyoto
betreffen, sowie auf die Vorlage des jährlichen Sen-
kenverzeichnisses;

f) sie legt die Zusatzinformationen über die ihr zuge-
teilte Menge in Übereinstimmung mit Artikel 7 Ab-
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satz 1 und mit den Anforderungen der in diesem
Rahmen beschlossenen Leitlinien vor und nimmt
Additionen zu und Subtraktionen von der ihr zu-
geteilten Menge nach Artikel 3 Absätze 7 und 8,
einschließlich der in Artikel 3 Absätze 3 und 4 vor-
gesehenen Maßnahmen und Tätigkeiten, in Über-
einstimmung mit Artikel 7 Absatz 4 und mit den
Anforderungen der in diesem Rahmen beschlosse-
nen Leitlinien vor.

22. Für eine in Anlage I aufgeführte Vertragspartei mit
einer in Anlage B niedergelegten Verpflichtung gilt
Folgendes:
a) dass sie 16 Monate nach Vorlage ihres Berichts zur

Erleichterung der Berechnung der ihr zugeteilten
Menge nach Artikel 3 Absätze 7 und 8 und zum
Nachweis ihrer Fähigkeit, Rechenschaft über ihre
Emissionen und die ihr zugeteilte Menge im Ein-
klang mit den beschlossenen Modalitäten für die
Abrechnung über die zugeteilte Menge nach Artikel
7 Absatz 4 abzulegen, die Zulassungsvoraussetzun-
gen unter Nummer 21 erfüllt, sofern nicht die
Durchsetzungsabteilung des Einhaltungsausschus-
ses in Übereinstimmung mit Beschluss 24/CP.7 fest-
stellt, dass die Vertragspartei diese Voraussetzungen
nicht erfüllt, oder wenn zu einem früheren Zeitpunkt
die Durchsetzungsabteilung des Einhaltungsaus-
schusses entschieden hat, dass sie keine in Berichten
der sachkundigen Überprüfungsgruppen nach Arti-
kel 8 des Protokolls von Kyoto aufgeführten Fragen
der Erfüllung in Bezug auf diese Voraussetzungen
behandelt und diese Information an das Sekretariat
weitergeleitet hat;

b) dass sie weiterhin die unter Nummer 21 genannten
Zulassungsvoraussetzungen erfüllt, sofern und
solange die Durchsetzungsabteilung des Einhal-
tungsausschusses nicht entscheidet, dass die Ver-
tragspartei eine oder mehrere der Zulassungsvoraus-
setzungen nicht erfüllt und ihre Zulassung
ausgesetzt und diese Information an das Sekretariat
weitergeleitet hat.

23. Eine Vertragspartei, die Gastland ist, kann, wenn die
Zulassungsvoraussetzungen unter Nummer 21 als er-
füllt gelten, die sich aus einem Projekt nach Artikel 6
ergebenden Reduktionen der anthropogenen Emissio-
nen aus Quellen oder Verstärkungen des anthropogenen
Abbaus durch Senken als Reduktionen beziehungswei-
se Verstärkungen verifizieren, die im Einklang mit Ar-
tikel 6 Absatz 1 Buchstabe b zu den ohne das Projekt
eintretenden Reduktionen beziehungsweise Verstär-
kungen hinzukommen. Nach erfolgter Verifizierung
kann die Vertragspartei, die Gastland ist, die ent-
sprechende Anzahl von ERU im Einklang mit den ein-
schlägigen Bestimmungen des Beschlusses –/CMP.1
(Modalitäten für die Abrechnung über die zugeteilten
Mengen) ausstellen.

24. Wenn eine Vertragspartei, die Gastland ist, die Zulas-
sungsvoraussetzungen unter Nummer 21 nicht erfüllt,
erfolgt die Verifizierung der sich aus einem Projekt
nach Artikel 6 ergebenden Reduktionen der anthropo-
genen Emissionen aus Quellen oder Verstärkungen des
anthropogenen Abbaus durch Senken, die im Einklang

mit Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b zu den ohne das
Projekt eintretenden Reduktionen beziehungsweise
Verstärkungen hinzukommen, anhand des in Abschnitt
E beschriebenen Verifizierungsverfahrens im Rahmen
des Aufsichtsausschusses betreffend Artikel 6. Die Ver-
tragspartei, die Gastland ist, kann ERU jedoch nur vor-
behaltlich der Erfüllung der Voraussetzungen unter
Nummer 21 Buchstaben a, b und d ausstellen und über-
tragen.

25. Eine Vertragspartei, die Gastland ist, kann sich, wenn
die Voraussetzungen unter Nummer 21 erfüllt sind, zu
jeder Zeit für die Anwendung des Verifizierungsverfah-
rens im Rahmen des Aufsichtsausschusses betreffend
Artikel 6 entscheiden.

26. Artikel 6 Absatz 4 gilt unter anderem auch für die unter
Nummer 21 genannten Voraussetzungen.

27. Das Sekretariat führt eine öffentlich zugängliche Liste
der Vertragsparteien, die die Zulassungsvoraussetzun-
gen erfüllen, und der Vertragsparteien, deren Zulassung
nach den einschlägigen Bestimmungen des Beschlusses
24/CP.7 ausgesetzt worden ist.

28. Eine Vertragspartei, in deren Land ein Projekt nach Ar-
tikel 6 durchgeführt wird, macht Informationen über
das Projekt im Einklang mit den Leitlinien für die Be-
richterstattung in Anhang B und den Anforderungen in
dem Beschluss –/CMP.1 (Modalitäten für die Abrech-
nung über die zugeteilten Mengen) entweder direkt
oder über das Sekretariat öffentlich verfügbar.

29. Ermächtigt eine Vertragspartei Rechtsträger, an Projek-
ten nach Artikel 6 teilzunehmen, so ist sie weiterhin für
die Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dem Protokoll
von Kyoto verantwortlich; sie hat dafür zu sorgen, dass
diese Teilnahme in Übereinstimmung mit dieser Anlage
erfolgt. Rechtsträger dürfen ERU nur dann übertragen
und erwerben, wenn die ermächtigende Vertragspartei
zu dem betreffenden Zeitpunkt dazu berechtigt ist.

E. Verifizierungsverfahren im Rahmen
des Aufsichtsausschusses betreffend Artikel 6

30. Das Verifizierungsverfahren im Rahmen des Aufsichts-
ausschusses betreffend Artikel 6 ist die Feststellung
durch eine nach Anhang A akkreditierte unabhängige
Prüfeinrichtung, ob ein Projekt und die sich daraus er-
gebenden Reduktionen der anthropogenen Emissionen
aus Quellen oder Verstärkungen des anthropogenen Ab-
baus durch Senken die einschlägigen Anforderungen
des Artikels 6 und dieser Leitlinien erfüllen.

31. Die Projektteilnehmer legen einer akkreditierten unab-
hängigen Prüfeinrichtung eine Projektdokumentation
vor, die alle erforderlichen Informationen enthält, um
festzustellen, ob das Projekt

a) von den beteiligten Vertragsparteien gebilligt wor-
den ist;

b) zu einer Reduktion der anthropogenen Emissionen
aus Quellen oder einer Verstärkung des anthropoge-
nen Abbaus durch Senken führt, die zusätzlich zu
der Reduktion beziehungsweise Verstärkung ist, die
ohne das Projekt eingetreten wäre;
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c) über ein geeignetes Referenzszenarium und einen
entsprechenden Überwachungsplan im Einklang
mit den Kriterien in Anhang B verfügt.

32. Die akkreditierte unabhängige Prüfeinrichtung macht
die Projektdokumentation vorbehaltlich der Vertrau-
lichkeitsbestimmungen unter Nummer 40 über das
Sekretariat öffentlich verfügbar und nimmt von den
Vertragsparteien, den Betroffenen und den bei der
UNFCCC akkreditierten Beobachtern innerhalb von 30
Tagen nach dem Tag, an dem die Projektdokumentation
öffentlich verfügbar gemacht wird, Stellungnahmen zur
Projektdokumentation und zu unterstützenden Informa-
tionen entgegen.

33. Die akkreditierte unabhängige Prüfeinrichtung stellt
fest,
a) ob das Projekt von den beteiligten Vertragsparteien

gebilligt worden ist;
b) ob das Projekt zu einer Reduktion der anthropoge-

nen Emissionen aus Quellen oder einer Verstärkung
des anthropogenen Abbaus durch Senken führt, die
zusätzlich zu der Reduktion beziehungsweise Ver-
stärkung ist, die ohne das Projekt eingetreten wäre;

c) ob das Projekt über ein geeignetes Referenzszenari-
um und einen entsprechenden Überwachungsplan
im Einklang mit den Kriterien in Anhang B verfügt;

d) ob die Projektteilnehmer der akkreditierten unab-
hängigen Prüfeinrichtung Unterlagen über die Beur-
teilung der Umweltauswirkungen der Projektmaß-
nahme einschließlich ihrer grenzüberschreitenden
Auswirkungen in Übereinstimmung mit Verfahren,
die von der Vertragspartei, die Gastland ist, festge-
legt worden sind, vorgelegt haben, und ob sie, falls
diese Auswirkungen von ihnen oder der Vertrags-
partei, die Gastland ist, für erheblich erachtet wer-
den, in Übereinstimmung mit den von dem Gastland
vorgeschriebenen Verfahren eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchgeführt haben.

34. Die akkreditierte unabhängige Prüfeinrichtung macht
ihre Feststellung zusammen mit einer Erläuterung ihrer
Gründe sowie einer Zusammenfassung der erhaltenen
Stellungnahmen und einem Bericht über deren gebüh-
rende Berücksichtigung über das Sekretariat öffentlich
verfügbar.

35. Die Feststellung im Hinblick auf eine Projektdokumen-
tation gilt 45 Tage nach ihrer Veröffentlichung als end-
gültig, sofern nicht eine an dem Projekt beteiligte
Vertragspartei oder drei der Mitglieder des Aufsichts-
ausschusses betreffend Artikel 6 eine Überprüfung
durch den Aufsichtsausschuss beantragen. Ist dies der
Fall, so hat der Aufsichtsausschuss betreffend Artikel 6
die Überprüfung so bald wie möglich, jedoch spätestens
sechs Monate oder bis zur zweiten Sitzung nach der Be-
antragung abzuschließen. Er teilt seine Entscheidung
über die Feststellung und die dazugehörigen Gründe
den Projektteilnehmern und der Öffentlichkeit mit. Sei-
ne Entscheidung ist endgültig.

36. Die Projektteilnehmer legen einer akkreditierten unab-
hängigen Prüfeinrichtung in Übereinstimmung mit dem
Überwachungsplan einen Bericht über die bereits ent-

standenen Reduktionen der anthropogenen Emissionen
aus Quellen oder Verstärkungen des anthropogenen Ab-
baus durch Senken vor. Der Bericht wird öffentlich ver-
fügbar gemacht.

37. Die akkreditierte unabhängige Prüfeinrichtung trifft
nach Erhalt des unter Nummer 36 genannten Berichts
eine Feststellung über die von den Projektteilnehmern
in Übereinstimmung mit Anhang B gemeldeten Reduk-
tionen der anthropogenen Emissionen aus Quellen oder
Verstärkungen des anthropogenen Abbaus durch Sen-
ken, sofern diese in Übereinstimmung mit Nummer 33
überwacht und berechnet worden sind.

38. Die akkreditierte unabhängige Prüfeinrichtung macht
ihre Feststellung nach Nummer 37 zusammen mit einer
Erläuterung ihrer Gründe über das Sekretariat öffent-
lich verfügbar.

39. Die Feststellung hinsichtlich der gemeldeten Reduk-
tionen der anthropogenen Emissionen aus Quellen oder
Verstärkungen des anthropogenen Abbaus durch
Senken gilt 15 Tage nach ihrer Veröffentlichung als
endgültig, sofern nicht eine an dem Projekt beteiligte
Vertragspartei oder drei der Mitglieder des Aufsichts-
ausschusses betreffend Artikel 6 eine Überprüfung
durch den Aufsichtsausschuss beantragen. Ist dies der
Fall, so hat der Aufsichtsausschuss betreffend Artikel 6

a) auf seiner nächsten Sitzung oder spätestens 30 Tage
nach der formellen Beantragung der Überprüfung
über sein weiteres Vorgehen zu entscheiden. Sollte
er zu dem Schluss kommen, dass der Antrag begrün-
det ist, führt er eine Überprüfung durch;

b) die Überprüfung innerhalb von 30 Tagen nach sei-
ner Entscheidung über ihre Durchführung zu been-
den;

c) die Projektteilnehmer über das Ergebnis der Über-
prüfung zu informieren und seine Entscheidung und
die dazugehörige Begründung zu veröffentlichen.

40. Von Projektteilnehmern erhaltene Informationen, die
als rechtlich geschützt oder vertraulich gekennzeichnet
sind, dürfen nicht ohne schriftliche Zustimmung der die
Informationen herausgebenden Stelle offen gelegt wer-
den, sofern nicht das geltende innerstaatliche Recht der
Vertragspartei, die Gastland ist, dies vorschreibt. Infor-
mationen, die dazu dienen festzustellen, ob eine Reduk-
tion der anthropogenen Emissionen aus Quellen oder
Verstärkung des anthropogenen Abbaus durch Senken
zusätzlich ist, die Methoden zur Bestimmung des Refe-
renzszenariums und ihre Anwendung zu beschreiben
und eine unter Nummer 33 Buchstabe d genannte Um-
weltverträglichkeitsprüfung zu unterstützen, gelten
nicht als rechtlich geschützt oder vertraulich.

41. Bestimmungen im Hinblick auf die Reserve im Ver-
pflichtungszeitraum oder andere Einschränkungen in
Bezug auf Übertragungen nach Artikel 17 finden keine
Anwendung auf von einer Vertragspartei vorgenomme-
ne Übertragungen von ausgestellten ERU in ihr na-
tionales Register, die im Einklang mit dem Verifizie-
rungsverfahren im Rahmen des Aufsichtsausschusses
betreffend Artikel 6 verifiziert wurden.
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42. Der Aufsichtsausschuss betreffend Artikel 6 kann die
Akkreditierung einer unabhängigen Prüfeinrichtung
aussetzen oder entziehen, wenn er eine Überprüfung
durchgeführt und festgestellt hat, dass die Prüfeinrich-
tung die Akkreditierungsmaßstäbe in Anhang A nicht
mehr erfüllt. Er darf die Akkreditierung erst aussetzen
oder entziehen, nachdem der akkreditierten unabhängi-
gen Prüfeinrichtung die Möglichkeit einer Anhörung
gegeben worden ist, und nur nach Maßgabe des Ergeb-
nisses der Anhörung. Die Aussetzung oder der Entzug
erfolgt mit sofortiger Wirkung. Die betroffene Prüfein-
richtung wird unverzüglich schriftlich informiert, so-
bald der Aufsichtsausschuss betreffend Artikel 6 über
die Aussetzung oder den Entzug ihrer Akkreditierung
entschieden hat. Die Entscheidung des Aufsichtsaus-
schusses betreffend Artikel 6 in dieser Sache wird ver-
öffentlicht.

43. Bereits verifizierte Projekte bleiben von der Ausset-
zung oder dem Entzug der Akkreditierung einer akkre-
ditierten unabhängigen Prüfeinrichtung unberührt, so-
fern nicht bei der unter Nummer 33 oder 37 genannten
Feststellung, für die die Prüfeinrichtung verantwortlich
war, erhebliche Mängel festgestellt werden. In diesem
Fall entscheidet der Aufsichtsausschuss betreffend Ar-
tikel 6, ob eine andere akkreditierte unabhängige Prüf-
einrichtung mit der Beurteilung und gegebenenfalls Be-
hebung dieser Mängel beauftragt wird. Sollte diese
Beurteilung zeigen, dass aufgrund der festgestellten
Mängel bei der unter Nummer 33 oder 37 genannten
Feststellung zu viele ERU übertragen worden sind,
muss die unabhängige Prüfeinrichtung, deren Akkredi-
tierung ausgesetzt oder entzogen worden ist, eine ent-
sprechende Anzahl von AAU und ERU erwerben und
innerhalb von 30 Tagen nach der oben genannten Beur-
teilung auf dem Konto der Vertragspartei hinterlegen, in
deren Land das Projekt durchgeführt wird.

44. Eine Aussetzung oder ein Entzug der Akkreditierung
einer akkreditierten unabhängigen Prüfeinrichtung, die
nachteilige Auswirkungen auf bereits verifizierte Pro-
jekte haben, dürfen von dem Aufsichtsausschuss betref-
fend Artikel 6 erst beschlossen werden, nachdem den
betroffenen Projektteilnehmern die Möglichkeit einer
Anhörung gegeben worden ist.

45. Sämtliche Kosten in Verbindung mit der unter Nummer
44 genannten Beurteilung werden von der akkreditier-
ten unabhängigen Prüfeinrichtung getragen, deren Ak-
kreditierung entzogen oder ausgesetzt worden ist.

ANHANG A

Maßstäbe und Verfahren für die Akkreditierung
von unabhängigen Prüfeinrichtungen

1. Eine unabhängige Prüfeinrichtung
a) muss ein Rechtsträger (entweder ein innerstaatlicher

Rechtsträger oder eine internationale Organisation)
sein und diesen Status durch entsprechende Unterla-
gen belegen;

b) muss eine ausreichende Zahl von Personen beschäfti-
gen, die über die erforderliche Kompetenz zur Wahr-
nehmung aller erforderlichen Aufgaben in Zusam-
menhang mit der Verifizierung der durch Projekte

nach Artikel 6 geschaffenen ERU je nach Art, Bereich
und Umfang der durchgeführten Arbeiten unter der
Leitung einer verantwortlichen Führungskraft verfü-
gen;

c) muss über das für ihre Tätigkeit erforderliche Maß an
finanzieller Stabilität, Versicherungsschutz und Mit-
teln verfügen;

d) muss ausreichende Vorkehrungen für die Erfüllung
der sich aus ihrer Tätigkeit ergebenden rechtlichen
und finanziellen Verpflichtungen getroffen haben;

e) muss über schriftlich belegte interne Verfahren zur
Durchführung ihrer Aufgaben verfügen, wozu unter
anderem auch Verfahren für die Verteilung der Ver-
antwortlichkeiten innerhalb der Organisation und für
die Behandlung von Beschwerden gehören. Diese
Verfahren sind öffentlich verfügbar zu machen;

f) muss das erforderliche Fachwissen zur Durchführung
der in diesem Beschluss und anderen einschlägigen
Beschlüssen der COP/MOP beschriebenen Aufgaben
besitzen und insbesondere über Kenntnisse und Er-
fahrungen in folgenden Bereichen verfügen:
i) den Leitlinien für die Durchführung des Artikels 6

des Protokolls von Kyoto sowie den einschlägigen
Beschlüssen der COP/MOP und des Aufsichtsaus-
schusses betreffend Artikel 6;

ii) Fragen umweltbezogener Art, die für die Verifizie-
rung von Projekten nach Artikel 6 relevant sind;

iii) den umweltrelevanten technischen Aspekten von
Projekten nach Artikel 6, einschließlich Fach-
kenntnissen in der Bestimmung des Referenzsze-
nariums und der Überwachung von Emissionen
und anderen Umweltauswirkungen;

iv) den einschlägigen Anforderungen und Methoden
für Umweltbetriebsprüfungen;

v) den Methoden zur rechnerischen Erfassung der an-
thropogenen Emissionen aus Quellen und/oder des
anthropogenen Abbaus durch Senken;

g) muss über eine Leitungsstruktur verfügen, die die Ge-
samtverantwortung für die Wahrnehmung und Durch-
führung der Aufgaben der unabhängigen Prüfeinrich-
tung einschließlich Qualitätssicherungsverfahren und
für alle maßgeblichen Entscheidungen im Zusam-
menhang mit der Verifizierung trägt. Eine einen An-
trag auf Anerkennung als unabhängige Prüfeinrich-
tung stellende Einrichtung muss Folgendes offen
legen:
i) die Namen, Qualifikationen, Berufserfahrungen

und Aufgabenbeschreibungen der Angehörigen
der Leitungsspitze wie etwa Geschäftsführer/Vor-
standsvorsitzender, Vorstandsmitglieder, Lei-
tungskräfte und sonstige maßgebliche Mitarbeiter;

ii) ein Organigramm, das Aufschluss über die Wei-
sungsbefugnis, die Verantwortlichkeiten und die
Aufgabenverteilung ausgehend von der Leitungs-
spitze gibt;

iii) ihre Qualitätssicherungspolitik und ihre Qualitäts-
sicherungsverfahren;
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iv) ihre Verwaltungsverfahren einschließlich Doku-
mentenkontrolle;

v) ihre Politik und ihre Verfahren für die Einstellung
und Ausbildung von Personal für die unabhängige
Prüfeinrichtung, für die Sicherstellung ihrer Kom-
petenz bei der Erfüllung aller erforderlichen Auf-
gaben und für die Leistungskontrolle;

vi) ihre Verfahren für die Behandlung von Beschwer-
den, Einsprüchen und Streitigkeiten;

h) darf kein Verfahren wegen Vernachlässigung der be-
ruflichen Sorgfalt, wegen Betrugs und/oder wegen ei-
ner anderen ihren Aufgaben als akkreditierte unab-
hängige Prüfeinrichtung entgegenstehenden Tätigkeit
gegen sich laufen haben.

2. Eine einen Antrag auf Anerkennung als unabhängige
Prüfeinrichtung stellende Einrichtung muss folgende be-
triebliche Anforderungen erfüllen:
a) Sie muss in glaubwürdiger, unabhängiger, nichtdis-

kriminierender und transparenter Weise und unter Be-
achtung des anwendbaren innerstaatlichen Rechts tä-
tig sein und insbesondere folgende Voraussetzungen
erfüllen:
i) Sie muss über eine schriftlich belegte Struktur ver-

fügen, die ihre Unparteilichkeit sichert, sowie über
Vorschriften zur Gewährleistung der Unparteilich-
keit ihrer betrieblichen Abläufe;

ii) wenn sie Teil einer größeren Organisation ist und
wenn Teile dieser Organisation an der Feststel-
lung, Entwicklung oder Finanzierung eines Pro-
jekts nach Artikel 6 beteiligt sind, muss sie
– Auskunft über alle gegenwärtigen und mög-

lichen Maßnahmen nach Artikel 6 geben;
– genaue Angaben zu den Verbindungen mit an-

deren Teilen der Organisation machen und
nachweisen, dass kein Interessenkonflikt be-
steht;

– nachweisen, dass kein tatsächlicher oder mög-
licher Interessenkonflikt zwischen ihren Auf-
gaben als akkreditierte unabhängige Prüf-
einrichtung und anderen ihr möglicherweise
obliegenden Aufgaben besteht und dass der
Geschäftsablauf so gestaltet ist, dass eine mög-
liche Gefährdung der Unparteilichkeit weitest-
gehend ausgeschlossen ist. Dieser Nachweis
betrifft alle möglichen Ursachen von Interes-
senkonflikten, unabhängig davon, ob sie inner-
halb der einen Antrag auf Anerkennung als
unabhängige Prüfeinrichtung stellenden Ein-
richtung zu finden sind oder ob sie sich aus der
Tätigkeit verbundener Organe ergeben;

– nachweisen, dass sie mit ihrer Leitungsspitze
und ihren Mitarbeitern nicht an geschäftlichen,
finanziellen oder sonstigen Vorgängen beteiligt
ist, die ihr Urteil beeinflussen oder das Vertrau-
en in ihre Unabhängigkeit und Integrität bei ih-
rer Tätigkeit in Frage stellen könnten, und dass
sie alle in diesem Zusammenhang anwendba-
ren Vorschriften einhält;

b) sie muss über geeignete Regelungen zur Wahrung der
Vertraulichkeit der Informationen verfügen, die sie
von den Teilnehmern an Projekten nach Artikel 6 auf-
grund der Bestimmungen dieser Anlage über Leitlini-
en für die Durchführung des Artikels 6 erhalten hat.

ANHANG B

Kriterien für die Bestimmung des Referenzszenariums
und die Überwachung

Kriterien für die Bestimmung des Referenzszenariums

1. Das Referenzszenarium für ein Projekt nach Artikel 6 ist
das Szenarium, das nach vernünftigem Ermessen die an-
thropogenen Emissionen von Treibhausgasen aus Quel-
len oder den anthropogenen Abbau solcher Gase durch
Senken darstellt, die ohne das geplante Projekt entstehen
würden. Ein Referenzszenarium umfasst Emissionen al-
ler in Anlage A aufgeführten Gase, Sektoren und Grup-
pen von Quellen sowie den anthropogenen Abbau durch
Senken innerhalb der Grenzen des Projekts.

2. Die Bestimmung eines Referenzszenariums erfolgt

a) auf projektspezifischer Basis und/oder anhand eines
Multi-Projekt-Emissionsfaktors;

b) in transparenter Weise hinsichtlich der gewählten An-
sätze, Annahmen, Methoden, Parameter und Daten-
quellen sowie der wesentlichen Faktoren;

c) unter Berücksichtigung der einschlägigen nationalen
und/oder sektoralen Politiken und Gegebenheiten wie
etwa sektoraler Reformbemühungen, der lokalen Ver-
fügbarkeit von Brennstoffen, der Expansionspläne im
Energiesektor und der wirtschaftlichen Lage im Pro-
jektsektor;

d) in der Weise, dass für eine Verringerung des Aktivi-
tätsniveaus außerhalb der Projektmaßnahme oder auf-
grund von höherer Gewalt keine ERU angerechnet
werden können;

e) unter Berücksichtigung von Unsicherheiten und unter
Verwendung von konservativen Annahmen.

3. Die Projektteilnehmer begründen die von ihnen getroffe-
ne Wahl des Referenzszenariums.

Überwachung

4. Die Projektteilnehmer nehmen in die Projektdokumenta-
tion einen Überwachungsplan auf, der Folgendes vor-
sieht:

a) die Erfassung und Archivierung aller einschlägigen
Daten, die zur Abschätzung oder Messung der anthro-
pogenen Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen
und/oder des anthropogenen Abbaus solcher Gase
durch Senken während des Anrechnungszeitraums in-
nerhalb der Grenzen des Projekts benötigt werden;

b) die Erfassung und Archivierung aller einschlägigen
Daten, die zur Bestimmung des Referenzszenariums
für die anthropogenen Emissionen von Treibhausga-
sen aus Quellen und/oder des anthropogenen Abbaus
solcher Gase durch Senken während des Anrech-
nungszeitraums innerhalb der Grenzen des Projekts
benötigt werden;
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c) die Feststellung aller möglichen Quellen von erhöhten
anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen aus
Quellen und/oder eines verminderten anthropogenen
Abbaus solcher Gase durch Senken außerhalb der
Grenzen des Projekts, die als erheblich gelten und
nach vernünftigem Ermessen innerhalb des Anrech-
nungszeitraums dem Projekt zuzurechnen sind, und
die Erfassung und Archivierung von Daten über diese
Emissionen und diesen Abbau. Die Grenzen des Pro-
jekts werden so gezogen, dass alle anthropogenen
Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen und/
oder der gesamte anthropogene Abbau solcher Gase
durch Senken unter der Kontrolle der Projektteilneh-
mer erfasst werden, die erheblich sind und die nach
vernünftigem Ermessen dem Projekt nach Artikel 6
zuzurechnen sind;

d) soweit zweckmäßig, die Erfassung und Archivierung
von Informationen über die Umweltauswirkungen in
Übereinstimmung mit den vorgeschriebenen Verfah-
ren der Vertragspartei, die Gastland ist;

e) Qualitätssicherungs- und -kontrollverfahren für den
Überwachungsvorgang;

f) Verfahren für die regelmäßige Berechnung der erziel-
ten Reduktionen der anthropogenen Emissionen aus
Quellen und/oder der Verstärkungen des anthropoge-
nen Abbaus durch Senken aufgrund des geplanten
Projekts nach Artikel 6 und gegebenenfalls für Verla-
gerungseffekte. Als Verlagerungseffekte werden die
außerhalb der Grenzen des Projekts entstehenden
Nettoänderungen der anthropogenen Emissionen von
Treibhausgasen aus Quellen und/oder des anthropo-
genen Abbaus solcher Gase durch Senken bezeichnet,
die messbar und dem Projekt nach Artikel 6 zurechen-
bar sind;

g) die Dokumentation aller mit den Berechnungen nach
den Buchstaben b und f zusammenhängenden Schrit-
te.

5. Etwaige Überarbeitungen des Überwachungsplans zur
Verbesserung seiner Genauigkeit und/oder der Vollstän-
digkeit der Informationen sind von den Projektteilneh-
mern zu begründen und der akkreditierten unabhängigen
Prüfeinrichtung zur Feststellung nach Nummer 37 der
Anlage über Leitlinien für die Durchführung des Artikels
6 des Protokolls von Kyoto vorzulegen.

6. Die Umsetzung des Überwachungsplans und etwaiger
Überarbeitungen ist eine Voraussetzung für die Verifizie-
rung.

Beschluss 17/CP.7

Modalitäten und Verfahren für einen Mechanismus
für umweltverträgliche Entwicklung

im Sinne des Artikels 12 des Protokolls von Kyoto
Die Konferenz der Vertragsparteien –
unter Hinweis auf Artikel 12 des Protokolls von Kyoto, dem
zufolge es Zweck des Mechanismus für umweltverträgliche
Entwicklung ist, die nicht in Anlage I des Übereinkommens
aufgeführten Vertragsparteien dabei zu unterstützen, eine
nachhaltige Entwicklung zu erreichen und zum Endziel des
Übereinkommens beizutragen, und die in Anlage I aufge-

führten Vertragsparteien dabei zu unterstützen, die Erfüllung
ihrer quantifizierten Emissionsbegrenzungs- und -reduk-
tionsverpflichtungen aus Artikel 3 des Protokolls von Kyoto
zu erreichen,
sowie unter Hinweis auf ihren Beschluss 5/CP.6 mit den
Bonner Vereinbarungen über die Durchführung des Aktions-
plans von Buenos Aires,
eingedenk ihrer Beschlüsse 2/CP.7, 11/CP.7, 15/CP.7,
16/CP.7, 18/CP.7, 19/CP.7, 20/CP.7, 21/CP.7, 22/CP.7,
23/CP.7, 24/CP.7 und 38/CP.7,
in Bestätigung dessen, dass es der Vertragspartei, die Gast-
land ist, obliegt zu bestätigen, ob ihr eine Projektmaßnahme
im Rahmen des Mechanismus für umweltverträgliche Ent-
wicklung hilft, eine nachhaltige Entwicklung zu erreichen,
in Anerkennung dessen, dass in Anlage I aufgeführte Ver-
tragsparteien davon Abstand zu nehmen haben, zertifizierte
Emissionsreduktionen aus Kernanlagen zur Erfüllung ihrer
Verpflichtungen nach Artikel 3 Absatz 1 zu nutzen,
eingedenk der Notwendigkeit, eine gerechte geographische
Verteilung von Projektmaßnahmen im Rahmen des Mecha-
nismus für umweltverträgliche Entwicklung auf regionaler
und subregionaler Ebene zu fördern,
unter Betonung dessen, dass die öffentliche Finanzierung
von Projekten im Rahmen des Mechanismus für umweltver-
trägliche Entwicklung durch in Anlage I aufgeführte Ver-
tragsparteien nicht zu einem Umleiten der offiziellen Ent-
wicklungsunterstützung führen darf und getrennt von sowie
nicht verrechenbar mit den finanziellen Verpflichtungen der
in Anlage I aufgeführten Vertragsparteien zu sein hat,
ferner unter Betonung dessen, dass Projektmaßnahmen im
Rahmen des Mechanismus für umweltverträgliche Entwick-
lung zur Weitergabe von umweltschonender und umweltver-
träglicher Technologie und Know-how zusätzlich zu dem
führen sollten, was nach Artikel 4 Absatz 5 des Übereinkom-
mens und Artikel 10 des Protokolls von Kyoto gefordert
wird,
in Anerkennung der Notwendigkeit der Erteilung von Maß-
gaben an Projektteilnehmer und benannte Prüfeinrichtungen,
insbesondere für die Bestimmung von verlässlichen, trans-
parenten und konservativen Referenzszenarien, um zu beur-
teilen, ob Projektmaßnahmen im Rahmen des Mechanismus
für umweltverträgliche Entwicklung dem Zusätzlichkeitskri-
terium in Artikel 12 Absatz 5 Buchstabe c des Protokolls von
Kyoto entsprechen –
1. beschließt, den sofortigen Beginn des Mechanismus für

umweltverträgliche Entwicklung durch Annahme der in
der Anlage enthaltenen Modalitäten und Verfahren zu er-
möglichen;

2. beschließt, dass die Konferenz der Vertragsparteien im
Hinblick auf diesen Beschluss die in der Anlage über Mo-
dalitäten und Verfahren genannten Aufgaben der als Ta-
gung der Vertragsparteien des Protokolls von Kyoto die-
nenden Konferenz der Vertragsparteien wahrnimmt;

3. holt Benennungen für den Exekutivrat ein, und zwar
a) bei den Vertragsparteien des Übereinkommens, um

den sofortigen Beginn des Mechanismus für umwelt-
verträgliche Entwicklung zu ermöglichen; die Benen-
nungen sind dem Präsidenten der Konferenz der Ver-
tragsparteien auf ihrer aktuellen Tagung vorzulegen,
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um die Wahl der Mitglieder des Exekutivrats durch
die Konferenz der Vertragsparteien während dieser
Tagung zu ermöglichen;

b) um nach Inkrafttreten des Protokolls von Kyoto dieje-
nigen Mitglieder des Exekutivrats des Mechanismus
für umweltverträgliche Entwicklung zu ersetzen, de-
ren Länder das Protokoll von Kyoto weder ratifiziert
haben noch ihm beigetreten sind. Diese neuen Mit-
glieder werden von denselben Gruppen benannt und
auf der ersten Tagung der als Tagung der Vertragspar-
teien des Protokolls von Kyoto dienenden Konferenz
der Vertragsparteien gewählt;

4. beschließt, dass vor der ersten als Tagung der Vertrags-
parteien des Protokolls von Kyoto dienenden Tagung der
Konferenz der Vertragsparteien der Exekutivrat und be-
nannte Prüfeinrichtungen ihre Aufgaben in derselben Art
und Weise wahrnehmen wie der Exekutivrat und die
benannten Prüfeinrichtungen des Mechanismus für um-
weltverträgliche Entwicklung, die in der Anlage be-
schrieben sind;

5. beschließt, dass der Exekutivrat seine erste Sitzung un-
mittelbar nach der Wahl seiner Mitglieder einberuft;

6. beschließt, dass der Exekutivrat bis zur achten Tagung
der Konferenz der Vertragsparteien in seinen Arbeitsplan
unter anderem folgende Aufgaben aufnimmt:
a) eine eigene Geschäftsordnung auszuarbeiten und zu

verabschieden und sie der Konferenz der Vertragspar-
teien zur Annahme zu empfehlen; bis dahin verwen-
det er den Geschäftsordnungsentwurf;

b) Prüfeinrichtungen auf vorläufiger Basis zu akkreditie-
ren und zu benennen, bis sie bis durch die Konferenz
der Vertragsparteien auf ihrer achten Tagung benannt
werden;

c) für die folgenden kleineren Projektmaßnahmen im
Rahmen des Mechanismus für umweltverträgliche
Entwicklung vereinfachte Modalitäten und Verfahren
zu entwickeln und diese der Konferenz der Vertrags-
parteien auf ihrer achten Tagung zu empfehlen:
i) Projektmaßnahmen zur Nutzung erneuerbarer

Energie mit einer Maximalleistung von bis zu
15 Megawatt (oder einem geeigneten Äquivalent);

ii) Projektmaßnahmen zur Verbesserung der Energie-
effizienz, die den Energieverbrauch auf der Ange-
bots- und/oder Nachfrageseite um bis zu einem
Äquivalent von 15 Gigawattstunden pro Jahr redu-
zieren;

iii) sonstige Projektmaßnahmen, die sowohl anthro-
pogene Emissionen aus Quellen reduzieren als
auch direkt weniger als 15 Kilotonnen Kohlendio-
xidäquivalente pro Jahr ausstoßen;

d) zu allen einschlägigen Angelegenheiten einschließ-
lich des Anhangs C der Anlage Empfehlungen zu er-
arbeiten, die der Konferenz der Vertragsparteien auf
ihrer achten Tagung zur Prüfung vorgelegt werden;

e) die Modalitäten für Bemühungen um eine Zusam-
menarbeit mit dem Nebenorgan für wissenschaftliche
und technologische Beratung in methodologischen
und wissenschaftlichen Fragen zu bestimmen;

7. beschließt,

a) dass die Zulässigkeit von Projektmaßnahmen im
Bereich Landnutzung, Landnutzungsänderungen
und Forstwirtschaft im Rahmen des Mechanismus
für umweltverträgliche Entwicklung auf Auffors-
tung und Wiederaufforstung begrenzt ist;

b) dass für den ersten Verpflichtungszeitraum die
Summe der Additionen zu der einer Vertragspartei
zugeteilten Menge, die sich aus den zulässigen
Projektmaßnahmen im Bereich Landnutzung, Land-
nutzungsänderungen und Forstwirtschaft im Rah-
men des Mechanismus für umweltverträgliche Ent-
wicklung ergibt, 1 v. H. der Emissionen dieser
Vertragspartei im Basisjahr, multipliziert mit 5,
nicht übersteigen darf;

c) dass die Behandlung von Projektmaßnahmen im Be-
reich Landnutzung, Landnutzungsänderungen und
Forstwirtschaft im Rahmen des Mechanismus für
umweltverträgliche Entwicklung in zukünftigen
Verpflichtungszeiträumen als Teil der Verhandlun-
gen über den zweiten Verpflichtungszeitraum be-
schlossen wird;

8. ersucht das Sekretariat, vor der sechzehnten Tagung des
Nebenorgans für wissenschaftliche und technologische
Beratung ein Seminar abzuhalten, mit dem Ziel, unter
anderem auf der Grundlage der unter Nummer 9 ge-
nannten Vorschläge der Vertragsparteien Aufgabenbe-
schreibungen und ein Programm für die nach Nummer
10 Buchstabe b durchzuführenden Arbeiten zu empfeh-
len;

9. bittet die Vertragsparteien, dem Sekretariat bis zum
1. Februar 2002 Vorschläge für die Abhaltung des unter
Nummer 8 genannten Seminars zu unterbreiten und
ihre Ansichten über die Aufgabenbeschreibung und das
Programm der nach Nummer 10 Buchstabe b durch-
zuführenden Arbeiten darzulegen;

10. fordert das Nebenorgan für wissenschaftliche und tech-
nologische Beratung auf,

a) auf seiner sechzehnten Tagung Aufgabenbeschrei-
bungen und ein Programm der nach Buchstabe b
durchzuführenden Arbeiten zu entwickeln, wobei
unter anderem die Ergebnisse des unter Nummer 8
genannten Seminars berücksichtigt werden sollen;

b) Definitionen und Modalitäten zu entwickeln, damit
Projektmaßnahmen zur Aufforstung und Wieder-
aufforstung im Rahmen des Mechanismus für um-
weltverträgliche Entwicklung im ersten Verpflich-
tungszeitraum mit eingeschlossen werden können;
hierbei sind die Themen fehlende Dauerhaftigkeit,
Zusätzlichkeit, Verlagerungseffekte, Unsicherheiten
sowie sozioökonomische Auswirkungen und Um-
weltauswirkungen zu berücksichtigen, einschließ-
lich der Auswirkungen auf die biologische Vielfalt
und die natürlichen Ökosysteme, und die in der Prä-
ambel zu dem Beschluss –/CMP.1 (Landnutzung,
Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft) fest-
gelegten Grundsätze sowie die unter Buchstabe a
genannten Aufgabenbeschreibungen zu beachten,
mit dem Ziel, einen Beschluss über diese Definitio-
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nen und Modalitäten auf der neunten Tagung der
Konferenz der Vertragsparteien zu fassen, welcher
der als Tagung der Vertragsparteien des Protokolls
von Kyoto dienenden Konferenz der Vertragspartei-
en auf ihrer ersten Tagung vorgelegt werden soll;

11. beschließt, dass der von der Konferenz der Vertragspar-
teien auf ihrer neunten Tagung gefasste Beschluss über
die unter Nummer 10 Buchstabe b genannten Defini-
tionen und Modalitäten für die Einbeziehung von
Projektmaßnahmen zur Aufforstung und Wiederauf-
forstung im Rahmen des Mechanismus für umweltver-
trägliche Entwicklung für den ersten Verpflichtungs-
zeitraum in Form einer Anlage über Modalitäten und
Verfahren für im Rahmen des Mechanismus für um-
weltverträgliche Entwicklung durchgeführte Projekt-
maßnahmen im Bereich Aufforstung und Wiederauf-
forstung zu sein hat, welche die Anlage zu dem
vorliegenden Beschluss über Modalitäten und Verfah-
ren für einen Mechanismus für umweltverträgliche Ent-
wicklung sinngemäß wiedergibt;

12. beschließt, dass zertifizierte Emissionsreduktionen nur
für einen nach dem Tag der Registrierung einer Projekt-
maßnahme im Rahmen des Mechanismus für umwelt-
verträgliche Entwicklung beginnenden Anrechnungs-
zeitraum ausgestellt werden;

13. beschließt außerdem, dass eine im Jahr 2000 und vor
der Annahme dieses Beschlusses beginnende Projekt-
maßnahme als Projektmaßnahme im Rahmen des Me-
chanismus für umweltverträgliche Entwicklung vali-
diert und registriert werden kann, wenn sie vor dem
31. Dezember 2005 zur Registrierung vorgelegt wird.
Im Fall der Registrierung kann der Anrechnungszeit-
raum für solche Projektmaßnahmen vor dem Tag ihrer
Registrierung beginnen, jedoch frühestens am 1. Januar
2000;

14. ersucht die in Anlage I aufgeführten Vertragsparteien,
mit der Durchführung von Maßnahmen zur Unter-
stützung von nicht in Anlage I aufgeführten Vertrags-
parteien, insbesondere der am wenigsten entwickelten
Staaten und der kleinen Inselstaaten unter den Entwick-
lungsländern, beim Aufbau von Kapazitäten zu begin-
nen, um ihre Beteiligung an dem Mechanismus für um-
weltverträgliche Entwicklung zu erleichtern, wobei die
einschlägigen Beschlüsse der Konferenz der Vertrags-
parteien über den Aufbau von Kapazitäten und über die
Finanzierungsmechanismen des Übereinkommens zu
berücksichtigen sind;

15. beschließt,
a) dass der in Artikel 12 Absatz 8 des Protokolls von

Kyoto genannte Teil der Erlöse, der dazu verwendet
wird, die für die nachteiligen Auswirkungen der Kli-
maänderungen besonders anfälligen Vertragspartei-
en, die Entwicklungsländer sind, dabei zu unterstüt-
zen, die Anpassungskosten zu tragen, zwei v. H. der
zertifizierten Emissionsreduktionen beträgt, die für
eine Projektmaßnahme im Rahmen des Mechanis-
mus für umweltverträgliche Entwicklung erteilt
werden;

b) dass Projektmaßnahmen im Rahmen des Mechanis-
mus für umweltverträgliche Entwicklung in Ver-

tragsparteien, die zu den am wenigsten entwickelten
Ländern zählen, von dem Teil der Erlöse, der dazu
verwendet wird, Vertragsparteien dabei zu unterstüt-
zen, die Anpassungskosten zu tragen, ausgenom-
men sind;

16. beschließt, dass die Höhe des Teiles der Erlöse, der da-
zu verwendet wird, die Verwaltungskosten des Mecha-
nismus für umweltverträgliche Entwicklung zu decken,
von der Konferenz der Vertragsparteien auf Empfeh-
lung des Exekutivrats festgelegt wird;

17. fordert die Vertragsparteien auf, die Verwaltungskosten
für die Erfüllung der Aufgaben des Mechanismus für
umweltverträgliche Entwicklung durch Leistung von
Beiträgen zum UNFCCC-Treuhandfonds für Zusatz-
maßnahmen zu finanzieren. Diese Beiträge werden auf
Verlangen in Übereinstimmung mit Verfahren und ei-
nem Zeitplan erstattet, die von der Konferenz der Ver-
tragsparteien auf Empfehlung des Exekutivrats festzu-
legen sind. Bis die Konferenz der Vertragsparteien für
den zur Deckung der Verwaltungskosten bestimmten
Teil der Erlöse einen Prozentsatz festgelegt hat, wird
vom Exekutivrat eine Gebühr zur Deckung der projekt-
bezogenen Kosten erhoben;

18. ersucht das Sekretariat, alle ihm in dem vorliegenden
Beschluss und in der Anlage zugewiesenen Aufgaben
wahrzunehmen;

19. beschließt, die erzielten Fortschritte im Hinblick auf
den Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung
zu bewerten und bei Bedarf entsprechende Schritte zu
unternehmen. Eine Änderung des Beschlusses lässt be-
reits registrierte Projektmaßnahmen im Rahmen des
umweltverträglichen Mechanismus unberührt;

20. empfiehlt, dass die als Tagung der Vertragsparteien des
Protokolls von Kyoto dienende Konferenz der Vertrags-
parteien auf ihrer ersten Tagung den nachstehenden
Beschlussentwurf annimmt.

Beschlussentwurf –/CMP.1 (Artikel 12)

Modalitäten und Verfahren für einen Mechanismus
für umweltverträgliche Entwicklung im Sinne

des Artikels 12 des Protokolls von Kyoto
Die als Tagung der Vertragsparteien des Protokolls von
Kyoto dienende Konferenz der Vertragsparteien –

unter Hinweis auf die Artikel 3 und 12 des Protokolls von
Kyoto,

eingedenk dessen, dass es nach Artikel 12 Zweck des Me-
chanismus für umweltverträgliche Entwicklung ist, die nicht
in Anlage I des Übereinkommens aufgeführten Vertragspar-
teien dabei zu unterstützen, eine nachhaltige Entwicklung zu
erreichen und zum Endziel des Übereinkommens beizutra-
gen, und die in Anlage I aufgeführten Vertragsparteien dabei
zu unterstützen, die Erfüllung ihrer quantifizierten Emissi-
onsbegrenzungs- und -reduktionsverpflichtungen aus Arti-
kel 3 des Protokolls von Kyoto zu erreichen,

angesichts ihrer Beschlüsse –/CMP.1 (Mechanismen),
–/CMP.1 (Artikel 6), –/CMP.1 (Artikel 17), –/CMP.1 (Land-
nutzung, Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft),
–/CMP.1 (Modalitäten für die Abrechnung über die zuge-
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teilten Mengen), –/CMP.1 (Artikel 5 Absatz 1), –/CMP.1
(Artikel 5 Absatz 2), –/CMP.1 (Artikel 7) und –/CMP.1 (Ar-
tikel 8) sowie der Beschlüsse 2/CP.7 und 24/CP.7,

in Kenntnis des Beschlusses 17/CP.7 über Modalitäten und
Verfahren für einen Mechanismus für umweltverträgliche
Entwicklung im Sinne des Artikels 12 des Protokolls von
Kyoto –

1. beschließt, alle aufgrund des Beschlusses 17/CP.7 und
gegebenenfalls anderer einschlägiger Beschlüsse der
Konferenz der Vertragsparteien ergriffenen Maßnahmen
zu bestätigen und ihnen volle Wirksamkeit zu verleihen;

2. nimmt die in der Anlage enthaltenen Modalitäten und
Verfahren für einen Mechanismus für umweltverträgli-
che Entwicklung an;

3. fordert den Exekutivrat auf, die vereinfachten Modalitä-
ten und Verfahren sowie die Definitionen von kleineren
Projektmaßnahmen nach Nummer 6 Buchstabe c des
Beschlusses 17/CP.7 zu überprüfen und gegebenenfalls
entsprechende Empfehlungen an die als Tagung der
Vertragsparteien des Protokolls von Kyoto dienende
Konferenz der Vertragsparteien abzugeben;

4. beschließt außerdem, dass jede künftige Überarbeitung
der Modalitäten und Verfahren für einen Mechanismus
für umweltverträgliche Entwicklung im Einklang mit der
jeweils geltenden Geschäftsordnung der als Tagung der
Vertragsparteien des Protokolls von Kyoto dienenden
Konferenz der Vertragsparteien beschlossen wird. Die
erste Überprüfung findet spätestens ein Jahr nach Ablauf
des ersten Verpflichtungszeitraums auf der Grundlage
von Empfehlungen des Exekutivrats und des Nebenor-
gans für die Durchführung statt, erforderlichenfalls unter
Heranziehung technischer Gutachten des Nebenorgans
für wissenschaftliche und technologische Beratung. Wei-
tere Überprüfungen werden anschließend in regelmäßi-
gen Abständen durchgeführt. Eine Überarbeitung des Be-
schlusses lässt bereits registrierte Projektmaßnahmen im
Rahmen des Mechanismus für umweltverträgliche Ent-
wicklung unberührt.

ANLAGE

Modalitäten und Verfahren für einen Mechanismus
für umweltverträgliche Entwicklung

A. Begriffsbestimmungen

1. Für die Zwecke dieser Anlage finden die in Artikel 14)
enthaltenen Begriffsbestimmungen und Artikel 14
Anwendung. Außerdem

a) ist eine „Emissionsreduktionseinheit“ oder „ERU“
eine nach den einschlägigen Bestimmungen der An-
lage des Beschlusses –/CMP.1 (Modalitäten für die
Abrechnung über die zugeteilten Mengen) ausgestell-
te Einheit und entspricht einer metrischen Tonne Koh-
lendioxidäquivalent, berechnet unter Verwendung der
globalen Treibhauspotenziale im Sinne des Beschlus-

ses 2/CP.3 oder einer späteren Überarbeitung nach
Artikel 5;

b) ist eine „zertifizierte Emissionsreduktion“ oder
„CER“ eine nach Artikel 12 und den diesbezüglichen
Vorschriften sowie den einschlägigen Bestimmungen
dieser Modalitäten und Verfahren ausgestellte Einheit
und entspricht einer metrischen Tonne Kohlendioxid-
äquivalent, berechnet unter Verwendung der globalen
Treibhauspotenziale im Sinne des Beschlusses 2/CP.3
oder einer späteren Überarbeitung nach Artikel 5;

c) ist eine „zugeteilte Menge“ oder „AAU“ eine nach
den einschlägigen Bestimmungen der Anlage des Be-
schlusses –/CMP.1 (Modalitäten für die Abrechnung
über die zugeteilten Mengen) ausgestellte Einheit und
entspricht einer metrischen Tonne Kohlendioxidäqui-
valent, berechnet unter Verwendung der globalen
Treibhauspotenziale im Sinne des Beschlusses 2/CP.3
oder einer späteren Überarbeitung nach Artikel 5;

d) ist eine „Gutschrift aus Senken“ oder „RMU“ eine
nach den einschlägigen Bestimmungen der Anlage
des Beschlusses –/CMP.1 (Modalitäten für die Ab-
rechnung über die zugeteilten Mengen) ausgestellte
Einheit und entspricht einer metrischen Tonne Koh-
lendioxidäquivalent, berechnet unter Verwendung der
globalen Treibhauspotenziale im Sinne des Beschlus-
ses 2/CP.3 oder einer späteren Überarbeitung nach
Artikel 5;

e) bedeutet „Betroffene“ die von der geplanten Projekt-
maßnahme im Rahmen des Mechanismus für umwelt-
verträgliche Entwicklung betroffene oder wahr-
scheinlich betroffene Öffentlichkeit einschließlich
Einzelpersonen, Gruppen oder Gemeinschaften.

B. Rolle der als Tagung der Vertragsparteien
des Protokolls von Kyoto dienenden Konferenz

der Vertragsparteien

2. Die als Tagung der Vertragsparteien des Protokolls von
Kyoto dienende Konferenz der Vertragsparteien (COP/
MOP) hat die Weisungsbefugnis und Leitung über den
Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung
(CDM).

3. Die COP/MOP erteilt dem Exekutivrat Maßgaben durch
Beschlussfassung über

a) die Empfehlungen des Exekutivrats zu ihrer Ge-
schäftsordnung;

b) die Empfehlungen des Exekutivrats in Übereinstim-
mung mit dem Beschluss 17/CP.7, dieser Anlage und
den einschlägigen Beschlüssen der COP/MOP;

c) die Benennung der vom Exekutivrat akkreditierten
Prüfeinrichtungen in Übereinstimmung mit Artikel 12
Absatz 5 und den in Anhang A enthaltenen Akkredi-
tierungsmaßstäben.

4. Die COP/MOP wird außerdem wie folgt tätig:

a) Sie überprüft die Jahresberichte des Exekutivrats;

b) sie überprüft die regionale und subregionale Vertei-
lung der benannten Prüfeinrichtungen und fasst ent-
sprechende Beschlüsse, um die Akkreditierung sol-

4) Soweit nichts anderes angegeben ist, bezieht sich „Artikel“ in Zu-
sammenhang mit dieser Anlage auf einen Artikel des Protokolls von
Kyoto.
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cher Prüfeinrichtungen aus Vertragsparteien5), die
Entwicklungsländer sind, zu fördern;

c) sie überprüft die regionale und subregionale Vertei-
lung von CDM-Projektmaßnahmen, um systemati-
sche oder systemische Hindernisse im Hinblick auf
ihre gerechte Verteilung aufzuzeigen und unter ande-
rem auf der Grundlage eines Berichts des Exekutiv-
rats entsprechende Beschlüsse zu fassen;

d) sie hilft bei Bedarf bei der Beschaffung von Finanzie-
rungsmitteln für CDM-Projektmaßnahmen.

C. Exekutivrat
5. Der Exekutivrat beaufsichtigt den CDM unter der Wei-

sung und Leitung der COP/MOP und ist dieser gegenüber
voll verantwortlich. In diesem Zusammenhang wird der
Exekutivrat wie folgt tätig:
a) Er gibt gegebenenfalls Empfehlungen zu weiteren

Modalitäten und Verfahren für den CDM an die COP/
MOP ab;

b) er gibt gegebenenfalls Empfehlungen zu Änderungen
oder Ergänzungen seiner in dieser Anlage enthaltenen
Geschäftsordnung an die COP/MOP ab;

c) er berichtet auf jeder Tagung der COP/MOP über sei-
ne Tätigkeit;

d) er genehmigt neue Methoden unter anderem in Bezug
auf Referenzszenarien, Überwachungspläne und die
Grenzen von Projekten in Übereinstimmung mit An-
hang C;

e) er überprüft die Bestimmungen im Hinblick auf ver-
einfachte Modalitäten, Verfahren und die Definitio-
nen kleinerer Projektmaßnahmen und gibt Empfeh-
lungen an die COP/MOP ab;

f) er ist für die Akkreditierung von Prüfeinrichtungen in
Übereinstimmung mit den in Anhang A enthaltenen
Akkreditierungsmaßstäben verantwortlich und gibt
Empfehlungen für die Benennung von Prüfeinrich-
tungen nach Artikel 12 Absatz 5 an die COP/MOP ab.
Diese Verantwortlichkeit schließt Folgendes ein:
i) Entscheidungen über die Erneuerung, die Ausset-

zung und den Entzug der Akkreditierung;
ii) die Einführung der Akkreditierungsverfahren und

-maßstäbe;
g) er überprüft die Akkreditierungsmaßstäbe in Anhang

A und gibt an die COP/MOP gegebenenfalls entspre-
chende Empfehlungen zur Prüfung ab;

h) er erstattet der COP/MOP Bericht über die regionale
und subregionale Verteilung der CDM-Projektmaß-
nahmen mit dem Ziel, systematische oder systemi-
sche Hindernisse im Hinblick auf ihre gerechte Ver-
teilung aufzuzeigen;

i) er macht ihm zu diesem Zweck vorgelegte einschlägi-
ge Informationen über geplante CDM-Projektmaß-
nahmen, für die eine Finanzierung benötigt wird, und
über Investoren, die auf der Suche nach Investitions-

möglichkeiten sind, öffentlich verfügbar, um bei Be-
darf bei der Beschaffung von Finanzierungsmitteln
für CDM-Projektmaßnahmen zu helfen;

j) er stellt der Öffentlichkeit alle in Auftrag gegebenen
technischen Berichte zur Verfügung und räumt eine
Frist von mindestens acht Wochen für öffentliche
Stellungnahmen zu den in Entwurfsform vorliegen-
den Methoden und Maßgaben ein, bevor die Doku-
mente in die endgültige Form gebracht werden und
bevor der COP/MOP entsprechende Empfehlungen
zur Prüfung vorgelegt werden;

k) er errichtet und unterhält eine Sammlung anerkannter
Regeln, Verfahren, Methoden und Normen und macht
sie öffentlich verfügbar;

l) er errichtet und führt das in Anhang D beschriebene
CDM-Register;

m) er errichtet und unterhält eine öffentlich verfügbare
Datenbank für CDM-Projektmaßnahmen, die Infor-
mationen über die registrierte Projektdokumentation,
eingegangene Stellungnahmen, Verifizierungsberich-
te und seine Beschlüsse sowie Informationen über alle
ausgestellten CER enthält;

n) er befasst sich mit Fragen der Einhaltung der Modali-
täten und Verfahren für den CDM durch die Projekt-
teilnehmer und/oder Prüfeinrichtungen und berichtet
der COP/MOP darüber;

o) er erarbeitet Verfahren für die Durchführung der unter
den Nummern 41 und 65 genannten Überprüfungen,
unter anderem einschließlich Verfahren zur Erleichte-
rung der Berücksichtigung von Informationen der
Vertragsparteien, der Betroffenen und der bei der
UNFCCC akkreditierten Beobachter, und empfiehlt
sie der COP/MOP zur Annahme auf ihrer nächsten
Tagung. Bis zur Annahme durch die COP/MOP wer-
den die Verfahren auf vorläufiger Basis angewendet;

p) er nimmt alle sonstigen ihm in dem Beschluss 17/CP.7,
in dieser Anlage und in den einschlägigen Beschlüssen
der COP/MOP zugewiesenen Aufgaben wahr.

6. Von CDM-Projektteilnehmern erhaltene Informationen,
die als rechtlich geschützt oder vertraulich gekennzeich-
net sind, dürfen nicht ohne schriftliche Zustimmung der
die Informationen herausgebenden Stelle offen gelegt
werden, sofern nicht das innerstaatliche Recht dies vor-
schreibt. Informationen, die dazu dienen festzustellen, ob
eine Zusätzlichkeit im Sinne der Nummer 43 vorliegt, die
Methoden zur Bestimmung des Referenzszenariums und
ihre Anwendung zu beschreiben und eine unter Nummer
37 Buchstabe c genannte Umweltverträglichkeitsprüfung
zu unterstützen, gelten nicht als rechtlich geschützt oder
vertraulich.

7. Der Exekutivrat besteht aus zehn Mitgliedern aus den
Vertragsparteien des Protokolls von Kyoto, und zwar wie
folgt: einem Mitglied aus jeder der fünf Regionalgruppen
der Vereinten Nationen, zwei weiteren Mitgliedern aus in
Anlage I aufgeführten Vertragsparteien, zwei weiteren
Mitgliedern aus nicht in Anlage I aufgeführten Vertrags-
parteien sowie einem Vertreter der kleinen Inselstaaten
unter den Entwicklungsländern, wobei die gegenwärtige
Übung im Büro der Konferenz der Vertragsparteien be-
rücksichtigt wird.

5) Soweit nichts anderes angegeben ist, bezieht sich „Vertragspartei“ in
Zusammenhang mit dieser Anlage auf eine Vertragspartei des Proto-
kolls von Kyoto.
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8. Die Mitglieder des Exekutivrats sowie die stellvertre-
tenden Mitglieder
a) werden von den unter Nummer 7 genannten Grup-

pen benannt und von der COP/MOP gewählt. Frei
gewordene Sitze werden in derselben Weise besetzt;

b) werden für einen Zeitraum von zwei Jahren gewählt
und können für höchstens zwei aufeinander folgen-
de Amtszeiten berufen werden. Amtszeiten als stell-
vertretendes Mitglied zählen nicht. Fünf Mitglieder
und fünf stellvertretende Mitglieder werden zu-
nächst für drei Jahre gewählt und fünf Mitglieder
und fünf stellvertretende Mitglieder für zwei Jahre.
Danach wählt die COP/MOP jedes Jahr fünf neue
Mitglieder und fünf neue stellvertretende Mitglieder
für einen Zeitraum von zwei Jahren. Eine Bestellung
nach Nummer 11 zählt als eine Amtszeit. Die Mit-
glieder und stellvertretenden Mitglieder bleiben so
lange im Amt, bis ihre Nachfolger gewählt sind;

c) verfügen über entsprechenden technischen und/oder
politischen Sachverstand und handeln in persönli-
cher Eigenschaft. Die Kosten der Beteiligung von
Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern von
Vertragsparteien, die Entwicklungsländer sind, und
von anderen nach der UNFCCC-Praxis dafür in Fra-
ge kommenden Vertragsparteien werden durch den
Haushalt des Exekutivrats gedeckt;

d) sind durch die Geschäftsordnung des Exekutivrats
gebunden;

e) leisten vor Übernahme ihrer Amtspflichten einen
schriftlichen Diensteid, der vom Exekutivsekretär
des UNFCCC oder seinem Bevollmächtigten bestä-
tigt wird;

f) dürfen kein geldliches oder finanzielles Interesse an
irgendeinem Aspekt einer CDM-Projektmaßnahme
oder an einer benannten Prüfeinrichtung haben;

g) dürfen vorbehaltlich ihrer Verantwortlichkeiten ge-
genüber dem Exekutivrat keine ihnen aufgrund ihrer
Tätigkeit für den Exekutivrat zur Kenntnis kom-
menden vertraulichen oder rechtlich geschützten
Informationen offen legen. Diese Geheimhaltungs-
pflicht des Mitglieds beziehungsweise des stell-
vertretenden Mitglieds ist eine Verpflichtung des
betreffenden Mitglieds beziehungsweise des stell-
vertretenden Mitglieds, die auch nach Ablauf oder
Beendigung seiner Tätigkeit für den Exekutivrat
fortbesteht.

9. Die COP/MOP wählt für jedes Mitglied des Exekutiv-
rats auf der Grundlage der Kriterien unter den Num-
mern 7 und 8 einen Stellvertreter. Die Benennung eines
Kandidaten für das Amt eines Mitglieds durch eine
Gruppe erfolgt gemeinsam mit der Benennung eines
Kandidaten für das Amt des stellvertretenden Mitglieds
aus derselben Gruppe.

10. Der Exekutivrat kann ein bestimmtes Mitglied oder
stellvertretendes Mitglied suspendieren und der COP/
MOP die Beendigung seiner Mitgliedschaft empfehlen,
wenn ein triftiger Grund vorliegt, wozu unter anderem
auch ein Verstoß gegen die Bestimmungen über Interes-
senkonflikte, ein Verstoß gegen die Vertraulichkeitsbe-

stimmungen oder die Nichtteilnahme an zwei aufeinan-
der folgenden Sitzungen des Exekutivrats ohne eine
angemessene Begründung gehören.

11. Wenn ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied
des Exekutivrats zurücktritt oder aus anderen Gründen
außerstande ist, die festgesetzte Amtszeit zu beenden
oder seine Amtspflichten wahrzunehmen, kann der
Exekutivrat unter Berücksichtigung der zeitlichen Nähe
der nächsten Tagung der COP/MOP beschließen, für
die restliche Amtszeit dieses Mitglieds ersatzweise ein
anderes Mitglied oder stellvertretendes Mitglied aus
derselben Gruppe zu bestellen.

12. Der Exekutivrat wählt seinen Vorsitzenden und stell-
vertretenden Vorsitzenden, wobei eine Person ein Mit-
glied aus einer in Anlage I aufgeführten Vertragspartei
und die andere Person ein Mitglied aus einer nicht in
Anlage I aufgeführten Vertragspartei sein muss. Der
Vorsitz und der stellvertretende Vorsitz wechseln jähr-
lich zwischen einem Mitglied aus einer in Anlage I auf-
geführten Vertragspartei und einem Mitglied aus einer
nicht in Anlage I aufgeführten Vertragspartei.

13. Der Exekutivrat tritt nach Bedarf, jedoch mindestens
dreimal pro Jahr unter Berücksichtigung der Nummer
41 zusammen. Die gesamten Unterlagen für Sitzungen
des Exekutivrats werden auch den stellvertretenden
Mitgliedern zur Verfügung gestellt.

14. Der Exekutivrat ist beschlussfähig, wenn mindestens
zwei Drittel seiner Mitglieder, die eine Mehrheit der
Mitglieder aus in Anlage I aufgeführten Vertragspar-
teien und eine Mehrheit der Mitglieder aus nicht in An-
lage I aufgeführten Vertragsparteien darstellen, anwe-
send sind.

15. Beschlüsse des Exekutivrats werden nach Möglichkeit
im Konsens getroffen. Sind alle Bemühungen um einen
Konsens erschöpft und wird keine Einigung erzielt,
werden Beschlüsse mit Dreiviertelmehrheit der auf der
Sitzung anwesenden und abstimmenden Mitglieder ge-
troffen. Eine Stimmenthaltung gilt nicht als Stimm-
abgabe.

16. Die Sitzungen des Exekutivrats stehen allen Vertrags-
parteien und allen bei der UNFCCC akkreditierten Be-
obachtern und den Betroffenen zur Teilnahme als Be-
obachter offen, sofern vom Exekutivrat nicht etwas
anderes beschlossen wird.

17. Der vollständige Wortlaut aller Beschlüsse des Exeku-
tivrats wird öffentlich verfügbar gemacht. Die Arbeits-
sprache des Exekutivrats ist Englisch. Die Beschlüsse
werden in allen sechs Amtssprachen der Vereinten Na-
tionen zur Verfügung gestellt.

18. Der Exekutivrat kann Ausschüsse, Expertengremien
oder Arbeitsgruppen einrichten, die ihn bei der Wahr-
nehmung seiner Aufgaben unterstützen. Der Exekutiv-
rat nimmt das für die Wahrnehmung seiner Aufgaben
erforderliche Fachwissen in Anspruch, auch über die
Expertenliste des UNFCCC. In diesem Zusammenhang
trägt er dem Aspekt der regionalen Ausgewogenheit in
vollem Umfang Rechnung.

19. Das Sekretariat betreut den Exekutivrat.
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D. Akkreditierung und Benennung
von Prüfeinrichtungen

20. Der Exekutivrat
a) akkreditiert die Prüfeinrichtungen, die die in An-

hang A enthaltenen Akkreditierungsmaßstäbe erfül-
len;

b) empfiehlt der COP/MOP die Benennung von Prüf-
einrichtungen;

c) führt eine öffentlich verfügbare Liste aller benann-
ten Prüfeinrichtungen;

d) überprüft, ob jede benannte Prüfeinrichtung weiter-
hin den in Anhang A enthaltenen Akkreditierungs-
maßstäben entspricht, und bestätigt auf dieser
Grundlage alle drei Jahre, ob eine Prüfeinrichtung
erneut akkreditiert werden soll;

e) führt zu jeder beliebigen Zeit Stichprobenprüfungen
durch und entscheidet anhand der Ergebnisse, ob er
die vorstehend genannte Überprüfung durchführt,
falls diese gerechtfertigt ist.

21. Der Exekutivrat kann der COP/MOP die Aussetzung
oder den Entzug der Benennung einer benannten Prüf-
einrichtung empfehlen, wenn er eine Überprüfung
durchgeführt und festgestellt hat, dass diese Einrich-
tung die Akkreditierungsmaßstäbe oder die einschlägi-
gen Bestimmungen von Beschlüssen der COP/MOP
nicht mehr erfüllt. Er darf die Aussetzung oder den Ent-
zug der Benennung erst empfehlen, nachdem der be-
nannten Prüfeinrichtung die Möglichkeit einer Anhö-
rung gegeben worden ist. Die Aussetzung oder der
Entzug erfolgt mit sofortiger Wirkung auf vorläufiger
Basis, sobald der Exekutivrat eine entsprechende Emp-
fehlung abgegeben hat, und bleibt bis zu einer end-
gültigen Entscheidung der COP/MOP in Kraft. Die be-
troffene Einrichtung wird unverzüglich schriftlich
informiert, wenn der Exekutivrat die Aussetzung oder
den Entzug ihrer Benennung empfohlen hat. Die Emp-
fehlung des Exekutivrats und die Entscheidung der
COP/MOP in dieser Sache werden veröffentlicht.

22. Bereits registrierte Projektmaßnahmen bleiben von der
Aussetzung oder dem Entzug der Benennung einer be-
nannten Prüfeinrichtung unberührt, sofern nicht in dem
einschlägigen Validierungs-, Verifizierungs- oder Zerti-
fizierungsbericht, für den die Einrichtung verantwort-
lich war, erhebliche Mängel festgestellt werden. In die-
sem Fall entscheidet der Exekutivrat, ob eine andere
benannte Prüfeinrichtung mit der Überprüfung und ge-
gebenenfalls Behebung dieser Mängel beauftragt wird.
Sollte diese Überprüfung zeigen, dass zu viele CER
ausgestellt wurden, muss die benannte Prüfeinrichtung,
deren Akkreditierung ausgesetzt oder entzogen worden
ist, innerhalb von 30 Tagen nach Beendigung der Über-
prüfung eine den zu viel ausgestellten CER entspre-
chende Menge reduzierter Tonnen Kohlendioxid-
äquivalente nach den Festlegungen des Exekutivrats
erwerben und auf ein von diesem in dem CDM-Register
geführtes Löschungskonto übertragen.

23. Eine Aussetzung oder ein Entzug der Benennung einer
benannten Prüfeinrichtung mit nachteiligen Auswir-
kungen auf bereits registrierte Projektmaßnahmen darf

vom Exekutivrat erst empfohlen werden, nachdem den
betroffenen Projektteilnehmern die Möglichkeit einer
Anhörung gegeben worden ist.

24. Sämtliche Kosten in Verbindung mit der unter Nummer
22 genannten Überprüfung werden von der benannten
Prüfeinrichtung getragen, deren Benennung entzogen
oder ausgesetzt worden ist.

25. Der Exekutivrat kann bei der Wahrnehmung der unter
Nummer 20 genannten Aufgaben nach Nummer 18 um
Hilfe nachsuchen.

E. Benannte Prüfeinrichtungen
26. Benannte Prüfeinrichtungen sind gegenüber der COP/

MOP über den Exekutivrat verantwortlich und haben
sich nach den Modalitäten und Verfahren in dem Be-
schluss 17/CP.7, dieser Anlage und den einschlägigen
Beschlüssen der COP/MOP und des Exekutivrats zu
richten.

27. Eine benannte Prüfeinrichtung
a) validiert geplante CDM-Projektmaßnahmen;
b) verifiziert und zertifiziert Reduktionen der an-

thropogenen Emissionen von Treibhausgasen aus
Quellen;

c) befolgt bei der Wahrnehmung ihrer unter Buchstabe
e genannten Aufgaben die einschlägigen Gesetze
der Vertragsparteien, die Gastland einer CDM-Pro-
jektmaßnahme sind;

d) weist nach, dass sie und ihre Subunternehmen weder
in einem tatsächlichen noch in einem potenziellen
Interessenkonflikt mit den Teilnehmern der CDM-
Projektmaßnahmen stehen, für die sie zur Wahrneh-
mung von Validierungs- oder Verifizierungs- und
Zertifizierungsaufgaben ausgewählt worden sind;

e) nimmt in Zusammenhang mit einer bestimmten
CDM-Projektmaßnahme eine der folgenden Aufga-
ben wahr: die Validierung oder die Verifizierung
und die Zertifizierung. Auf Verlangen kann der Exe-
kutivrat jedoch einer einzigen benannten Prüfein-
richtung die Wahrnehmung aller dieser Aufgaben
im Rahmen einer einzelnen CDM-Projektmaßnah-
me gestatten;

f) führt eine öffentlich verfügbare Liste aller von ihr
validierten, verifizierten und zertifizierten CDM-
Projektmaßnahmen;

g) legt dem Exekutivrat einen jährlichen Tätigkeits-
bericht vor;

h) macht auf Verlangen des Exekutivrats von
CDM-Projektteilnehmern erhaltene Informationen
öffentlich verfügbar. Als vertraulich oder rechtlich
geschützt gekennzeichnete Informationen dürfen
nicht ohne schriftliche Zustimmung der die In-
formationen herausgebenden Stelle offen gelegt
werden, sofern nicht das innerstaatliche Recht dies
vorschreibt. Informationen, die dazu dienen festzu-
stellen, ob eine Zusätzlichkeit im Sinne der Nummer
43 vorliegt, die Methoden für die Bestimmung des
Referenzszenariums und ihre Anwendung zu be-
schreiben und eine unter Nummer 37 Buchstabe c
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genannte Umweltverträglichkeitsprüfung zu unter-
stützen, gelten nicht als rechtlich geschützt oder ver-
traulich.

F. Voraussetzungen für die Teilnahme
28. Die Teilnahme an einer CDM-Projektmaßnahme ist

freiwillig.

29. Die an dem CDM teilnehmenden Vertragsparteien
benennen eine für den CDM zuständige nationale
Behörde.

30. Eine nicht in Anlage I aufgeführte Vertragspartei kann
an einer CDM-Projektmaßnahme teilnehmen, wenn sie
Vertragspartei des Protokolls von Kyoto ist.

31. Vorbehaltlich der Nummer 32 darf eine in Anlage I auf-
geführte Vertragspartei mit einer in Anlage B niederge-
legten Verpflichtung nach den einschlägigen Bestim-
mungen ausgestellte CER zur Erfüllung eines Teiles
ihrer Verpflichtung nach Artikel 3 Absatz 1 nutzen, so-
fern sie die folgenden Zulassungsvoraussetzungen er-
füllt:

a) Sie ist Vertragspartei des Protokolls von Kyoto;

b) die ihr zugeteilte Menge nach Artikel 3 Absätze 7
und 8 ist im Einklang mit dem Beschluss –/CMP.1
(Modalitäten für die Abrechnung über die zugeteil-
ten Mengen) berechnet und erfasst worden;

c) sie verfügt über ein nationales System zur Schät-
zung der anthropogenen Emissionen aller nicht
durch das Montrealer Protokoll geregelten Treib-
hausgase aus Quellen und des Abbaus solcher Gase
durch Senken in Übereinstimmung mit Artikel 5
Absatz 1 und mit den Anforderungen der in diesem
Rahmen beschlossenen Leitlinien;

d) sie verfügt über ein nationales Register in Überein-
stimmung mit Artikel 7 Absatz 4 und mit den Anfor-
derungen der in diesem Rahmen beschlossenen
Leitlinien;

e) sie hat das vorgeschriebene neueste Verzeichnis in
Übereinstimmung mit Artikel 5 Absatz 2 und Arti-
kel 7 Absatz 1 und mit den Anforderungen der in
diesem Rahmen beschlossenen Leitlinien, ein-
schließlich des nationalen Verzeichnisberichts und
des gemeinsamen Berichtsformats, jährlich vorge-
legt. Während des ersten Verpflichtungszeitraums
wird die erforderliche Qualitätsbeurteilung zur Fest-
stellung der Zulassung zur Nutzung der Mechanis-
men auf die Teile des Verzeichnisses beschränkt, die
Treibhausgasemissionen aus Sektoren/Gruppen von
Quellen nach Anlage A des Protokolls von Kyoto
betreffen, sowie auf die Vorlage des jährlichen Sen-
kenverzeichnisses;

f) sie legt die Zusatzinformationen über die ihr zuge-
teilte Menge in Übereinstimmung mit Artikel 7 Ab-
satz 1 und mit den Anforderungen der in diesem
Rahmen beschlossenen Leitlinien vor und nimmt
Additionen zu und Subtraktionen von der ihr zuge-
teilten Menge nach Artikel 3 Absätze 7 und 8, ein-
schließlich der in Artikel 3 Absätze 3 und 4 vorge-
sehenen Maßnahmen, in Übereinstimmung mit

Artikel 7 Absatz 4 und mit den Anforderungen der
in diesem Rahmen beschlossenen Leitlinien vor.

32. Für eine in Anlage I aufgeführte Vertragspartei mit
einer in Anlage B niedergelegten Verpflichtung gilt
Folgendes:

a) dass sie 16 Monate nach Vorlage ihres Berichts zur
Erleichterung der Berechnung der ihr zugeteilten
Menge nach Artikel 3 Absätze 7 und 8 und zum
Nachweis ihrer Fähigkeit, Rechenschaft über ihre
Emissionen und die ihr zugeteilte Menge im Ein-
klang mit den beschlossenen Modalitäten für die
Abrechnung über die zugeteilte Menge nach Artikel
7 Absatz 4 abzulegen, die Zulassungsvoraussetzun-
gen unter Nummer 31 erfüllt, sofern nicht die
Durchsetzungsabteilung des Einhaltungsausschus-
ses in Übereinstimmung mit Beschluss 24/CP.7 fest-
stellt, dass die Vertragspartei diese Voraussetzungen
nicht erfüllt, oder wenn zu einem früheren Zeitpunkt
die Durchsetzungsabteilung des Einhaltungsaus-
schusses entschieden hat, dass sie keine in Berichten
der sachkundigen Überprüfungsgruppen nach Arti-
kel 8 des Protokolls von Kyoto aufgeführten Fragen
der Erfüllung in Bezug auf diese Voraussetzungen
behandelt und diese Information an das Sekretariat
weitergeleitet hat;

b) dass sie weiterhin die unter Nummer 31 genannten
Zulassungsvoraussetzungen erfüllt, sofern und
solange die Durchsetzungsabteilung des Einhal-
tungsausschusses nicht entscheidet, dass die Ver-
tragspartei eine oder mehrere der Zulassungsvoraus-
setzungen nicht erfüllt und ihre Zulassung
ausgesetzt und diese Information an das Sekretariat
weitergeleitet hat.

33. Ermächtigt eine Vertragspartei private und/oder öffent-
liche Einrichtungen, an Projektmaßnahmen nach Arti-
kel 12 teilzunehmen, so ist sie weiterhin für die Erfül-
lung ihrer Verpflichtungen aus dem Protokoll von
Kyoto verantwortlich; sie hat dafür zu sorgen, dass die-
se Teilnahme in Übereinstimmung mit dieser Anlage
erfolgt. Private und/oder öffentliche Einrichtungen dür-
fen CER nur dann übertragen und erwerben, wenn die
ermächtigende Vertragspartei zu dem betreffenden
Zeitpunkt dazu berechtigt ist.

34. Das Sekretariat führt öffentlich zugängliche Listen

a) der nicht in Anlage I aufgeführten Vertragsparteien,
die Vertragsparteien des Protokolls von Kyoto sind;

b) der in Anlage I aufgeführten Vertragsparteien, die
die Voraussetzungen unter Nummer 31 nicht erfül-
len oder deren Zulassung ausgesetzt worden ist.

G. Validierung und Registrierung

35. Die Validierung ist die unabhängige Beurteilung einer
Projektmaßnahme durch eine benannte Prüfeinrichtung
unter Berücksichtigung der Anforderungen des CDM
nach Maßgabe des Beschlusses 17/CP.7, dieser Anlage
und den einschlägigen Beschlüssen der COP/MOP auf
der Grundlage der Projektdokumentation, die in An-
hang B beschrieben ist.
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36. Die Registrierung ist die formelle Annahme eines vali-
dierten Projekts als CDM-Projektmaßnahme durch den
Exekutivrat. Die Registrierung ist die Voraussetzung
für die Verifizierung, die Zertifizierung und die Aus-
stellung von CER in Bezug auf die betreffende Projekt-
maßnahme.

37. Die benannte Prüfeinrichtung, die von den Projektteil-
nehmern für die Validierung der betreffenden Projekt-
maßnahme auf der Grundlage einer mit ihnen getroffe-
nen vertraglichen Vereinbarung ausgewählt worden ist,
überprüft die Projektdokumentation und, soweit zweck-
mäßig, vorhandene Belegunterlagen, um zu bestätigen,
dass folgende Voraussetzungen erfüllt worden sind:
a) die Teilnahmevoraussetzungen nach den Nummern

28 bis 30 sind erfüllt;
b) die lokalen Betroffenen sind zur Stellungnahme auf-

gefordert worden, eine Zusammenfassung der ein-
gegangenen Stellungnahmen liegt vor und ein Be-
richt der benannten Prüfeinrichtung darüber, wie
alle Stellungnahmen gebührend berücksichtigt wor-
den sind, ist eingegangen;

c) die Projektteilnehmer haben der benannten Prüf-
einrichtung Unterlagen über die Beurteilung der
Umweltauswirkungen der Projektmaßnahme ein-
schließlich ihrer grenzüberschreitenden Auswirkun-
gen vorgelegt und haben, falls diese Auswirkungen
von ihnen oder der Vertragspartei, die Gastland ist,
für erheblich erachtet werden, in Übereinstimmung
mit den von dem betreffenden Gastland vorge-
schriebenen Verfahren eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchgeführt;

d) die Projektmaßnahme wird aller Voraussicht nach in
Übereinstimmung mit den Nummern 43 bis 52 zu
einer Reduktion der anthropogenen Emissionen von
Treibhausgasen aus Quellen führen, die zusätzlich
zu der Reduktion ist, die ohne die geplante Projekt-
maßnahme eingetreten wäre;

e) die Methoden zur Bestimmung des Referenzszena-
riums und für die Überwachung erfüllen die Voraus-
setzungen in Bezug auf Folgendes:
i) zu einem früheren Zeitpunkt vom Exekutivrat

genehmigte Methoden oder
ii) Modalitäten und Verfahren für die Einführung

einer neuen Methode nach Nummer 38;
f) die Vorschriften hinsichtlich Überwachung, Verifi-

zierung und Berichterstattung stehen im Einklang
mit dem Beschluss 17/CP.7, dieser Anlage und den
einschlägigen Beschlüssen der COP/MOP ;

g) die Projektmaßnahme erfüllt alle anderen in dem
Beschluss 17/CP.7, in dieser Anlage und in den ein-
schlägigen Beschlüssen der COP/MOP und des
Exekutivrats enthaltenen Voraussetzungen für
CDM-Projektmaßnahmen.

38. Sollte die benannte Prüfeinrichtung zu dem Schluss ge-
langen, dass für die Projektmaßnahme die Verwendung
einer neuen Methode zur Bestimmung des Referenzsze-
nariums und für die Überwachung nach Nummer 37
Buchstabe e Ziffer ii vorgesehen ist, leitet sie vor Ein-

reichung der Projektmaßnahme zur Registrierung die
vorgesehene Methode zusammen mit dem Entwurf der
Projektdokumentation einschließlich einer Projektbe-
schreibung und genauer Angaben über die Projektteil-
nehmer dem Exekutivrat zur Überprüfung zu. Der Exe-
kutivrat überprüft die vorgesehene neue Methode im
Einklang mit den Modalitäten und Verfahren dieser An-
lage umgehend, nach Möglichkeit auf seiner nächsten
Sitzung, jedoch spätestens innerhalb von vier Monaten.
Sobald der Exekutivrat die Methode genehmigt hat,
macht er sie zusammen mit entsprechenden Maßgaben
öffentlich verfügbar, und die benannte Prüfeinrichtung
kann mit der Validierung der Projektmaßnahme fortfah-
ren und die Projektdokumentation zur Registrierung
einreichen. Verlangt die COP/MOP die Überarbeitung
einer genehmigten Methode, darf diese nicht für eine
CDM-Projektmaßnahme verwendet werden. Die Pro-
jektteilnehmer überarbeiten die Methode, soweit
zweckmäßig, unter Berücksichtigung aller erhaltenen
Maßgaben.

39. Die Überarbeitung einer Methode erfolgt im Einklang
mit den Modalitäten und Verfahren für die Festlegung
neuer Methoden nach Nummer 38. Die Überarbeitung
einer genehmigten Methode betrifft nur Projekt-
maßnahmen, die nach dem Zeitpunkt der Überar-
beitung registriert werden, und lässt bereits bestehende
registrierte Projektmaßnahmen während ihres Anrech-
nungszeitraums unberührt.

40. Die benannte Prüfeinrichtung muss
a) vor Einreichung des Validierungsberichts beim Exe-

kutivrat von den Projektteilnehmern eine schriftli-
che Bestätigung der benannten nationalen Behörde
jeder beteiligten Vertragspartei über die freiwillige
Teilnahme erhalten haben, einschließlich einer Be-
stätigung der Vertragspartei, die Gastland ist, dass
die Projektmaßnahme sie dabei unterstützt, eine
nachhaltige Entwicklung zu erreichen;

b) die Projektdokumentation im Einklang mit den Ver-
traulichkeitsbestimmungen unter Nummer 27 Buch-
stabe h öffentlich verfügbar machen;

c) innerhalb von 30 Tagen Stellungnahmen der Ver-
tragsparteien, der Betroffenen und der bei der
UNFCCC akkreditierten nichtstaatlichen Organisa-
tionen zu den Validierungsanforderungen erhalten
und diese öffentlich verfügbar machen;

d) nach Ablauf der Frist für die Abgabe der Stellung-
nahmen eine Entscheidung darüber treffen, ob aus-
gehend von den vorliegenden Informationen und
unter Berücksichtigung der erhaltenen Stellungnah-
men die Projektmaßnahme validiert werden soll;

e) den Projektteilnehmern ihre Entscheidung über
die Validierung der Projektmaßnahme mitteilen.
Die Mitteilung an die Projektteilnehmer umfasst
Folgendes:
i) eine Bestätigung der Validierung und den Tag

der Einreichung des Validierungsberichts beim
Exekutivrat oder

ii) eine Erläuterung der Gründe für die Ablehnung,
falls die Projektmaßnahme, wie durch Unterla-
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gen belegt, als nicht den Validierungsanforde-
rungen entsprechend beurteilt wird;

f) für den Fall, dass sie die geplante Projektmaßnahme
für anforderungsgemäß befindet, dem Exekutivrat
einen Antrag auf Registrierung in Form eines Vali-
dierungsberichts vorlegen, einschließlich der Pro-
jektdokumentation, der unter Buchstabe a genann-
ten schriftlichen Bestätigung der Vertragspartei, die
Gastland ist, und einer Erklärung, aus der hervor-
geht, dass sie die erhaltenen Stellungnahmen gebüh-
rend berücksichtigt hat;

g) diesen Validierungsbericht nach der Übermittlung
an den Exekutivrat öffentlich verfügbar machen.

41. Die Registrierung durch den Exekutivrat gilt acht Wo-
chen nach Eingang des Registrierungsantrags beim
Exekutivrat als endgültig, sofern nicht eine an der Pro-
jektmaßnahme beteiligte Vertragspartei oder mindes-
tens drei Mitglieder des Exekutivrats eine Überprüfung
der geplanten CDM-Projektmaßnahme beantragen. Für
diese Überprüfung durch den Exekutivrat gelten fol-
gende Bedingungen:

a) Sie muss auf mit den Validierungsanforderungen zu-
sammenhängende Fragen Bezug nehmen;

b) sie muss spätestens bis zur zweiten Sitzung nach Be-
antragung der Überprüfung abgeschlossen sein, und
die Entscheidung und die dazugehörigen Gründe
müssen den Projektteilnehmern und der Öffentlich-
keit mitgeteilt werden.

42. Eine geplante Projektmaßnahme, die abgelehnt wird,
kann nach einer entsprechenden Überarbeitung erneut
zur Validierung und anschließenden Registrierung vor-
gelegt werden, sofern dies unter Beachtung der Verfah-
ren und Anforderungen für die Validierung und Regist-
rierung, auch im Hinblick auf die Stellungnahme der
Öffentlichkeit, geschieht.

43. Eine CDM-Projektmaßnahme ist zusätzlich, wenn die
anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen aus
Quellen unter das Niveau gesenkt werden, das ohne die
zertifizierte CDM-Projektmaßnahme erreicht worden
wäre.

44. Das Referenzszenarium für eine CDM-Projektmaßnah-
me ist das Szenarium, das nach vernünftigem Ermessen
die anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen aus
Quellen darstellt, die ohne die geplante Projektmaßnah-
me entstehen würden. Ein Referenzszenarium umfasst
Emissionen aller in Anlage A aufgeführten Gase, Sek-
toren und Gruppen von Quellen innerhalb der Grenzen
des Projekts. Ein Referenzszenarium gilt nach vernünf-
tigem Ermessen als Abbild der anthropogenen Emis-
sionen aus Quellen, die ohne die geplante Projektmaß-
nahme entstehen würden, sofern es anhand einer unter
den Nummern 37 und 38 beschriebenen Methode für
die Bestimmung des Referenzszenariums hergeleitet
wird.

45. Die Bestimmung eines Referenzszenariums erfolgt

a) durch die Projektteilnehmer im Einklang mit den in
dem Beschluss 17/CP.7, dieser Anlage und den ein-
schlägigen Beschlüssen der COP/MOP enthaltenen

Bestimmungen für die Verwendung von genehmig-
ten und neuen Methoden;

b) in transparenter und konservativer Weise hinsicht-
lich der gewählten Ansätze, Annahmen, Methoden,
Parameter und Datenquellen sowie der wesentlichen
Faktoren und der Zusätzlichkeit und unter Berück-
sichtigung von Unsicherheiten;

c) auf projektspezifischer Basis;
d) im Fall kleiner CDM-Projektmaßnahmen, die den in

dem Beschluss 17/CP.7 und in den einschlägigen
Beschlüssen der COP/MOP aufgeführten Kriterien
entsprechen, in Übereinstimmung mit den für solche
Maßnahmen entwickelten vereinfachten Verfahren;

e) unter Berücksichtigung der einschlägigen nationa-
len und/oder sektoralen Politiken und Gegebenhei-
ten wie etwa sektoraler Reformbemühungen, der
lokalen Verfügbarkeit von Brennstoffen, der Expan-
sionspläne im Energiesektor und der wirtschaft-
lichen Lage im Projektsektor.

46. Das Referenzszenarium kann auch ein Szenarium sein,
in dem aufgrund der besonderen Gegebenheiten der
Vertragspartei, die Gastland ist, mit einem Anstieg der
künftigen anthropogenen Emissionen aus Quellen über
das derzeitige Niveau hinaus gerechnet wird.

47. Das Referenzszenarium ist so festzulegen, dass für eine
Verringerung des Aktivitätsniveaus außerhalb des Pro-
jekts oder aufgrund von höherer Gewalt keine CER an-
gerechnet werden können.

48. Bei der Auswahl einer Methode zur Bestimmung des
Referenzszenariums für eine Projektmaßnahme wählen
die Projektteilnehmer aus den nachfolgenden Alternati-
ven diejenige aus, die unter Berücksichtigung der Maß-
gaben des Exekutivrats für die Projektmaßnahme am
zweckmäßigsten erscheint, und begründen die Zweck-
mäßigkeit ihrer Wahl:
a) die derzeit tatsächlich vorhandenen oder gegebe-

nenfalls die früheren Emissionen oder
b) die Emissionen aufgrund einer Technologie, die un-

ter Berücksichtigung von Investitionshemmnissen
eine wirtschaftlich attraktive Handlungsweise dar-
stellt, oder

c) die durchschnittlichen Emissionen ähnlicher Pro-
jektmaßnahmen, die in den letzten fünf Jahren unter
ähnlichen sozialen, wirtschaftlichen, ökologischen
und technologischen Bedingungen durchgeführt
wurden und hinsichtlich ihrer Effizienz zu den füh-
renden 20 Prozent ihrer Gruppe zählen.

49. Die Projektteilnehmer wählen als Anrechnungszeit-
raum für eine geplante Projektmaßnahme einen der fol-
genden alternativen Ansätze:
a) einen Zeitraum von maximal sieben Jahren, der

höchstens zweimal verlängert werden kann, sofern
eine benannte Prüfeinrichtung vor jeder Verlänge-
rung feststellt, ob das ursprüngliche Referenzszena-
rium weiterhin den Anforderungen entspricht oder
ob es gegebenenfalls unter Berücksichtigung neuer
Daten aktualisiert worden ist, und den Exekutivrat
davon in Kenntnis setzt, oder
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b) maximal zehn Jahre ohne Verlängerungsmöglich-
keit.

50. Die Reduktionen der anthropogenen Emissionen aus
Quellen werden unter Berücksichtigung von Verlage-
rungseffekten in Übereinstimmung mit den Vorschrif-
ten für die Überwachung und die Verifizierung unter
Nummer 59 beziehungsweise Nummer 62 Buchstabe f
angepasst.

51. Als Verlagerungseffekte werden die außerhalb der
Grenzen des Projekts entstehenden Nettoänderungen
der anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen aus
Quellen bezeichnet, die messbar und der CDM-Projekt-
maßnahme zurechenbar sind.

52. Die Grenzen des Projekts werden so gezogen, dass alle
anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen aus
Quellen unter der Kontrolle der Projektteilnehmer er-
fasst werden, die erheblich sind und die nach vernünfti-
gem Ermessen der CDM-Projektmaßnahme zuzurech-
nen sind.

H. Überwachung
53. Die Projektteilnehmer nehmen in die Projektdokumen-

tation einen Überwachungsplan auf, der Folgendes vor-
sieht:

a) die Erfassung und Archivierung aller einschlägigen
Daten, die zur Abschätzung oder Messung der wäh-
rend des Anrechnungszeitraums innerhalb der Gren-
zen des Projekts entstehenden anthropogenen Emis-
sionen von Treibhausgasen aus Quellen benötigt
werden;

b) die Erfassung und Archivierung aller einschlägigen
Daten, die zur Bestimmung des Referenzszenariums
für die anthropogenen Emissionen von Treibhaus-
gasen aus Quellen während des Anrechnungszeit-
raums innerhalb der Grenzen des Projekts benötigt
werden;

c) die Feststellung aller möglichen Quellen von erhöh-
ten anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen
aus Quellen außerhalb der Grenzen des Projekts, die
als erheblich gelten und nach vernünftigem Ermes-
sen innerhalb des Anrechnungszeitraums der Pro-
jektmaßnahme zuzurechnen sind, und die Erfassung
und Archivierung von Daten über diese Emissionen;

d) die Erfassung und Archivierung von sachdienlichen
Informationen zu Nummer 37 Buchstabe c;

e) Qualitätssicherungs- und -kontrollverfahren für den
Überwachungsvorgang;

f) Verfahren für die regelmäßige Berechnung der Re-
duktionen der anthropogenen Emissionen aus Quel-
len durch die geplante CDM-Projektmaßnahme und
für Verlagerungseffekte;

g) die Dokumentation aller mit den Berechnungen
nach Nummer 53 Buchstaben c und f zusammen-
hängenden Schritte.

54. Ein Überwachungsplan für eine geplante Projektmaß-
nahme wird im Einklang mit den Nummern 37 und 38
anhand einer zu einem früheren Zeitpunkt genehmigten

Überwachungsmethode oder anhand einer neuen Me-
thode erstellt, die

a) von der benannten Prüfeinrichtung als für die Gege-
benheiten der geplanten Projektmaßnahme geeignet
betrachtet wird und bereits an anderer Stelle erfolg-
reich eingesetzt worden ist;

b) der für die Art der Projektmaßnahme geeigneten be-
währten Überwachungspraxis entspricht.

55. Für kleine CDM-Projektmaßnahmen, die die in dem
Beschluss 17/CP.7 und in den einschlägigen Beschlüs-
sen der COP/MOP genannten Kriterien erfüllen, kön-
nen die Projektteilnehmer die vereinfachten Modalitä-
ten und Verfahren für Kleinprojekte verwenden.

56. Die Projektteilnehmer setzen den in der registrierten
Projektdokumentation enthaltenen Überwachungsplan
um.

57. Eventuelle Überarbeitungen des Überwachungsplans
zur Verbesserung seiner Genauigkeit und/oder der Voll-
ständigkeit der Informationen sind von den Projektteil-
nehmern zu begründen und einer benannten Prüfein-
richtung zur Validierung vorzulegen.

58. Die Umsetzung des registrierten Überwachungsplans
und eventueller Überarbeitungen ist eine Vorausset-
zung für die Verifizierung, die Zertifizierung und die
Ausstellung von CER.

59. Nach der Überwachung und der Berichterstattung über
die Reduktionen der anthropogenen Emissionen wer-
den die sich innerhalb eines bestimmten Zeitraums aus
einer CDM-Projektmaßnahme ergebenden CER an-
hand der registrierten Methode durch Abziehen der tat-
sächlich eingetretenen anthropogenen Emissionen aus
Quellen von den Referenzfallemissionen und Einrech-
nen von Verlagerungseffekten bestimmt.

60. Die Projektteilnehmer stellen der benannten Prüfein-
richtung, die von ihnen mit der Durchführung der Veri-
fizierung beauftragt worden ist, für Verifizierungs- und
Zertifizierungszwecke einen Überwachungsbericht in
Übereinstimmung mit dem unter Nummer 53 genann-
ten registrierten Überwachungsplan zur Verfügung.

I. Verifizierung und Zertifizierung
61. Die Verifizierung ist die von der Prüfeinrichtung durch-

geführte regelmäßige unabhängige Überprüfung und
Ex-Post-Bestimmung der überwachten Reduktionen
der anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen aus
Quellen, die innerhalb des Verifizierungszeitraums als
Ergebnis einer registrierten CDM-Projektmaßnahme
entstanden sind. Die Zertifizierung ist eine schriftliche
Zusicherung der benannten Prüfeinrichtung, dass eine
Projektmaßnahme innerhalb eines bestimmten Zeit-
raums zu den verifizierten Reduktionen der anthropo-
genen Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen ge-
führt hat.

62. Die von den Projektteilnehmern mit der Durchführung
der Verifizierung beauftragte Prüfeinrichtung macht
den Überwachungsbericht im Einklang mit den Ver-
traulichkeitsbestimmungen unter Nummer 27 Buchsta-
be h öffentlich verfügbar und
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a) stellt fest, ob die bereitgestellten Projektunterlagen
den Anforderungen der registrierten Projektdoku-
mentation und den maßgeblichen Bestimmungen
des Beschlusses 17/CP.7, dieser Anlage und der ein-
schlägigen Beschlüsse der COP/MOP entsprechen;

b) führt, soweit zweckmäßig, Inspektionen vor Ort
durch, die unter anderem auch eine Überprüfung der
Tätigkeitsnachweise, Befragungen von Projektteil-
nehmern und lokalen Betroffenen, die Erfassung
von Messergebnissen, die Beobachtung eingeführ-
ter Praktiken und die Prüfung der Genauigkeit der
Überwachungsinstrumente einschließen;

c) zieht, soweit zweckmäßig, zusätzliche Daten aus
anderen Quellen heran;

d) überprüft die Überwachungsergebnisse und prüft
nach, ob die verwendeten Überwachungsmethoden
zur Abschätzung der Reduktionen der anthropoge-
nen Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen
korrekt angewendet worden sind und ob die dazuge-
hörige Dokumentation vollständig und transparent
ist;

e) empfiehlt den Projektteilnehmern erforderlichen-
falls entsprechende Änderungen der Überwa-
chungsmethode für künftige Anrechnungszeit-
räume;

f) bestimmt anhand der nach Buchstabe a ermittelten
beziehungsweise nach Buchstabe b und/oder c er-
langten Daten und Informationen und unter Verwen-
dung von Berechnungsverfahren, die mit den in der
registrierten Projektdokumentation und im Über-
wachungsplan enthaltenen Verfahren vereinbar
sind, die Reduktionen der anthropogenen Emissio-
nen von Treibhausgasen aus Quellen, die ohne die
CDM-Projektmaßnahme nicht erreicht worden
wären;

g) identifiziert etwaige Probleme hinsichtlich der
Übereinstimmung der konkreten Projektmaßnahme
und ihrer praktischen Umsetzung mit der registrier-
ten Projektdokumentation und teilt sie den Projekt-
teilnehmern mit. Die Projektteilnehmer setzen sich
mit den Problemen auseinander und stellen sach-
dienliche Zusatzinformationen bereit;

h) legt den Projektteilnehmern, den beteiligten Ver-
tragsparteien und dem Exekutivrat einen Verifizie-
rungsbericht vor. Der Bericht wird öffentlich ver-
fügbar gemacht.

63. Die benannte Prüfeinrichtung bestätigt auf der Grund-
lage ihres Verifizierungsberichts schriftlich, dass die
Projektmaßnahme innerhalb des angegebenen Zeit-
raums zu den verifizierten Reduktionen der anthropo-
genen Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen ge-
führt hat, die ohne die CDM-Projektmaßnahme nicht
erreicht worden wären. Nach Beendigung des Zertifi-
zierungsvorgangs informiert sie die Projektteilnehmer,
die beteiligten Vertragsparteien und den Exekutivrat
umgehend schriftlich über ihre Zertifizierungsentschei-
dung und macht den Zertifizierungsbericht öffentlich
verfügbar.

J. Ausstellung von zertifizierten Emissionsreduktionen
(CER)

64. Der Zertifizierungsbericht stellt einen an den Exekutiv-
rat gerichteten Antrag auf Ausstellung von CER in Hö-
he der verifizierten Reduktionen der anthropogenen
Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen dar.

65. Die Ausstellung wird 15 Tage nach Erhalt des Antrags
endgültig, sofern nicht eine der an der Projektmaßnah-
me beteiligten Vertragsparteien oder mindestens drei
Mitglieder des Exekutivrats eine Überprüfung der vor-
gesehenen Ausstellung von CER beantragen. Diese
Überprüfung ist auf Sachverhalte wie Betrug, rechts-
widrige Handlungen oder Inkompetenz der benannten
Prüfeinrichtungen beschränkt und wird wie folgt durch-
geführt:
a) Nach Erhalt eines Überprüfungsantrags entscheidet

der Exekutivrat auf seiner nächsten Sitzung über
sein weiteres Vorgehen. Sollte er zu dem Schluss
kommen, dass der Antrag begründet ist, führt er eine
Überprüfung durch und entscheidet, ob die vorgese-
hene Ausstellung von CER genehmigt werden soll;

b) der Exekutivrat beendet die Überprüfung innerhalb
von 30 Tagen nach seiner Entscheidung über ihre
Durchführung;

c) der Exekutivrat informiert die Projektteilnehmer
über das Ergebnis der Überprüfung und veröffent-
licht seine Entscheidung über die Genehmigung der
vorgesehenen Ausstellung von CER einschließlich
der dazugehörigen Begründung.

66. Auf Anweisung des Exekutivrats, CER für eine
CDM-Projektmaßnahme auszustellen, verbucht der un-
ter der Aufsicht des Exekutivrats arbeitende Register-
führer des CDM-Registers unverzüglich die festgesetz-
te Anzahl an CER in Übereinstimmung mit Anhang D
auf das Zwischenkonto des Exekutivrats im CDM-Re-
gister. Anschließend veranlasst der Registerführer des
CDM-Registers Folgendes:
a) Er leitet die Anzahl von CER, die dem Teil der Er-

löse entspricht, der in Übereinstimmung mit Arti-
kel 12 Absatz 8 dazu verwendet wird, die Verwal-
tungskosten zu decken oder Vertragsparteien dabei
zu unterstützen, die Anpassungskosten zu tragen, an
die für die Verwaltung des Teiles der Erlöse be-
stimmten Konten im CDM-Register weiter;

b) er leitet die übrigen CER der Anforderung entspre-
chend an die Registerkonten der Vertragsparteien
und der beteiligten Projektteilnehmer weiter.

ANHANG A

Maßstäbe für die Akkreditierung
von Prüfeinrichtungen

1. Eine Prüfeinrichtung
a) muss ein Rechtsträger (entweder ein innerstaatlicher

Rechtsträger oder eine internationale Organisation)
sein und diesen Status durch entsprechende Unterla-
gen belegen;

b) muss eine ausreichende Zahl von Personen beschäfti-
gen, die über die erforderliche Kompetenz zur Durch-
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führung unterschiedlicher Validierungs-, Verifizie-
rungs- und Zertifizierungsaufgaben je nach Art,
Bereich und Umfang der durchgeführten Arbeiten un-
ter der Leitung einer verantwortlichen Führungskraft
verfügen;

c) muss über das für ihre Tätigkeit erforderliche Maß an
finanzieller Stabilität, Versicherungsschutz und Mit-
teln verfügen;

d) muss ausreichende Vorkehrungen für die Erfüllung
der sich aus ihrer Tätigkeit ergebenden rechtlichen
und finanziellen Verpflichtungen getroffen haben;

e) muss über schriftlich belegte interne Verfahren zur
Durchführung ihrer Aufgaben verfügen, wozu unter
anderem auch Verfahren für die Verteilung der Ver-
antwortlichkeiten innerhalb der Organisation und für
die Behandlung von Beschwerden gehören. Diese
Verfahren sind öffentlich verfügbar zu machen;

f) muss das erforderliche Fachwissen zur Durchführung
der in den Modalitäten und Verfahren für den CDM
und in den einschlägigen Beschlüssen der COP/MOP
beschriebenen Aufgaben besitzen oder Zugang dazu
haben und insbesondere über Kenntnisse und Erfah-
rungen in folgenden Bereichen verfügen:

i) den Modalitäten, Verfahren und Leitlinien für die
Erfüllung der Aufgaben des CDM sowie den ein-
schlägigen Beschlüssen der COP/MOP und des
Exekutivrats;

ii) insbesondere Fragen umweltbezogener Art, die für
die Validierung, die Verifizierung und die Zertifi-
zierung von CDM-Projektmaßnahmen jeweils
relevant sind;

iii) den umweltrelevanten technischen Aspekten von
CDM-Projektmaßnahmen, einschließlich Fach-
kenntnissen in der Bestimmung des Referenzsze-
nariums und der Überwachung von Emissionen;

iv) den einschlägigen Anforderungen und Methoden
für Umweltbetriebsprüfungen;

v) den Methoden zur rechnerischen Erfassung der an-
thropogenen Emissionen aus Quellen;

vi) regionalen und sektoralen Fragen;

g) muss über eine Leitungsstruktur verfügen, die die Ge-
samtverantwortung für die Wahrnehmung und Durch-
führung der Aufgaben der Prüfeinrichtung einschließ-
lich Qualitätssicherungsverfahren und für alle
maßgeblichen Entscheidungen im Zusammenhang
mit der Validierung, der Verifizierung und der Zertifi-
zierung trägt. Eine einen Antrag auf Anerkennung als
Prüfeinrichtung stellende Einrichtung muss Folgen-
des offen legen:

i) die Namen, Qualifikationen, Berufserfahrungen
und Aufgabenbeschreibungen der Angehörigen
der Leitungsspitze wie etwa Geschäftsführer/Vor-
standsvorsitzender, Vorstandsmitglieder, Lei-
tungskräfte und sonstige maßgebliche Mitarbeiter;

ii) ein Organigramm, das Aufschluss über die Wei-
sungsbefugnis, die Verantwortlichkeiten und die

Aufgabenverteilung ausgehend von der Leitungs-
spitze gibt;

iii) ihre Qualitätssicherungspolitik und ihre Qualitäts-
sicherungsverfahren;

iv) ihre Verwaltungsverfahren einschließlich Doku-
mentenkontrolle;

v) ihre Politik und ihre Verfahren für die Einstellung
und Ausbildung von Personal für die Tätigkeit als
Prüfeinrichtung, für die Sicherstellung ihrer Kom-
petenz bei der Erfüllung aller erforderlichen Vali-
dierungs-, Verifizierungs- und Zertifizierungsauf-
gaben und für die Leistungskontrolle;

vi) ihre Verfahren für die Behandlung von Beschwer-
den, Einsprüchen und Streitigkeiten;

h) darf kein Verfahren wegen Vernachlässigung der be-
ruflichen Sorgfalt, wegen Betrugs und/oder wegen ei-
ner anderen ihren Aufgaben als benannte Prüfeinrich-
tung entgegenstehenden Tätigkeit gegen sich laufen
haben.

2. Eine einen Antrag auf Anerkennung als Prüfeinrichtung
stellende Einrichtung muss folgende betriebliche Anfor-
derungen erfüllen:
a) Sie muss in glaubwürdiger, unabhängiger, nichtdis-

kriminierender und transparenter Weise und unter Be-
achtung des anwendbaren innerstaatlichen Rechts tä-
tig sein und insbesondere folgende Voraussetzungen
erfüllen:
i) Sie muss über eine schriftlich belegte Struktur ver-

fügen, die ihre Unparteilichkeit sichert, sowie über
Vorschriften zur Gewährleistung der Unparteilich-
keit ihrer betrieblichen Abläufe;

ii) wenn sie Teil einer größeren Organisation ist und
wenn Teile dieser Organisation an der Feststel-
lung, Entwicklung oder Finanzierung einer
CDM-Projektmaßnahme beteiligt sind, muss sie
– Auskunft über alle gegebenenfalls bestehenden

und geplanten Beteiligungen der Organisation
an CDM-Projektmaßnahmen geben, mit Anga-
ben darüber, welcher Teil der Organisation an
welchen einzelnen Projektmaßnahmen betei-
ligt ist;

– genaue Angaben zu den Verbindungen mit an-
deren Teilen der Organisation machen und
nachweisen, dass kein Interessenkonflikt be-
steht;

– nachweisen, dass kein Interessenkonflikt zwi-
schen ihren Aufgaben als Prüfeinrichtung und
anderen ihr möglicherweise obliegenden Auf-
gaben besteht und dass der Geschäftsablauf so
gestaltet sind, dass eine mögliche Gefährdung
der Unparteilichkeit weitestgehend ausge-
schlossen ist. Dieser Nachweis betrifft alle
möglichen Ursachen von Interessenkonflikten,
unabhängig davon, ob sie innerhalb der einen
Antrag auf Anerkennung als Prüfeinrichtung
stellenden Einrichtung zu finden sind oder ob
sie sich aus der Tätigkeit verbundener Organe
ergeben;
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– nachweisen, dass sie mit ihrer Leitungsspitze
und ihren Mitarbeitern nicht an geschäftlichen,
finanziellen oder sonstigen Vorgängen beteiligt
ist, die ihr Urteil beeinflussen oder das Vertrau-
en in ihre Unabhängigkeit und Integrität bei ih-
rer Tätigkeit in Frage stellen könnten, und dass
sie allen in diesem Zusammenhang anwendba-
ren Vorschriften einhält;

b) sie muss über geeignete Regelungen zur Wahrung der
Vertraulichkeit der Informationen verfügen, die sie
von CDM-Projektteilnehmern aufgrund dieser Anla-
ge erhalten hat.

ANHANG B

Projektdokumentation
1. Dieser Anhang ist in Übereinstimmung mit der vorste-

henden Anlage über Modalitäten und Verfahren für einen
Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung
(CDM) auszulegen.

2. Zweck dieses Anhangs ist es, einen Überblick über die
vorgeschriebenen Angaben in der Projektdokumentation
zu geben. Eine Projektmaßnahme ist in allen Einzelheiten
unter Berücksichtigung der Anlage über Modalitäten und
Verfahren für einen CDM – insbesondere Abschnitt G
über die Validierung und Registrierung und Abschnitt H
über die Überwachung – in einer Projektdokumentation
zu beschreiben, die Folgendes enthalten muss:

a) eine Beschreibung des Projekts, bestehend aus dem
Projektziel, einer technischen Projektbeschreibung,
gegebenenfalls mit Angaben über die Art der Weiter-
gabe von Technologie, sowie einer Beschreibung und
Begründung der Grenzen des Projekts;

b) die vorgesehene Methode zur Bestimmung des Refe-
renzszenariums im Einklang mit der Anlage über Mo-
dalitäten und Verfahren für einen CDM, und zwar

i) im Fall der Verwendung einer genehmigten Me-
thode:

– Angaben darüber, welche genehmigte Methode
ausgewählt worden ist;

– eine Beschreibung der Art und Weise, wie die
genehmigte Methode im Rahmen des Projekts
verwendet wird;

ii) im Fall der Verwendung einer neuen Methode:

– eine Beschreibung der gewählten Methode zur
Bestimmung des Referenzszenariums und eine
Begründung der getroffenen Wahl, einschließ-
lich einer Bewertung der Stärken und Schwä-
chen dieser Methode;

– eine Beschreibung der hauptsächlich verwen-
deten Parameter, Datenquellen und Annahmen
bei der Einschätzung des Referenzszenariums
und eine Bewertung der Unsicherheiten;

– Vorausschätzungen der Referenzfallemissio-
nen;

– Angaben darüber, wie mit möglichen Verlage-
rungseffekten umgegangen wird;

iii) andere Aspekte wie etwa die Art und Weise, wie
nationale und/oder sektorale Politiken und Gege-
benheiten berücksichtigt worden sind, und was ge-
tan wurde, um ein transparentes und konservatives
Referenzszenarium zu bestimmen;

c) Angaben über die geschätzte Laufzeit des Projekts
und den gewählten Anrechnungszeitraum;

d) eine Beschreibung der Art und Weise, wie die anthro-
pogenen Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen
unter das Niveau gesenkt werden, das ohne die regis-
trierte CDM-Projektmaßnahme erreicht worden wäre;

e) die Umweltauswirkungen:
i) Unterlagen über die Beurteilung der Umweltaus-

wirkungen einschließlich der grenzüberschreiten-
den Auswirkungen;

ii) falls die Auswirkungen von den Projektteilneh-
mern oder der Vertragspartei, die Gastland ist, für
erheblich erachtet werden: die Ergebnisse und
sämtliche Verweise auf Belegunterlagen einer
Umweltverträglichkeitsprüfung, die in Überein-
stimmung mit den von dem betreffenden Gastland
vorgeschriebenen Verfahren durchgeführt worden
ist;

f) Informationen über die öffentliche Finanzierung der
Projektmaßnahme durch in Anlage I aufgeführte Ver-
tragsparteien, die bestätigen müssen, dass diese Fi-
nanzierung nicht zu einem Umleiten der offiziellen
Entwicklungsunterstützung führen darf und getrennt
von sowie nicht verrechenbar mit den finanziellen
Verpflichtungen dieser Vertragsparteien ist;

g) die Stellungnahmen der Betroffenen mit einer Kurz-
beschreibung des Verfahrens, einer Zusammenfas-
sung der eingegangenen Stellungnahmen und einem
Bericht darüber, wie alle eingegangenen Stellungnah-
men gebührend berücksichtigt worden sind;

h) den Überwachungsplan:
i) Feststellung der Datenanforderungen und der Da-

tenqualität hinsichtlich Genauigkeit, Vergleichbar-
keit, Vollständigkeit und Gültigkeit;

ii) die anzuwendenden Methoden für die Datenerfas-
sung und die Überwachung einschließlich der Vor-
schriften bezüglich Qualitätssicherung und Quali-
tätskontrolle für die Überwachung, Erfassung und
Berichterstattung;

iii) im Fall der Verwendung einer neuen Überwa-
chungsmethode: Beschreibung der Methode, ein-
schließlich einer Bewertung ihrer Stärken und
Schwächen, und Angaben darüber, ob sie bereits
an anderer Stelle erfolgreich eingesetzt worden ist;

i) Berechnungen:
i) Beschreibung der verwendeten Formeln zur Be-

rechnung und Abschätzung der anthropogenen
Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen für
die betreffende CDM-Projektmaßnahme innerhalb
der Grenzen des Projekts;

ii) Beschreibung der verwendeten Formeln zur Be-
rechnung und Vorausschätzung von Verlagerungs-
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effekten, d. h. der außerhalb der Grenzen der
CDM-Projektmaßnahme entstehenden Nettoände-
rung der anthropogenen Emissionen von Treib-
hausgasen aus Quellen, die messbar und der Pro-
jektmaßnahme zurechenbar ist;

iii) die Summe der Ziffern i und ii, die die Emissionen
der CDM-Projektmaßnahme darstellt;

iv) Beschreibung der verwendeten Formeln zur Be-
rechnung und Vorausschätzung der anthropogenen
Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen des
Referenzszenariums;

v) Beschreibung der verwendeten Formeln zur Be-
rechnung und Vorausschätzung der Verlagerungs-
effekte;

vi) die Summe der Ziffern iv und v, die die Emissio-
nen des Referenzszenariums darstellt;

vii) die Differenz zwischen den Ziffern vi und iii, die
die erzielten Emissionsreduktionen der CDM-Pro-
jektmaßnahme darstellt;

j) gegebenenfalls Belegverweise zum Vorstehenden.

ANHANG C

Grundsätze für die Festlegung von Leitlinien
für Methoden bezüglich der Referenzszenarien

und der Überwachung

Der Exekutivrat legt unter Heranziehung von Sachverständi-
gen und im Einklang mit den Modalitäten und Verfahren für
einen CDM unter anderem Folgendes fest und empfiehlt es
der COP/MOP:

a) allgemeine Maßgaben für Methoden bezüglich der Refe-
renzszenarien und der Überwachung nach den in diesen
Modalitäten und Verfahren erläuterten Grundsätzen,

i) um die Bestimmungen für die in dem Beschluss
17/CP.7, in der vorstehenden Anlage und in den ein-
schlägigen Beschlüssen der COP/MOP enthaltenen
Methoden bezüglich der Referenzszenarien und der
Überwachung zu erarbeiten;

ii) um die Konsistenz, die Transparenz und die Bere-
chenbarkeit zu verbessern;

iii) um für ein hohes Maß an Genauigkeit zu sorgen und
damit sicherzustellen, dass die Nettoreduktionen der
anthropogenen Emissionen real und messbar und ein
genaues Abbild dessen sind, was innerhalb der Gren-
zen des Projekts stattgefunden hat;

iv) um die Anwendbarkeit in unterschiedlichen geogra-
phischen Regionen und auf die nach dem Beschluss
17/CP.7 und den einschlägigen Beschlüssen der COP/
MOP zugelassenen Projektkategorien zu gewährleis-
ten;

v) um dem Zusätzlichkeitserfordernis nach Artikel 12
Absatz 5 Buchstabe c und nach Nummer 43 der vor-
stehenden Anlage Rechnung zu tragen;

b) spezielle Maßgaben für folgende Bereiche:

i) die Festlegung von Projektkategorien (z. B. nach
Sektoren oder Subsektoren, nach Projekttyp, nach

Technologie oder nach geographischen Bereichen)
mit gemeinsamen methodologischen Merkmalen
für die Bestimmung des Referenzszenariums und/
oder die Überwachung, einschließlich Maßgaben
für die geographische Häufung, wobei auch die Da-
tenverfügbarkeit zu berücksichtigen ist;

ii) Methoden zur Bestimmung des Referenzszenari-
ums, das nach vernünftigem Ermessen der Situation
entspricht, die ohne eine Projektmaßnahme entstan-
den wäre;

iii) Überwachungsmethoden, mit denen sich unter Be-
rücksichtigung des Erfordernisses der Konsistenz
und der Kostenwirksamkeit die tatsächlichen Re-
duktionen der anthropogenen Emissionen als Folge
der Projektmaßnahme genau beziffern lassen;

iv) Entscheidungsbäume und, soweit zweckmäßig,
andere methodologische Werkzeuge zur Erleichte-
rung der Auswahl, um sicherzustellen, dass unter
Berücksichtigung der jeweiligen Gegebenheiten die
am besten geeigneten Methoden ausgewählt wer-
den;

v) das geeignete Maß an Standardisierung der Metho-
den, um soweit möglich und zweckdienlich eine
vernünftige Abschätzung dessen zu ermöglichen,
was sich ohne eine Projektmaßnahme ergeben hätte.
Die Standardisierung soll konservativ sein, um eine
Überschätzung der Reduktionen der anthropogenen
Emissionen zu verhindern;

vi) die Festlegung der Grenzen eines Projekts unter
Einrechnung aller als Bestandteil des Referenzsze-
nariums einzubeziehenden Treibhausgase sowie die
Überwachung. Die Bedeutung von Verlagerungs-
effekten und Empfehlungen für die Festlegung ge-
eigneter Projektgrenzen sowie Methoden für die
Ex-Post-Bewertung der Größenordnung der Verla-
gerungseffekte;

vii) die Berücksichtigung der einschlägigen nationalen
Politiken und der besonderen nationalen oder regio-
nalen Gegebenheiten wie etwa sektorale Reformbe-
mühungen, die lokale Verfügbarkeit von Brennstof-
fen, die Expansionspläne im Energiesektor und die
wirtschaftliche Lage in dem für die Projektmaßnah-
me relevanten Sektor;

viii) die Breite des Referenzszenariums, z. B. wie Ver-
gleiche zwischen der Technologie beziehungsweise
dem verwendeten Brennstoff und anderen Techno-
logien beziehungsweise Brennstoffen in dem Sektor
gezogen werden;

c) bei der Festlegung der unter den Buchstaben a und b ge-
nannten Maßgaben hat der Exekutivrat Folgendes zu
berücksichtigen:

i) die gängige Praxis in dem Gastland oder in einer ent-
sprechenden Region und die beobachteten Trends;

ii) die kostenoptimale Technologie für die Maßnahme
oder Projektkategorie.
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ANHANG D

Anforderungen im Hinblick auf das Register
des Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung

1. Der Exekutivrat erstellt und führt ein CDM-Register, um
die genaue Verbuchung von Ausstellung, Besitz, Übertra-
gung und Erwerb von CER durch nicht in Anlage I auf-
geführte Vertragsparteien zu gewährleisten. Er bestimmt
einen Registerführer, der das Register unter seiner Auf-
sicht führt.

2. Das CDM-Register wird in Form einer standardisierten
elektronischen Datenbank erstellt, die unter anderem
maßgebliche gemeinsame Datenelemente für die Aus-
stellung, den Besitz, die Übertragung und den Erwerb
von CER enthält. Struktur und Datenformate des
CDM-Registers müssen den von der COP/MOP zu be-
schließenden technischen Normen entsprechen, damit
der korrekte, transparente und effiziente Datenaustausch
zwischen den nationalen Registern, dem CDM-Register
und der unabhängigen Transaktionsprotokolliereinrich-
tung gewährleistet ist.

3. Das CDM-Register umfasst folgende Konten:

a) ein Zwischenkonto des Exekutivrats, auf das CER vor
der Übertragung auf andere Konten ausgestellt wer-
den;

b) mindestens ein eingerichtetes Konto für jede nicht in
Anlage I aufgeführte Vertragspartei, in deren Land ei-
ne CDM-Projektmaßnahme durchgeführt wird oder
die ein Konto beantragt;

c) mindestens ein Konto zur Löschung von ERU, CER,
AAU und RMU in Höhe der zu viel ausgestellten
CER nach den Feststellungen des Exekutivrats, wenn
die Akkreditierung einer benannten Prüfeinrichtung
entzogen oder ausgesetzt worden ist;

d) mindestens ein Konto zur Aufnahme und Übertra-
gung von CER entsprechend dem Teil der Erlöse, der
nach Artikel 12 Absatz 8 dazu verwendet wird, die
Verwaltungskosten zu decken und Vertragsparteien
dabei zu unterstützen, die Anpassungskosten zu tra-
gen. Für dieses Konto können ansonsten keine CER
erworben werden.

4. Jede CER kann zu einem bestimmten Zeitpunkt nur auf
einem Konto in einem Register verbucht werden.

5. Jedes Konto innerhalb des CDM-Registers trägt eine ein-
deutige Kontonummer, die folgende Bestandteile um-
fasst:

a) Kennung der Vertragspartei/Organisation: die Ver-
tragspartei, für die das Konto geführt wird, unter Ver-
wendung des von der Internationalen Organisation für
Normung festgelegten Zweibuchstaben-Ländercodes
(ISO 3166) oder im Fall des Zwischenkontos und ei-
nes Kontos zur Verwaltung der dem Teil der Erlöse
entsprechenden CER die des Exekutivrats oder einer
anderen einschlägigen Organisation;

b) eine eindeutige Nummer: eine nur dieses Konto be-
treffende Nummer für die Vertragspartei oder die Or-
ganisation, für die das Konto geführt wird.

6. Nach Erhalt einer Anweisung des Exekutivrats, CER
für eine CDM-Projektmaßnahme auszustellen, unter-
nimmt der Registerführer in Übereinstimmung mit den
Transaktionsverfahren nach Maßgabe des Beschlusses
–/CMP.1 (Modalitäten für die Abrechnung über die zu-
geteilten Mengen) Folgendes:
a) Er stellt die angegebene Anzahl von CER auf ein

Zwischenkonto des Exekutivrats aus;
b) er leitet die Anzahl von CER, die dem Teil der Erlö-

se entspricht, der nach Artikel 12 Absatz 8 dazu ver-
wendet wird, die Verwaltungskosten zu decken und
Vertragsparteien dabei zu unterstützen, die Anpas-
sungskosten zu tragen, an die in dem CDM-Register
geführten Konten zur Aufnahme und Übertragung
dieser CER weiter;

c) er leitet die übrigen CER der Anforderung entspre-
chend an die Registerkonten der Projektteilnehmer
und der beteiligten Vertragsparteien weiter.

7. Jede CER trägt eine eindeutige Seriennummer, die fol-
gende Bestandteile umfasst:
a) Verpflichtungszeitraum: der Verpflichtungszeit-

raum, für den die CER ausgestellt wurde;
b) Herkunftsland: die Vertragspartei, in deren Land die

CDM-Projektmaßnahme durchgeführt wurde (unter
Verwendung des Zweibuchstaben-Ländercodes
nach ISO 3166);

c) Art: dies dient zur Kennzeichnung der Einheit als
CER;

d) Einheit: eine eindeutige CER-Nummer für den an-
gegebenen Verpflichtungszeitraum und das angege-
bene Herkunftsland;

e) Projektkennzeichen: eine eindeutige Nummer der
CDM-Projektmaßnahme für das Herkunftsland.

8. Im Fall des Entzugs oder der Aussetzung der Akkredi-
tierung einer benannten Prüfeinrichtung werden ERU,
CER, AAU und/oder RMU in Höhe der zu viel ausge-
stellten CER nach den Feststellungen des Exekutivrats
auf ein Löschungskonto in dem CDM-Register übertra-
gen. Diese ERU, CER, AAU und RMU dürfen nicht
weiterübertragen oder von einer Vertragspartei zum
Nachweis der Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus Arti-
kel 3 Absatz 1 verwendet werden.

9. Das CDM-Register macht Informationen, die nicht ver-
traulich sind, öffentlich verfügbar und stellt eine öffent-
lich zugängliche Benutzerschnittstelle über das Internet
bereit, die interessierten Personen die Möglichkeit zur
Abfrage und Einsichtnahme gibt.

10. Zu den unter Nummer 9 genannten Informationen ge-
hören auch aktuelle Informationen zu jeder Kontonum-
mer in dem Register, und zwar wie folgt:
a) Kontenbezeichnung: der Name des Kontoinhabers;
b) Kennung des Bevollmächtigten: der Bevollmächtig-

te des Kontoinhabers, unter Verwendung der Ken-
nung der Vertragspartei/Organisation (Zweibuch-
staben-Ländercode nach ISO 3166) und einer
eindeutigen Nummer dieses Bevollmächtigten für
die betreffende Vertragspartei oder Organisation;
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c) Name des Bevollmächtigten und Kontaktinforma-
tionen: vollständiger Name, Anschrift, Telefon- und
Faxnummer sowie elektronische Anschrift des Be-
vollmächtigten des Kontoinhabers.

11. Zu den unter Nummer 9 genannten Informationen ge-
hören auch die folgenden Angaben zu CDM-Projekt-
maßnahmen für jedes Projektkennzeichen, für das die
CER ausgestellt worden sind:
a) Projektbezeichnung: eindeutiger Name für die

CDM-Projektmaßnahme;
b) Projektstandort: Vertragspartei und Stadt oder Re-

gion, in der die CDM-Projektmaßnahme beheimatet
ist;

c) Jahre der Ausstellung von CER: Jahre, in denen als
Ergebnis der CDM-Projektmaßnahme CER ausge-
stellt wurden;

d) Prüfeinrichtungen: die an der Validierung, Verifizie-
rung und Zertifizierung der CDM-Projektmaßnah-
me beteiligten Prüfeinrichtungen;

e) Berichte: herunterladbare elektronische Fassungen
der nach dieser Anlage öffentlich verfügbar zu ma-
chenden Unterlagen.

12. Zu den unter Nummer 9 genannten Informationen ge-
hören auch die folgenden Angaben über Konteninhalte
und Transaktionen, die für das CDM-Register relevant
sind, geordnet nach Seriennummer, für jedes Kalender-
jahr (auf der Grundlage der Greenwicher Zeit):
a) die Gesamtzahl der CER auf jedem Konto zum Jah-

resbeginn;
b) die Gesamtzahl der ausgestellten CER;
c) die Gesamtzahl der übertragenen CER und die Iden-

tität der Empfängerkonten und -register;
d) die Gesamtzahl der nach Nummer 8 gelöschten

ERU, CER, AAU und RMU;
e) die aktuelle Gesamtzahl der CER auf jedem Konto.

Beschluss 18/CP.7

Modalitäten, Regeln und Leitlinien
für den Handel mit Emissionen

nach Artikel 17 des Protokolls von Kyoto
Die Konferenz der Vertragsparteien –
unter Hinweis auf ihren Beschluss 5/CP.6 mit den Bonner
Vereinbarungen über die Durchführung des Aktionsplans
von Buenos Aires,
eingedenk ihrer Beschlüsse 3/CP.7, 11/CP.7, 15/CP.7,
16/CP.7, 17/CP.7, 19/CP.7, 20/CP.7, 21/CP.7, 22/CP.7,
23/CP.7 und 24/CP.7 –
1. beschließt, die in der Anlage enthaltenen Modalitäten,

Regeln und Leitlinien für den Handel mit Emissionen an-
zunehmen;

2. beschließt außerdem, dass jede künftige Überarbeitung
der Modalitäten, Regeln und Leitlinien im Einklang mit
der jeweils geltenden Geschäftsordnung der als Tagung
der Vertragsparteien des Protokolls von Kyoto dienenden
Konferenz der Vertragsparteien beschlossen wird. Die
erste Überprüfung findet spätestens ein Jahr nach Ablauf

des ersten Verpflichtungszeitraums auf der Grundlage
von Empfehlungen des Nebenorgans für die Durchfüh-
rung statt, erforderlichenfalls unter Heranziehung techni-
scher Gutachten des Nebenorgans für wissenschaftliche
und technologische Beratung. Weitere Überprüfungen
werden anschließend in regelmäßigen Abständen durch-
geführt;

3. fordert die in Anlage II des Übereinkommens aufgeführ-
ten Vertragsparteien nachdrücklich auf, für in Anlage I
des Übereinkommens aufgeführte Vertragsparteien mit in
Anlage B niedergelegten Verpflichtungen, die sich im
Übergang zur Marktwirtschaft befinden, die Teilnahme
am Handel mit Emissionen nach Artikel 17 des Proto-
kolls von Kyoto zu erleichtern;

4. empfiehlt, dass die als Tagung der Vertragsparteien des
Protokolls von Kyoto dienende Konferenz der Vertrags-
parteien auf ihrer ersten Tagung den nachstehenden Be-
schlussentwurf annimmt.

Beschlussentwurf –/CMP.1 (Artikel 17)

Modalitäten, Regeln und Leitlinien
für den Handel mit Emissionen

nach Artikel 17 des Protokolls von Kyoto

Die als Tagung der Vertragsparteien des Protokolls von
Kyoto dienende Konferenz der Vertragsparteien –

angesichts ihrer Beschlüsse –/CMP.1 (Mechanismen),
–/CMP.1 (Artikel 6), –/CMP.1 (Artikel 12), –/CMP.1 (Land-
nutzung, Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft),
–/CMP.1 (Modalitäten für die Abrechnung über die zuge-
teilten Mengen), –/CMP.1 (Artikel 5 Absatz 1 ), –/CMP.1
(Artikel 5 Absatz 2), –/CMP.1 (Artikel 7) und –/CMP.1 (Ar-
tikel 8) sowie der Beschlüsse 3/CP.7 und 24/CP.7 –

1. beschließt, alle aufgrund des Beschlusses 18/CP.7 und
gegebenenfalls anderer einschlägiger Beschlüsse der
Konferenz der Vertragsparteien ergriffenen Maßnahmen
zu bestätigen und ihnen volle Wirksamkeit zu verleihen;

2. fordert die in Anlage II des Übereinkommens aufgeführ-
ten Vertragsparteien nachdrücklich auf, für in Anlage I
des Übereinkommens aufgeführte Vertragsparteien mit in
Anlage B niedergelegten Verpflichtungen, die sich im
Übergang zur Marktwirtschaft befinden, die Teilnahme
am Handel mit Emissionen nach Artikel 17 des Proto-
kolls von Kyoto zu erleichtern.

ANLAGE

Modalitäten, Regeln und Leitlinien
für den Handel mit Emissionen

nach Artikel 17 des Protokolls von Kyoto6)

1. Für die Zwecke dieser Anlage finden die in Artikel 17)
enthaltenen Begriffsbestimmungen und Artikel 14 An-
wendung. Außerdem

6) Die Anlage des Beschlusses –/CMP.1 (Modalitäten für die Abrech-
nung über die zugeteilten Mengen) enthält Verfahrensvorschriften
und Verfahren, die für diese Anlage relevant sind.

7) Soweit nichts anderes angegeben ist, bezieht sich „Artikel“ in Zusam-
menhang mit dieser Anlage auf einen Artikel des Protokolls von
Kyoto.
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a) ist eine „Emissionsreduktionseinheit“ oder „ERU“
eine nach den einschlägigen Bestimmungen der Anla-
ge des Beschlusses –/CMP.1 (Modalitäten für die Ab-
rechnung über die zugeteilten Mengen) ausgestellte
Einheit und entspricht einer metrischen Tonne Koh-
lendioxidäquivalent, berechnet unter Verwendung der
globalen Treibhauspotenziale im Sinne des Beschlus-
ses 2/CP.3 oder einer späteren Überarbeitung nach
Artikel 5;

b) ist eine „zertifizierte Emissionsreduktion“ oder
„CER“ eine nach Artikel 12 und den diesbezüglichen
Vorschriften sowie den einschlägigen Bestimmungen
der Anlage des Beschlusses –/CMP.1 (Artikel 12) aus-
gestellte Einheit und entspricht einer metrischen Ton-
ne Kohlendioxidäquivalent, berechnet unter Verwen-
dung der globalen Treibhauspotenziale im Sinne des
Beschlusses 2/CP.3 oder einer späteren Überarbeitung
nach Artikel 5;

c) ist eine „zugeteilte Menge“ oder „AAU“ eine nach
den einschlägigen Bestimmungen der Anlage des Be-
schlusses –/CMP.1 (Modalitäten für die Abrechnung
über die zugeteilten Mengen) ausgestellte Einheit und
entspricht einer metrischen Tonne Kohlendioxidäqui-
valent, berechnet unter Verwendung der globalen
Treibhauspotenziale im Sinne des Beschlusses 2/CP.3
oder einer späteren Überarbeitung nach Artikel 5;

d) ist eine „Gutschrift aus Senken“ oder „RMU“ eine
nach den einschlägigen Bestimmungen der Anlage
des Beschlusses –/CMP.1 (Modalitäten für die Ab-
rechnung über die zugeteilten Mengen) ausgestellte
Einheit und entspricht einer metrischen Tonne Koh-
lendioxidäquivalent, berechnet unter Verwendung der
globalen Treibhauspotenziale im Sinne des Beschlus-
ses 2/CP.3 oder einer späteren Überarbeitung nach
Artikel 5.

2. Vorbehaltlich der Nummer 3 darf eine in Anlage I aufge-
führte Vertragspartei8)mit einer in Anlage B niedergeleg-
ten Verpflichtung nach den einschlägigen Bestimmungen
ausgestellte ERU, CER, AAU oder RMU übertragen
und/oder erwerben, sofern sie die folgenden Zulassungs-
voraussetzungen erfüllt:

a) Sie ist Vertragspartei des Protokolls von Kyoto;

b) die ihr zugeteilte Menge nach Artikel 3 Absätze 7
und 8 ist im Einklang mit dem Beschluss –/CMP.1
(Modalitäten für die Abrechnung über die zugeteilten
Mengen) berechnet und erfasst worden;

c) sie verfügt über ein nationales System zur Schätzung
der anthropogenen Emissionen aller nicht durch das
Montrealer Protokoll geregelten Treibhausgase aus
Quellen und des Abbaus solcher Gase durch Senken
in Übereinstimmung mit Artikel 5 Absatz 1 und mit
den Anforderungen der in diesem Rahmen beschlos-
senen Leitlinien;

d) sie verfügt über ein nationales Register in Überein-
stimmung mit Artikel 7 Absatz 4 und mit den Anfor-
derungen der in diesem Rahmen beschlossenen Leit-
linien;

e) sie hat das vorgeschriebene neueste Verzeichnis in
Übereinstimmung mit Artikel 5 Absatz 2 und Artikel
7 Absatz 1 und mit den Anforderungen der in diesem
Rahmen beschlossenen Leitlinien, einschließlich des
nationalen Verzeichnisberichts und des gemeinsamen
Berichtsformats, jährlich vorgelegt. Während des ers-
ten Verpflichtungszeitraums wird die erforderliche
Qualitätsbeurteilung zur Feststellung der Zulassung
zur Nutzung der Mechanismen auf die Teile des Ver-
zeichnisses beschränkt, die Treibhausgasemissionen
aus Sektoren/Gruppen von Quellen nach Anlage A
des Protokolls von Kyoto betreffen, sowie auf die
Vorlage des jährlichen Senkenverzeichnisses;

f) sie legt die Zusatzinformationen über die ihr zugeteil-
te Menge in Übereinstimmung mit Artikel 7 Absatz 1
und mit den Anforderungen der in diesem Rahmen
beschlossenen Leitlinien vor und nimmt Additionen
zu und Subtraktionen von der ihr zugeteilten Menge
nach Artikel 3 Absätze 7 und 8, einschließlich der in
Artikel 3 Absätze 3 und 4 vorgesehenen Maßnahmen,
in Übereinstimmung mit Artikel 7 Absatz 4 und mit
den Anforderungen der in diesem Rahmen beschlos-
senen Leitlinien vor.

3. Für eine in Anlage I aufgeführte Vertragspartei mit einer
in Anlage B niedergelegten Verpflichtung gilt Folgendes:

a) dass sie 16 Monate nach Vorlage ihres Berichts zur
Erleichterung der Berechnung der ihr zugeteilten
Menge nach Artikel 3 Absätze 7 und 8 und zum Nach-
weis ihrer Fähigkeit, Rechenschaft über ihre Emissio-
nen und die ihr zugeteilte Menge im Einklang mit den
beschlossenen Modalitäten für die Abrechnung über
die zugeteilte Menge nach Artikel 7 Absatz 4 abzule-
gen, die Zulassungsvoraussetzungen unter Nummer 2
erfüllt, sofern nicht die Durchsetzungsabteilung des
Einhaltungsausschusses in Übereinstimmung mit Be-
schluss 24/CP.7 feststellt, dass die Vertragspartei die-
se Voraussetzungen nicht erfüllt, oder wenn zu einem
früheren Zeitpunkt die Durchsetzungsabteilung des
Einhaltungsausschusses entschieden hat, dass sie kei-
ne in Berichten der sachkundigen Überprüfungsgrup-
pen nach Artikel 8 des Protokolls von Kyoto aufge-
führten Fragen der Erfüllung in Bezug auf diese
Voraussetzungen behandelt und diese Information an
das Sekretariat weitergeleitet hat;

b) dass sie weiterhin die unter Nummer 2 genannten Zu-
lassungsvoraussetzungen erfüllt, sofern und solange
die Durchsetzungsabteilung des Einhaltungsaus-
schusses nicht entscheidet, dass die Vertragspartei
eine oder mehrere der Zulassungsvoraussetzungen
nicht erfüllt und ihre Zulassung ausgesetzt und diese
Information an das Sekretariat weitergeleitet hat.

4. Das Sekretariat führt eine öffentlich zugängliche Liste
der Vertragsparteien, die die Zulassungsvoraussetzungen
erfüllen, sowie der Vertragsparteien, deren Zulassung
ausgesetzt worden ist.

8) Soweit nichts anderes angegeben ist, bezieht sich „Vertragspartei“ in
Zusammenhang mit dieser Anlage auf eine Vertragspartei des Proto-
kolls von Kyoto.
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5. Übertragung und Erwerb zwischen nationalen Re-
gistern erfolgen unter der Verantwortung der betref-
fenden Vertragsparteien im Einklang mit dem Be-
schluss –/CMP.1 (Modalitäten für die Abrechnung über
die zugeteilten Mengen). Ermächtigt eine Vertragspar-
tei Rechtsträger zum Übertragen und/oder Erwerben
nach Artikel 17, so ist sie weiterhin für die Erfüllung
ihrer Verpflichtungen aus dem Protokoll von Kyoto
verantwortlich; sie hat dafür zu sorgen, dass diese Teil-
nahme in Übereinstimmung mit dieser Anlage erfolgt.
Die Vertragspartei führt eine aktuelle Liste dieser
Rechtsträger und stellt sie dem Sekretariat und der Öf-
fentlichkeit über ihr nationales Register zur Verfügung.
Während der Zeit, in der die ermächtigende Vertrags-
partei die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt oder
ihre Zulassung ausgesetzt worden ist, können die
Rechtsträger keine Übertragung und/oder keinen Er-
werb nach Artikel 17 vornehmen.

6. Jede in Anlage I aufgeführte Vertragspartei behält in
ihrem nationalen Register eine Reserve im Verpflich-
tungszeitraum, die 90 v. H. der nach Artikel 3 Absätze 7
und 8 des Protokolls von Kyoto berechneten und der
Vertragspartei zugeteilten Menge oder 100 v. H. der
fünffachen Menge des zuletzt überprüften Verzeichnis-
ses nicht unterschreiten soll, je nachdem, welches der
niedrigste Wert ist.

7. Die Reserve im Verpflichtungszeitraum besteht aus
ERU-, CER- und AAU- und/oder RMU-Beständen für
den jeweiligen Verpflichtungszeitraum, die nicht nach
dem Beschluss –/CMP.1 (Modalitäten für die Abrech-
nung über die zugeteilten Mengen) gelöscht worden
sind.

8. Nach Festlegung der ihr zugeteilten Menge nach Ar-
tikel 3 Absätze 7 und 8 und bis zum Ablauf der Ver-
längerung für die Erfüllung der Verpflichtungen darf
eine Vertragspartei keine Übertragung vornehmen, die
dazu führen würde, dass diese Bestände unter der vor-
geschriebenen Reserve im Verpflichtungszeitraum
liegen.

9. Wenn sich aufgrund der Berechnungen unter Nummer 6
oder aufgrund von Löschungen von ERU, CER, AAU
und/oder RMU die vorgeschriebene Reserve im Ver-
pflichtungszeitraum erhöht und den Bestand der für den
jeweiligen Verpflichtungszeitraum gültigen nicht ge-
löschten ERU, CER, AAU und/oder RMU der Ver-
tragspartei überschreitet, wird die Vertragspartei vom
Sekretariat benachrichtigt und bringt ihre Bestände in-
nerhalb von dreißig Tagen nach dieser Benachrichti-
gung auf den vorgeschriebenen Stand.

10. Bestimmungen im Hinblick auf die Reserve im Ver-
pflichtungszeitraum oder andere Einschränkungen in
Bezug auf Übertragungen nach Artikel 17 finden keine
Anwendung auf von einer Vertragspartei vorgenomme-
ne Übertragungen von ausgestellten ERU in ihr natio-
nales Register, die im Einklang mit dem Verifizierungs-
verfahren im Rahmen des Aufsichtsausschusses
betreffend Artikel 6 verifiziert wurden.

11. Das Sekretariat erfüllt die an es herangetragenen Auf-
gaben.

Beschluss 19/CP.7

Modalitäten für die Abrechnung
über die zugeteilten Mengen nach Artikel 7 Absatz 4

des Protokolls von Kyoto
Die Konferenz der Vertragsparteien –
unter Hinweis auf ihre Beschlüsse 1/CP.3, 1/CP.4, 8/CP.4
sowie 5/CP.6 mit den Bonner Vereinbarungen über die
Durchführung des Aktionsplans von Buenos Aires,
in Anbetracht der einschlägigen Bestimmungen des Proto-
kolls von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten
Nationen über Klimaänderungen, insbesondere seine Artikel
3, 4, 5, 6, 7, 8, 12, 17 und 18,
eingedenk ihrer Beschlüsse 11/CP.7, 15/CP.7, 16/CP.7,
17/CP.7, 18/CP.7, 20/CP.7, 21/CP.7, 22/CP.7, 23/CP.7 und
24/CP.7 –
1. fordert das Nebenorgan für wissenschaftliche und tech-

nologische Beratung auf, zur Gewährleistung des genau-
en, transparenten und effizienten Austauschs von Daten
zwischen den nationalen Registern, dem Register des
Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung und
der Transaktionsprotokolliereinrichtung auf der Grundla-
ge der Anlage des nachfolgenden Beschlusses technische
Normen zu entwickeln, mit dem Ziel, der Konferenz der
Vertragsparteien auf ihrer achten Tagung einen diesbe-
züglichen Beschluss zur Annahme durch die als Tagung
der Vertragsparteien des Protokolls von Kyoto dienende
Konferenz der Vertragsparteien zu empfehlen, um die
baldige Entwicklung und Einrichtung der nationalen Re-
gister sowie des Registers für umweltverträgliche Ent-
wicklung und der Transaktionsprotokolliereinrichtung zu
erleichtern;

2. fordert das Sekretariat auf, die in der Anlage des nachste-
henden Beschlussentwurfs genannte Transaktionsproto-
kolliereinrichtung unter Berücksichtigung der unter
Nummer 1 genannten technischen Normen zu entwi-
ckeln, um sie spätestens auf der zweiten Tagung der als
Tagung der Vertragsparteien des Protokolls von Kyoto
dienenden Konferenz der Vertragsparteien einzurichten;

3. fordert den Vorsitzenden des Nebenorgans für wissen-
schaftliche und technologische Beratung auf, mit Unter-
stützung des Sekretariats zwischen den Tagungen der
Vertragsparteien Konsultationen mit den Vertragspartei-
en und mit Sachverständigen für folgende Zwecke einzu-
berufen:
a) um einen Entwurf der unter Nummer 1 genannten

technischen Normen zur Prüfung durch das Nebenor-
gan für wissenschaftliche und technologische Bera-
tung auf seiner sechzehnten und siebzehnten Tagung
auszuarbeiten;

b) um Gelegenheit zu einem Informations- und Erfah-
rungsaustausch zwischen den in Anlage I aufgeführ-
ten und den nicht in Anlage I aufgeführten Vertrags-
parteien sowie dem Sekretariat über die Entwicklung
und Einrichtung der nationalen Register, des Regis-
ters für umweltverträgliche Entwicklung und der
Transaktionsprotokolliereinrichtung zu geben;

4. empfiehlt, dass die als Tagung der Vertragsparteien des
Protokolls von Kyoto dienende Konferenz der Vertrags-
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parteien auf ihrer ersten Tagung den nachstehenden Be-
schlussentwurf annimmt.

Beschlussentwurf –/CMP.1 (Modalitäten für
die Abrechnung über die zugeteilten Mengen)

Modalitäten für die Abrechnung
über die zugeteilten Mengen

nach Artikel 7 Absatz 4 des Protokolls von Kyoto
Die als Tagung der Vertragsparteien des Protokolls von
Kyoto dienende Konferenz der Vertragsparteien –

unter Hinweis auf Artikel 7 Absatz 4 des Protokolls von
Kyoto,

unter Hinweis auf den Beschluss 19/CP.7,

eingedenk ihrer Beschlüsse –/CMP.1 (Mechanismen),
–/CMP.1 (Artikel 6), –/CMP.1 (Artikel 12), –/CMP.1 (Ar-
tikel 17), –/CMP.1 (Landnutzung, Landnutzungsänderungen
und Forstwirtschaft), –/CMP.1 (Artikel 5 Absatz 1),
–/CMP.1 (Artikel 5 Absatz 2), –/CMP.1 (Artikel 7) und
–/CMP.1 (Artikel 8) sowie des Beschlusses 24/CP.7 –

1. nimmt die in der Anlage dieses Beschlusses enthaltenen
Modalitäten für die Abrechnung über die zugeteilten
Mengen nach Artikel 7 Absatz 4 des Protokolls von
Kyoto an;

2. beschließt, dass jede in Anlage I aufgeführte Vertragspar-
tei mit einer in Anlage B niedergelegten Verpflichtung
dem Sekretariat entweder bis zum 1. Januar 2007 oder ein
Jahr nach Inkrafttreten des Protokolls von Kyoto für die-
se Vertragspartei den unter Nummer 6 der Anlage dieses
Beschlusses genannten Bericht vorlegt, je nachdem,
welches der spätere Zeitpunkt ist. Nach Beendigung der
ersten Überprüfung gemäß Artikel 8 und nach Lösung
etwaiger Fragen der Durchführung bezüglich der An-
passungen nach Artikel 5 Absatz 2 oder der zugeteilten
Menge nach Artikel 3 Absätze 7 und 8 wird die jeder
Vertragspartei nach Artikel 3 Absätze 7 und 8 zugeteilte
Menge in der unter Nummer 50 der Anlage dieses Be-
schlusses genannten Bilanzdatenbank für die Verbu-
chung der Emissionsrechte erfasst und bleibt während
des gesamten Verpflichtungszeitraums unverändert;

3. beschließt, dass jede in Anlage I aufgeführte Vertragspar-
tei mit einer in Anlage B niedergelegten Verpflichtung
dem Sekretariat nach Ablauf der Verlängerung für die Er-
füllung der Verpflichtungen den unter Nummer 49 der
Anlage dieses Beschlusses genannten Bericht vorlegt;

4. fordert das Sekretariat auf, nach Beendigung der ersten
Überprüfung nach Artikel 8 und nach Lösung etwaiger
Fragen der Durchführung bezüglich der Anpassungen
nach Artikel 5 Absatz 2 oder der zugeteilten Menge nach
Artikel 3 Absätze 7 und 8 mit der Veröffentlichung der
unter Nummer 61 der Anlage dieses Beschlusses genann-
ten jährlichen Berichte über die Verbuchung der Emis-
sionsrechte zu beginnen und diese an die als Tagung der
Vertragsparteien des Protokolls von Kyoto dienende
Konferenz der Vertragsparteien, den Einhaltungsaus-
schuss und jede betroffene Vertragspartei weiterzuleiten;

5. fordert das Sekretariat auf, nach der Verlängerung für die
Erfüllung der Verpflichtungen die unter Nummer 62 der
Anlage dieses Beschlusses genannten abschließenden

Berichte über die Verbuchung der Emissionsrechte zu
veröffentlichen und sie an die als Tagung der Vertragspar-
teien des Protokolls von Kyoto dienende Konferenz der
Vertragsparteien, den Einhaltungsausschuss und jede be-
troffene Vertragspartei weiterzuleiten.

ANLAGE

Modalitäten für die Abrechnung
über die zugeteilten Mengen

nach Artikel 7 Absatz 4 des Protokolls von Kyoto9)

I. MODALITÄTEN

A. Begriffsbestimmungen
1. Eine „Emissionsreduktionseinheit“ oder „ERU“ ist eine

nach den einschlägigen Bestimmungen dieser Modalitä-
ten für die Abrechnung über die zugeteilten Mengen aus-
gestellte Einheit und entspricht einer metrischen Tonne
Kohlendioxidäquivalent, berechnet unter Verwendung
der globalen Treibhauspotenziale im Sinne des Beschlus-
ses 2/CP.3 oder einer späteren Überarbeitung nach Arti-
kel 5;

2. eine „zertifizierte Emissionsreduktion“ oder „CER“ ist
eine nach Artikel 12 und den diesbezüglichen Vorschrif-
ten sowie den einschlägigen Bestimmungen der Anlage
des Beschlusses –/CMP.1 (Artikel 12) ausgestellte Ein-
heit und entspricht einer metrischen Tonne Kohlendi-
oxidäquivalent, berechnet unter Verwendung der globa-
len Treibhauspotenziale im Sinne des Beschlusses 2/CP.3
oder einer späteren Überarbeitung nach Artikel 5;

3. eine „zugeteilte Menge“ oder „AAU“ ist eine nach den
einschlägigen Bestimmungen dieser Modalitäten für die
Abrechnung über die zugeteilten Mengen ausgestellte
Einheit und entspricht einer metrischen Tonne Kohlendi-
oxidäquivalent, berechnet unter Verwendung der globa-
len Treibhauspotenziale im Sinne des Beschlusses 2/CP.3
oder einer späteren Überarbeitung nach Artikel 5;

4. eine „Gutschrift aus Senken“ oder „RMU“ ist eine nach
den einschlägigen Bestimmungen dieser Modalitäten für
die Abrechnung über die zugeteilten Mengen ausgestellte
Einheit und entspricht einer metrischen Tonne Koh-
lendioxidäquivalent, berechnet unter Verwendung der
globalen Treibhauspotenziale im Sinne des Beschlusses
2/CP.3 oder einer späteren Überarbeitung nach Artikel 5.

B. Berechnung der zugeteilten Menge
nach Artikel 3 Absätze 7 und 8

5. Die jeder in Anlage I aufgeführten Vertragspartei mit
einer in Anlage B des Protokolls von Kyoto niedergeleg-
ten Verpflichtung10) nach Artikel 3 Absätze 7 und 8 zuge-
teilte Menge für den ersten Verpflichtungszeitraum von
2008 bis 2012 entspricht dem für sie in Anlage B nieder-
gelegten Prozentanteil ihrer gesamten anthropogenen
Emissionen der in Anlage A des Protokolls von Kyoto
aufgeführten Treibhausgase und aus den dort aufgeführ-
ten Quellen in Kohlendioxidäquivalenten im Basisjahr,

9) Soweit nichts anderes angegeben ist, bezieht sich „Artikel“ in diesen
Modalitäten auf einen Artikel des Protokolls von Kyoto.

10) Im Folgenden als „in Anlage I aufgeführte Vertragspartei“ bezeichnet.
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multipliziert mit fünf, wobei Folgendes zu berücksichti-
gen ist:

a) Basisjahr ist das Jahr 1990; dies gilt nicht für die im
Übergang zur Marktwirtschaft befindlichen Vertrags-
parteien, die im Einklang mit Artikel 3 Absatz 5 ein
anderes vergangenes Basisjahr oder einen anderen
vergangenen Basiszeitraum als 1990 ausgewählt
haben, und für die Vertragsparteien, die in Über-
einstimmung mit Artikel 3 Absatz 8 das Jahr 1995 als
ihr Basisjahr für die Gesamtemissionen von teilhalo-
genierten Fluorkohlenwasserstoffen, perfluorierten
Kohlenwasserstoffen und Schwefelhexafluorid aus-
gewählt haben;

b) die Vertragsparteien, für die Landnutzungsänderun-
gen und Forstwirtschaft (die gesamten Emissionen
aus Quellen und der gesamte Abbau durch Senken in
Kategorie 5 der von der Zwischenstaatlichen Sachver-
ständigengruppe über Klimaänderungen erstellten
Revidierten Leitlinien für Nationale Treibhausgasver-
zeichnisse von 1996) im Basisjahr oder Basiszeitraum
eine Nettoquelle von Treibhausgasemissionen dar-
stellten, beziehen in ihre Emissionen während dieses
Jahres oder dieses Zeitraums die gesamten anthropo-
genen Emissionen aus Quellen in Kohlendioxidäqui-
valenten abzüglich des Abbaus solcher Emissionen
durch Senken in dem betreffenden Jahr oder Zeitraum
durch Landnutzungsänderungen (alle Emissionen aus
Quellen abzüglich des Abbaus durch Senken, die in
Verbindung mit der Umwandlung von Wald (Entwal-
dung) gemeldet worden sind) ein;

c) die Vertragsparteien, die nach Artikel 4 eine Vereinba-
rung getroffen haben, ihre Verpflichtungen nach Arti-
kel 3 gemeinsam zu erfüllen, verwenden anstelle des
in Anlage B für sie niedergelegten Prozentanteils das
jeder von ihnen im Rahmen dieser Vereinbarung zu-
gewiesene Emissionsniveau.

6. Jede in Anlage I aufgeführte Vertragspartei erleichtert die
Berechnung der ihr zugeteilten Menge nach Artikel 3 Ab-
sätze 7 und 8 für den Verpflichtungszeitraum und erbringt
den Nachweis für ihre Fähigkeit, über ihre Emissionen
und ihre zugeteilte Menge abzurechen. Zu diesem Zweck
übermittelt jede Vertragspartei einen aus zwei Teilen be-
stehenden Bericht, der die unter den Nummern 7 und 8
angegebenen Informationen enthält.

7. Teil 1 des unter Nummer 6 genannten Berichts enthält die
folgenden Informationen oder Verweise auf diese Infor-
mationen, falls sie dem Sekretariat zu einem früheren
Zeitpunkt übermittelt worden sind:

a) vollständige Verzeichnisse der anthropogenen Emis-
sionen der nicht durch das Montrealer Protokoll gere-
gelten Treibhausgase aus Quellen und des anthropo-
genen Abbaus solcher Gase durch Senken für
sämtliche Jahre ab 1990 oder ab einem anderen ge-
nehmigten Basisjahr oder Basiszeitraum nach Arti-
kel 3 Absatz 5 bis zu dem letzten verfügbaren Jahr, er-
stellt in Übereinstimmung mit Artikel 5 Absatz 2 und
den einschlägigen Beschlüssen der als Tagung der
Vertragsparteien des Protokolls von Kyoto dienenden
Konferenz der Vertragsparteien (COP/MOP) und un-

ter Berücksichtigung aller einschlägigen Beschlüsse
der Konferenz der Vertragsparteien (COP);

b) Feststellung des von ihr ausgewählten Basisjahrs für
teilhalogenierte Fluorkohlenwasserstoffe, perfluorier-
te Kohlenwasserstoffe und Schwefelhexafluorid nach
Artikel 3 Absatz 8;

c) die Vereinbarung nach Artikel 4, sofern die Vertrags-
partei eine solche Vereinbarung über die Erfüllung
ihrer Verpflichtungen nach Artikel 3 gemeinsam mit
anderen Vertragsparteien getroffen hat;

d) die Berechnung der ihr zugeteilten Menge nach Arti-
kel 3 Absätze 7 und 8 auf der Grundlage ihres Ver-
zeichnisses der anthropogenen Emissionen der nicht
durch das Montrealer Protokoll geregelten Treibhaus-
gase aus Quellen und des anthropogenen Abbaus sol-
cher Gase durch Senken.

8. Teil 2 des unter Nummer 6 genannten Berichts enthält die
folgenden Informationen oder Verweise auf diese Infor-
mationen, falls sie dem Sekretariat zu einem früheren
Zeitpunkt übermittelt worden sind:

a) die Berechnung ihrer Reserve im Verpflichtungszeit-
raum nach dem Beschluss –/CMP.1 (Artikel 17);

b) Feststellung der von ihr ausgewählten einzelnen Min-
destwerte für die Baumkronendeckung, die Landflä-
che und die Baumhöhe zur Verwendung bei der Ab-
rechnung über ihre Maßnahmen oder Tätigkeiten
nach Artikel 3 Absätze 3 und 4 zusammen mit einem
Nachweis der Übereinstimmung dieser Werte mit den
zu einem früheren Zeitpunkt der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen
oder anderen internationalen Organisationen mitge-
teilten Informationen und im Fall von Abweichungen
einer Erklärung dafür, weshalb und wie diese Werte
ausgewählt worden sind, im Einklang mit dem Be-
schluss –/CMP.1 (Landnutzung, Landnutzungsände-
rungen und Forstwirtschaft);

c) Feststellung ihrer nach Artikel 3 Absatz 4 ausgewähl-
ten Tätigkeiten zur Einbeziehung in ihre Abrechnung
für den ersten Verpflichtungszeitraum zusammen mit
Informationen darüber, wie ihr nationales System
nach Artikel 5 Absatz 1 die mit den Tätigkeiten in Zu-
sammenhang stehenden Landflächen bestimmt, im
Einklang mit dem Beschluss –/CMP.1 (Landnutzung,
Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft);

d) die Feststellung, ob sie über jede Maßnahme oder
Tätigkeit nach Artikel 3 Absätze 3 und 4 jährlich oder
für den gesamten Verpflichtungszeitraum abzurech-
nen gedenkt;

e) eine Beschreibung ihres nationalen Systems nach Ar-
tikel 5 Absatz 1, das im Einklang mit den Leitlinien
für die Erstellung der nach Artikel 7 des Protokolls
von Kyoto vorgeschriebenen Informationen gemeldet
ist;

f) eine Beschreibung ihres nationalen Registers, das im
Einklang mit den Leitlinien für die Erstellung der
nach Artikel 7 des Protokolls von Kyoto vorgeschrie-
benen Informationen gemeldet ist.
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C. Erfassung der zugeteilten Menge
nach Artikel 3 Absätze 7 und 8

9. Nach der ersten Überprüfung aufgrund des Artikels 8
und nach Lösung etwaiger Fragen der Durchführung in
Bezug auf Anpassungen oder die Berechnung ihrer zu-
geteilten Menge nach Artikel 3 Absätze 7 und 8 wird
die jeder Vertragspartei nach Artikel 3 Absätze 7 und 8
zugeteilte Menge in der unter Nummer 50 genannten
Bilanzdatenbank für die Verbuchung der Emissions-
rechte erfasst.

10. Nach Erfassung in der unter Nummer 50 genannten
Bilanzdatenbank für die Verbuchung der Emissions-
rechte bleibt die zugeteilte Menge nach Artikel 3 Ab-
sätze 7 und 8 jeder Vertragspartei während des gesam-
ten Verpflichtungszeitraums unverändert.

D. Additionen zu und Subtraktionen von der zugeteilten
Menge nach Artikel 3 Absätze 7 und 8 für die Rechen-
schaftslegung über die Bewertung der Erfüllung der

Verpflichtungen

11. Nach Ablauf der Verlängerung für die Erfüllung der
Verpflichtungen werden im Einklang mit Artikel 3 Ab-
sätze 3, 4, 10, 12 und 13 für die Rechenschaftslegung
über die Bewertung der Erfüllung der Verpflichtungen
in dem Verpflichtungszeitraum die folgenden Additio-
nen zu der einer Vertragspartei zugeteilten Menge nach
Artikel 3 Absätze 7 und 8 vorgenommen:

a) Erwerb von ERU durch die Vertragspartei nach den
Artikeln 6 und 17;

b) Nettoerwerb von CER durch die Vertragspartei,
wenn sie mehr CER nach Artikel 12 und 17 erwirbt,
als sie nach Artikel 17 überträgt;

c) Erwerb von AAU durch die Vertragspartei nach Ar-
tikel 17;

d) Erwerb von RMU durch die Vertragspartei nach Ar-
tikel 17;

e) Ausstellung von RMU durch die Vertragspartei auf
der Grundlage ihrer Maßnahmen nach Artikel 3 Ab-
satz 3 und ihrer nach Artikel 3 Absatz 4 ausgewähl-
ten Tätigkeiten, wenn diese Maßnahmen und Tätig-
keiten zu einem Nettoabbau von Treibhausgasen
führen, wie nach Artikel 7 gemeldet, nach Artikel 8
überprüft, unter Berücksichtigung etwaiger nach
Artikel 5 Absatz 2 angewendeter Anpassungen,
nach Maßgabe des Beschlusses –/CMP.1 (Landnut-
zung, Landnutzungsänderungen und Forstwirt-
schaft) abgerechnet und vorausgesetzt, dass etwaige
Fragen der Durchführung in Bezug auf diese Maß-
nahmen und Tätigkeiten gelöst wurden;

f) Übertrag von ERU, CER und/oder AAU durch die
Vertragspartei aus dem vorangegangenen Verpflich-
tungszeitraum nach Nummer 15.

12. Nach Ablauf der Verlängerung für die Erfüllung der
Verpflichtungen werden im Einklang mit Artikel 3 Ab-
sätze 3, 4 und 11 für die Rechenschaftslegung über die
Bewertung der Erfüllung der Verpflichtungen in dem
Verpflichtungszeitraum die folgenden Subtraktionen

von der einer Vertragspartei zugeteilten Menge nach
Artikel 3 Absätze 7 und 8 vorgenommen:
a) Übertragung von ERU durch die Vertragspartei nach

den Artikeln 6 und 17;
b) Übertragung von AAU durch die Vertragspartei

nach Artikel 17;
c) Übertragung von RMU durch die Vertragspartei

nach Artikel 17;
d) Löschung von ERU, CER, AAU und/oder RMU

durch die Vertragspartei auf der Grundlage ihrer
Maßnahmen nach Artikel 3 Absatz 3 und ihrer nach
Artikel 3 Absatz 4 ausgewählten Tätigkeiten, wenn
diese Maßnahmen und Tätigkeiten zu einer Net-
toquelle von Treibhausgasemissionen führen, wie
nach Artikel 7 gemeldet, nach Artikel 8 überprüft,
unter Berücksichtigung etwaiger nach Artikel 5
Absatz 2 angewendeter Anpassungen und nach
Maßgabe des Beschlusses –/CMP.1 (Landnutzung,
Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft) ab-
gerechnet;

e) Löschung von ERU, CER, AAU und/oder RMU
durch die Vertragspartei nach Feststellung durch den
Einhaltungsausschuss, dass die Vertragspartei ihre
Verpflichtung nach Artikel 3 Absatz 1 im vorange-
gangenen Verpflichtungszeitraum nicht erfüllt hat,
im Einklang mit dem Beschluss 24/CP.7;

f) andere Löschungen von ERU, CER, AAU und/oder
RMU durch die Vertragspartei.

E. Grundlage für die Bewertung der Erfüllung
der Verpflichtungen

13. Jede in Anlage I aufgeführte Vertragspartei bucht zum
Nachweis der Erfüllung ihrer Verpflichtung nach Arti-
kel 3 Absatz 1 ERU, CER, AAU und/oder RMU aus.

14. Die Bewertung der Erfüllung der Verpflichtung einer in
Anlage I aufgeführten Vertragspartei nach Artikel 3
Absatz 1 nach Ablauf der Verlängerung für die Erfül-
lung der Verpflichtungen erfolgt auf der Grundlage
eines Vergleichs der Menge der für den fraglichen
Verpflichtungszeitraum gültigen und von der Vertrags-
partei nach Nummer 13 ausgebuchten ERU, CER,
AAU und/oder RMU mit ihren gesamten anthropoge-
nen Emissionen in Kohlendioxidäquivalenten der in
Anlage A des Protokolls von Kyoto genannten Treib-
hausgase und aus den dort genannten Quellen während
des Verpflichtungszeitraums, wie nach Artikel 7 gemel-
det und nach Artikel 8 überprüft, unter Berücksichti-
gung etwaiger Anpassungen nach Artikel 5 Absatz 2
und wie in der unter Nummer 50 genannten Bilanz-
datenbank für die Verbuchung der Emissionsrechte
erfasst.

F. Übertrag
15. Nach Ablauf der Verlängerung für die Erfüllung der

Verpflichtungen und wenn der unter Nummer 62 ge-
nannte abschließende Bericht über die Verbuchung der
Emissionsrechte zeigt, dass die von der Vertragspartei
nach Nummer 13 ausgebuchte Menge an ERU, CER,
AAU und/oder RMU mindestens der Menge ihrer an-
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thropogenen Emissionen in Kohlendioxidäquivalenten
der in Anlage A des Protokolls von Kyoto genannten
Treibhausgase und aus den dort genannten Quellen für
den betreffenden Verpflichtungszeitraum entspricht,
kann die Vertragspartei Folgendes auf den nachfolgen-
den Verpflichtungszeit übertragen:
a) alle nicht aus RMU umgewandelten und nicht für

den betreffenden Verpflichtungszeitraum ausge-
buchten oder gelöschten ERU in ihrem nationalen
Register bis maximal 2,5 v. H. der ihr zugeteilten
Menge nach Artikel 3 Absätze 7 und 8;

b) alle nicht für den betreffenden Verpflichtungszeit-
raum ausgebuchten oder gelöschten CER in ihrem
nationalen Register bis maximal 2,5 v. H. der ihr zu-
geteilten Menge nach Artikel 3 Absätze 7 und 8;

c) alle nicht für den betreffenden Verpflichtungszeit-
raum ausgebuchten oder gelöschten AAU in ihrem
nationalen Register.

16. RMU können nicht auf den nachfolgenden Verpflich-
tungszeitraum übertragen werden.

II. ANFORDERUNGEN IM HINBLICK
AUF DAS REGISTER

 A. Nationale Register
17. Jede in Anlage I aufgeführte Vertragspartei erstellt und

führt ein nationales Register, um die genaue Verbu-
chung der Ausstellung, des Besitzes, der Übertragung,
des Erwerbs, der Löschung und der Ausbuchung von
ERU, CER, AAU und RMU und des Übertrags von
ERU, CER und AAU zu gewährleisten.

18. Jede Vertragspartei benennt eine Organisation, die als
ihr Registerführer ihr nationales Register führt. Zwei
oder mehr Vertragsparteien können ihre jeweiligen na-
tionalen Register freiwillig in einem konsolidierten
System führen, sofern die jeweiligen Register klar un-
terscheidbar sind.

19. Ein nationales Register wird in Form einer standardi-
sierten elektronischen Datenbank erstellt, die unter an-
derem maßgebliche gemeinsame Datenelemente für
Ausstellung, Besitz, Übertragung, Erwerb, Löschung
und Ausbuchung von ERU, CER, AAU und RMU und
den Übertrag von ERU, CER und AAU enthält. Struk-
tur und Datenformate von nationalen Registern müssen
den von der COP/MOP zu beschließenden technischen
Normen entsprechen, damit der korrekte, transparente
und effiziente Datenaustausch zwischen den nationalen
Registern, dem Register für umweltverträgliche Ent-
wicklung (CDM) und der unabhängigen Transaktions-
protokolliereinrichtung gewährleistet ist.

20. Jede ERU, CER, AAU und RMU kann zu einem be-
stimmten Zeitpunkt nur auf einem Konto in einem Re-
gister verbucht werden.

21. Jedes nationale Register umfasst folgende Konten:
a) mindestens ein Konto für die Vertragspartei;
b) mindestens ein Konto für jeden Rechtsträger, der

von der Vertragspartei ermächtigt wurde, unter ihrer
Verantwortung ERU, CER, AAU und/oder RMU zu
besitzen;

c) mindestens ein Löschungskonto für jeden Verpflich-
tungszeitraum zwecks Löschung von ERU, CER,
AAU und/oder RMU nach Nummer 12 Buch-
stabe d;

d) ein Löschungskonto für jeden Verpflichtungszeit-
raum zwecks Löschung von ERU, CER, AAU und/
oder RMU nach Nummer 12 Buchstabe e;

e) mindestens ein Löschungskonto für jeden Verpflich-
tungszeitraum zwecks Löschung von ERU, CER,
AAU und/oder RMU nach Nummer 12 Buchstabe f;

f) ein Ausbuchungskonto für jeden Verpflichtungs-
zeitraum.

22. Jedes Konto innerhalb eines nationalen Registers trägt
eine eindeutige Kontonummer, die folgende Bestand-
teile umfasst:
a) Kennung der Vertragspartei: die Vertragspartei, in

deren nationalem Register das Konto geführt wird,
unter Verwendung des von der Internationalen Or-
ganisation für Normung festgelegten Zweibuchsta-
ben-Ländercodes (ISO 3166);

b) eine eindeutige Nummer: eine nur dieses Konto be-
treffende Nummer für die Vertragspartei, in deren
nationalem Register das Konto geführt wird.

B. Ausstellung von ERU, AAU und RMU
23. Bevor in einem bestimmten Verpflichtungszeitraum ir-

gendwelche Transaktionen stattfinden, stellt jede in An-
lage I aufgeführte Vertragspartei, für ihr nationales
Register eine ihrer zugeteilten Menge nach Artikel 3
Absätze 7 und 8 entsprechende Anzahl von nach Maß-
gabe der Nummern 5 bis 10 berechneten und erfassten
AAU aus.

24. Jede AAU trägt eine eindeutige Seriennummer, die fol-
gende Bestandteile umfasst:
a) Verpflichtungszeitraum: der Verpflichtungszeit-

raum, für den die AAU ausgestellt ist;
b) Herkunftsland: die anhand des Zweibuchstaben-

Ländercodes nach ISO 3166 kenntlich gemachte
Vertragspartei, die die AAU ausstellt;

c) Art: ein zur Kennzeichnung der Einheit als AAU
dienender Bestandteil;

d) Einheit: eine eindeutige AAU-Nummer für den an-
gegebenen Verpflichtungszeitraum und das angege-
bene Herkunftsland.

25. Jede in Anlage I aufgeführte Vertragspartei stellt in ih-
rem nationalen Register RMU entsprechend dem Netto-
abbau anthropogener Treibhausgase aufgrund ihrer
Maßnahmen nach Artikel 3 Absatz 3 und ihrer nach Ar-
tikel 3 Absatz 4 ausgewählten Tätigkeiten, die nach
Maßgabe des Beschlusses –/CMP.1 (Landnutzung,
Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft) abge-
rechnet und nach Artikel 7 Absatz 1 gemeldet sind,
nach Abschluss der Überprüfung nach Artikel 8, unter
Berücksichtigung etwaiger nach Artikel 5 Absatz 2 an-
gewendeter Anpassungen und nach Lösung etwaiger
Fragen der Durchführung in Bezug auf den gemeldeten
Nettoabbau anthropogener Treibhausgase aus. Jede
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Vertragspartei entscheidet vor Beginn des Verpflich-
tungszeitraums für jede Maßnahme oder Tätigkeit, ob
sie diese RMU jährlich oder für den gesamten Ver-
pflichtungszeitraum ausstellt. Die Entscheidung der
Vertragspartei bleibt während des ersten Verpflich-
tungszeitraums unverändert.

26. Wenn von einer sachkundigen Überprüfungsgruppe
nach Artikel 8 eine Frage der Durchführung im Hin-
blick auf die Berechnung des Nettoabbaus von Treib-
hausgasen aufgrund der von einer Vertragspartei nach
Artikel 3 Absätze 3 und 4 durchgeführten Maßnahmen
oder Tätigkeiten festgestellt wird oder wenn Anpassun-
gen über die nach Nummer 2 des Beschlusses 22/CP.7
zu bestimmenden Grenzen hinausgehen, stellt die Ver-
tragspartei die RMU für den gemeldeten Nettoabbau
der anthropogenen Treibhausgase für jede Maßnahme
nach Artikel 3 Absatz 3 und für jede nach Artikel 3 Ab-
satz 4 ausgewählte Tätigkeit erst dann aus, wenn diese
Durchführungsfrage gelöst ist.

27. Jede RMU trägt eine eindeutige Seriennummer, die fol-
gende Bestandteile umfasst:

a) Verpflichtungszeitraum: der Verpflichtungszeit-
raum, für den die RMU ausgestellt ist;

b) Herkunftsland: die anhand des Zweibuchsta-
ben-Ländercodes nach ISO 3166 kenntlich gemach-
te in Anlage I aufgeführte Vertragspartei, die die
RMU ausstellt;

c) Art: ein zur Kennzeichnung der Einheit als RMU
dienender Bestandteil;

d) Maßnahme oder Tätigkeit: jeweilige Maßnahme
oder Tätigkeit, für die die RMU ausgestellt wurde;

e) Einheit: eine eindeutige RMU-Nummer für den an-
gegebenen Verpflichtungszeitraum und das angege-
bene Herkunftsland.

28. Jede in Anlage I aufgeführte Vertragspartei stellt sicher,
dass die Gesamtzahl der nach Artikel 3 Absatz 4 für ihr
Register ausgestellten RMU für den Verpflichtungs-
zeitraum die für sie festgelegten Obergrenzen nach
Maßgabe des Beschlusses –/CMP.1 (Landnutzung,
Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft) nicht
überschreitet.

29. Vor der Übertragung stellt jede Vertragspartei ERU für
ihr nationales Register durch Umwandlung von zu ei-
nem früheren Zeitpunkt von ihr ausgestellten und in ih-
rem nationalen Register geführten AAU oder RMU aus.
Die Umwandlung einer AAU oder RMU in eine ERU
erfolgt durch Hinzufügung eines Projektkennzeichens
zu der Seriennummer und durch Änderung der Angabe
über die Art der Einheit in der Seriennummer in
„ERU“. Die anderen Bestandteile der Seriennummer
der AAU oder RMU bleiben unverändert. Das Projekt-
kennzeichen zeigt anhand einer eindeutigen Projekt-
nummer für das Herkunftsland an, für welches spezielle
Projekt nach Artikel 6 die ERU ausgestellt ist und ob
die einschlägigen Reduktionen der anthropogenen
Emissionen aus Quellen oder Verstärkungen des an-
thropogenen Abbaus durch Senken vom Aufsichtsaus-
schuss betreffend Artikel 6 verifiziert wurden.

C. Übertragung, Erwerb, Löschung, Ausbuchung
und Übertrag

30. ERU, CER, AAU und RMU können in Überein-
stimmung mit den Beschlüssen –/CMP.1 (Artikel 6),
–/CMP.1 (Artikel 12), –/CMP.1 (Artikel 17) und
–/CMP.1 (Landnutzung, Landnutzungsänderungen und
Forstwirtschaft) zwischen Registern und innerhalb von
Registern übertragen werden.

31. Jede in Anlage I aufgeführte Vertragspartei stellt sicher,
dass ihr Nettoerwerb von CER aufgrund von Auffors-
tungs- und Wiederaufforstungsmaßnahmen nach Arti-
kel 12 für den ersten Verpflichtungszeitraum die für sie
festgelegten Obergrenzen nach Maßgabe des Beschlus-
ses –/CMP.1 (Landnutzung, Landnutzungsänderungen
und Forstwirtschaft) nicht überschreitet.

32. Jede in Anlage I aufgeführte Vertragspartei löscht CER,
ERU, AAU und/oder RMU entsprechend den Netto-
emissionen anthropogener Treibhausgase aufgrund
ihrer Maßnahmen nach Artikel 3 Absatz 3 und ihrer
nach Artikel 3 Absatz 4 ausgewählten Tätigkeiten, die
nach Maßgabe des Beschlusses –/CMP.1 (Landnut-
zung, Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft)
abgerechnet sind, wie nach Artikel 7 Absatz 1 ge-
meldet, nach Beendigung der Überprüfung gemäß Arti-
kel 8, unter Berücksichtigung etwaiger nach Artikel 5
Absatz 2 angewendeter Anpassungen und nach Lösung
etwaiger Fragen der Durchführung in Bezug auf die
gemeldeten Nettoemissionen anthropogener Treibhaus-
gase in Übereinstimmung mit Nummer 12 Buchstabe d
durch Übertragung der ERU, CER, AAU und/oder
RMU auf das entsprechende Löschungskonto in ihrem
nationalen Register. Jede Vertragspartei löscht ERU,
CER, AAU und/oder RMU für jede Maßnahme oder
Tätigkeit in demselben Zeitraum, für den sie die Aus-
stellung von RMU für die betreffende Maßnahme oder
Tätigkeit beschlossen hat.

33. Jede in Anlage I aufgeführte Vertragspartei kann CER,
ERU, AAU und/oder RMU löschen, so dass sie nicht in
Übereinstimmung mit Nummer 12 Buchstabe f zur Er-
füllung der Verpflichtungen nach Artikel 3 Absatz 1
verwendet werden können, indem sie die ERU, CER,
AAU und/oder RMU auf ein Löschungskonto in ihrem
nationalen Register überträgt. Rechtsträger können, so-
fern sie von der Vertragspartei dazu ermächtigt worden
sind, ebenfalls ERU, CER, AAU und RMU auf ein Lö-
schungskonto übertragen.

34. Vor Ablauf der Verlängerung für die Erfüllung der Ver-
pflichtungen bucht jede in Anlage I aufgeführte Ver-
tragspartei für den betreffenden Verpflichtungszeitraum
gültige CER, ERU, AAU und/oder RMU zur Verwen-
dung für die Erfüllung ihrer Verpflichtungen nach Arti-
kel 3 Absatz 1 nach Maßgabe der Nummer 13 aus, in-
dem sie die ERU, CER, AAU und/oder RMU auf das in
ihrem nationalen Register befindliche Ausbuchungs-
konto für diesen Verpflichtungszeitraum überträgt.

35. Die auf Löschungskonten oder auf das Ausbuchungs-
konto für einen Verpflichtungszeitraum übertragenen
CER, ERU, AAU und RMU können nicht weiterüber-
tragen oder auf den nachfolgenden Verpflichtungszeit-
raum übertragen werden. Die auf Löschungskonten
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übertragenen CER, ERU, AAU und/oder RMU können
nicht zum Nachweis der Erfüllung der Verpflichtung
einer Vertragspartei nach Artikel 3 Absatz 1 verwendet
werden.

36. Jede in Anlage I aufgeführte Vertragspartei kann in ih-
rem Register geführte ERU, CER und/oder AAU, die
nicht gelöscht oder für einen Verpflichtungszeitraum
ausgebucht worden sind, im Einklang mit Nummer 15
auf den nachfolgenden Verpflichtungszeitraum über-
tragen. Jede auf diese Weise übertragene ERU, CER
und/oder AAU behält ihre ursprüngliche Seriennum-
mer und ist in dem nachfolgenden Verpflichtungszeit-
raum gültig. In dem Register einer Vertragspartei ge-
führte ERU, CER, AAU und RMU eines früheren
Verpflichtungszeitraums, die nicht auf diese Weise
übertragen worden sind, werden nach Nummer 12
Buchstabe f gelöscht, sobald die Verlängerung für die
Erfüllung der Verpflichtungen abgelaufen ist.

37. Stellt der Einhaltungsausschuss fest, dass die Vertrags-
partei ihre Verpflichtung nach Artikel 3 Absatz 1 in
einem Verpflichtungszeitraum nicht erfüllt hat, so
überträgt diese Vertragspartei die nach Maßgabe des
Beschlusses 24/CP.7 berechnete Anzahl von ERU,
CER, AAU und/oder RMU in Übereinstimmung mit
Nummer 12 Buchstabe e auf das entsprechende Lö-
schungskonto.

D. Transaktionsverfahren

38. Das Sekretariat errichtet und führt eine unabhängige
Transaktionsprotokolliereinrichtung, die die Gültigkeit
der Transaktionen einschließlich Ausstellung, Übertra-
gung und Erwerb zwischen Registern, Löschung und
Ausbuchung von ERU, CER, AAU und RMU und
Übertrag von ERU, CER und AAU nachprüft.

39. Eine in Anlage I aufgeführte Vertragspartei leitet die
Ausstellung von AAU oder RMU durch Anweisung ih-
res nationalen Registers ein, AAU oder RMU auf ein
bestimmtes Konto in dem Register auszustellen. Der
Exekutivausschuss des CDM leitet die Ausstellung von
CER durch Anweisung des CDM-Registers ein, CER
nach den Anforderungen des Artikels 12 und den dies-
bezüglichen Vorschriften sowie nach den einschlägigen
Bestimmungen der Anlage des Beschlusses –/CMP.1
(Artikel 12) auf sein Zwischenkonto auszustellen. Eine
in Anlage I aufgeführte Vertragspartei leitet die Aus-
stellung von ERU durch Anweisung ihres nationalen
Registers ein, bestimmte AAU oder RMU innerhalb ei-
nes Kontos dieses nationalen Registers in ERU umzu-
wandeln. Vorbehaltlich einer Mitteilung der Transakti-
onsprotokolliereinrichtung, dass in Zusammenhang mit
der Ausstellung keine Anomalien festgestellt wurden,
ist die Ausstellung beendet, wenn die angegebenen
ERU, CER, AAU oder RMU auf dem angegebenen
Konto verbucht sind und wenn im Fall von ERU die an-
gegebenen AAU oder RMU dem übertragenden Konto
entnommen sind.

40. Eine in Anlage I aufgeführte Vertragspartei leitet jede
Übertragung von ERU, CER, AAU oder RMU, unter
anderem auch auf Löschungs- und Ausbuchungskon-
ten, durch Anweisung ihres nationalen Registers ein,

bestimmte ERU, CER, AAU oder RMU auf ein be-
stimmtes Konto innerhalb dieses Registers oder eines
anderen Registers zu übertragen. Der Exekutiv-
ausschuss des CDM leitet jede Übertragung von in dem
CDM-Register gehaltenen CER durch Anweisung
dieses Registers ein, bestimmte CER auf ein bestimm-
tes Konto innerhalb dieses Registers oder eines
anderen Registers zu übertragen. Vorbehaltlich einer
gegebenenfalls erfolgenden Mitteilung der Transak-
tionsprotokolliereinrichtung, dass in Zusammenhang
mit der Ausstellung keine Anomalien festgestellt wur-
den, ist die Ausstellung beendet, wenn die angegebe-
nen ERU, CER, AAU oder RMU dem übertragenden
Konto entnommen und auf dem Empfängerkonto ver-
bucht sind.

41. Nach Einleitung einer Ausstellung, Übertragung zwi-
schen Registern, Löschung oder Ausbuchung von ERU,
CER, AAU oder RMU und vor Beendigung dieser
Transaktionen

a) generiert das Register, das die Transaktion eingelei-
tet hat, eine eindeutige Transaktionsnummer, die
Folgendes umfasst: den Verpflichtungszeitraum, für
den die Transaktion vorgesehen ist, die Kennung der
Vertragspartei, die die Transaktion einleitet (unter
Verwendung des Zweibuchstaben-Ländercodes
nach ISO 3166) und eine diese Transaktion betref-
fende eindeutige Nummer für den Verpflichtungs-
zeitraum und die Vertragspartei, die die Transaktion
eingeleitet hat;

b) übermittelt das Register, das die Transaktion ein-
geleitet hat, der Transaktionsprotokolliereinrich-
tung und bei Übertragungen an ein anderes Register
dem nationalen Empfängerregister Aufzeichnungen
über die geplante Transaktion. Diese Aufzeichnun-
gen beinhalten Folgendes: die Transaktionsnum-
mer, die Transaktionsart (Ausstellung, Übertra-
gung, Löschung oder Ausbuchung, weiter
aufgeschlüsselt nach Kategorien nach den Num-
mern 11 und 12), die Seriennummern der jeweiligen
ERU, CER, AAU oder RMU und die entsprechen-
den Kontonummern.

42. Nach Erhalt der Aufzeichnungen führt die Transak-
tionsprotokolliereinrichtung eine automatisierte Kon-
trolle durch, um Anomalien auszuschließen, und zwar
wie folgt:

a) bei allen Transaktionen: früher ausgebuchte oder
gelöschte Einheiten, in mehr als einem Register
befindliche Einheiten, Einheiten, bei denen eine
früher festgestellte Anomalie nicht beseitigt wurde,
nicht vorschriftsmäßig übertragene Einheiten,
darunter auch solche, die die in dem Beschluss
–/CMP.1 (Landnutzung, Landnutzungsänderungen
und Forstwirtschaft) enthaltenen Obergrenzen über-
schreiten, und die Ermächtigung von beteiligten
Rechtsträgern zur Teilnahme an der Transaktion;

b) bei Übertragungen zwischen Registern: die Berech-
tigung der an der Transaktion beteiligten Vertrags-
parteien zur Teilnahme an den Mechanismen sowie
Eingriffe in die Reserve im Verpflichtungszeitraum
der übertragenden Vertragspartei;
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c) beim Erwerb von CER aus Projekten im Bereich
Landnutzung, Landnutzungsänderungen und Forst-
wirtschaft nach Artikel 12: Überschreitung der in
dem Beschluss –/CMP.1 (Landnutzung, Landnut-
zungsänderungen und Forstwirtschaft) enthaltenen
Obergrenzen;

d) bei der Ausbuchung von CER: die Berechtigung der
beteiligten Vertragspartei zur Verwendung von CER
als Beitrag zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen nach
Artikel 3 Absatz 1.

43. Nach Beendigung der automatisierten Kontrolle unter-
richtet die Transaktionsprotokolliereinrichtung das
Register, das die Transaktion eingeleitet hat, und bei
Übertragungen auf ein anderes Register das Empfän-
gerregister über die Ergebnisse der automatisierten
Kontrolle. Je nach Ergebnis der Kontrolle kommen fol-
gende Verfahren zur Anwendung:

a) Wird von der Transaktionsprotokolliereinrichtung
eine Anomalie gemeldet, beendet das Register, das
die Transaktion eingeleitet hat, die Transaktion und
unterrichtet die Transaktionsprotokolliereinrichtung
und bei einer Übertragung an ein anderes Register
das Empfängerregister über diese Beendigung.
Die Transaktionsprotokolliereinrichtung übermit-
telt dem Sekretariat Aufzeichnungen über die
Anomalie zur Prüfung im Rahmen des Über-
prüfungsverfahrens in Bezug auf die betreffende
Vertragspartei oder Vertragsparteien nach Artikel 8;

b) versäumt es das Register, das die Transaktion einge-
leitet hat, die Transaktion zu beenden, können die
von der Transaktion betroffenen ERU, CER, AAU
oder RMU so lange nicht zur Erfüllung der Ver-
pflichtungen nach Artikel 3 Absatz 1 verwendet
werden, bis das Problem beseitigt und etwaige Fra-
gen der Durchführung im Hinblick auf die Transak-
tion gelöst worden sind. Sobald eine Durchfüh-
rungsfrage im Hinblick auf Transaktionen einer
Vertragspartei gelöst ist, nimmt die betreffende Ver-
tragspartei innerhalb von 30 Tagen gegebenenfalls
erforderliche Korrekturen vor;

c) meldet die Transaktionsprotokolliereinrichtung kei-
ne Anomalie, wird die Transaktion von dem Regis-
ter, das die Transaktion eingeleitet hat, und bei einer
Übertragung an ein anderes Register vom Empfän-
gerregister abgeschlossen oder beendet, und die
Transaktionsprotokolliereinrichtung erhält die Auf-
zeichnungen und eine Mitteilung über den Ab-
schluss oder die Beendigung der Transaktion. Bei
Übertragungen auf ein anderes Register tauschen
das Register, das die Transaktion eingeleitet hat, und
das Empfängerregister auch untereinander ihre Auf-
zeichnungen und Mitteilungen aus;

d) zur Erleichterung der automatisierten Kontrollen
und der Überprüfung nach Artikel 8 erfasst die
Transaktionsprotokolliereinrichtung sämtliche Trans-
aktionsaufzeichnungen sowie Datum und Uhrzeit
des Abschlusses jeder Transaktion und macht sie
öffentlich verfügbar.

E. Öffentlich zugängliche Informationen

44. Jedes nationale Register macht Informationen, die nicht
vertraulich sind, öffentlich verfügbar und stellt eine öf-
fentlich zugängliche Benutzerschnittstelle über das In-
ternet bereit, die interessierten Personen die Möglich-
keit zur Abfrage und Einsichtnahme gibt.

45. Zu den unter Nummer 44 genannten Informationen ge-
hören auch aktuelle Informationen zu jeder Kontonum-
mer in dem Register, und zwar wie folgt:

a) Kontenbezeichnung: Name des Kontoinhabers;

b) Kontoart: Art des Kontos (Bestands-, Löschungs-
oder Ausbuchungskonto);

c) Verpflichtungszeitraum: der mit einem Löschungs-
oder Ausbuchungskonto verbundene Verpflich-
tungszeitraum;

d) Kennung des Bevollmächtigten: der Bevollmächtig-
te des Kontoinhabers, unter Verwendung der Ken-
nung der Vertragspartei (Zweibuchstaben-Länder-
code nach ISO 3166) und einer eindeutigen
Nummer dieses Bevollmächtigten innerhalb des
Registers der Vertragspartei;

e) Name des Bevollmächtigten und Kontaktinformati-
onen: vollständiger Name, Anschrift, Telefon- und
Faxnummer sowie elektronische Anschrift des Be-
vollmächtigten des Kontoinhabers.

46. Zu den unter Nummer 44 genannten Informationen ge-
hören auch die folgenden Angaben zu Projektmaßnah-
men nach Artikel 6 für jedes Projektkennzeichen, für
den die Vertragspartei ERU ausgestellt hat:

a) Projektbezeichnung: eindeutiger Name für das Pro-
jekt;

b) Projektstandort: Vertragspartei und Stadt oder
Region, in der das Projekt beheimatet ist;

c) Jahre der Ausstellung von ERU: Jahre, in denen als
Ergebnis des Projekts nach Artikel 6 ERU ausge-
stellt wurden;

d) Berichte: herunterladbare elektronische Fassungen
aller öffentlich verfügbaren Unterlagen über das
Projekt einschließlich Vorschlägen, Überwachung,
Verifizierung und gegebenenfalls Ausstellung von
ERU vorbehaltlich der Vertraulichkeitsbestimmun-
gen in dem Beschluss –/CMP.1 (Artikel 6).

47. Zu den unter Nummer 44 genannten Informationen ge-
hören auch die folgenden Angaben über Konteninhalte
und Transaktionen, die für das nationale Register rele-
vant sind, geordnet nach Seriennummer, für jedes Ka-
lenderjahr (auf der Grundlage der Greenwicher Zeit):

a) die Gesamtzahl der ERU, CER, AAU und RMU auf
jedem Konto zum Jahresbeginn;

b) die Gesamtzahl der auf der Grundlage der zugeteil-
ten Menge nach Artikel 3 Absätze 7 und 8 ausge-
stellten AAU;

c) die Gesamtzahl der auf der Grundlage von Projekten
nach Artikel 6 ausgestellten ERU;
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d) die Gesamtzahl der von anderen Registern erworbe-
nen ERU, CER, AAU und RMU und die Identität
der übertragenden Konten und Register;

e) die Gesamtzahl der auf der Grundlage jeder Maß-
nahme nach Artikel 3 Absätze 3 und 4 ausgestellten
RMU;

f) die Gesamtzahl der an andere Register übertragenen
ERU, CER, AAU und RMU und die Identität der
Empfängerkonten und -register;

g) die Gesamtzahl der auf der Grundlage von Maßnah-
men oder Tätigkeiten nach Artikel 3 Absätze 3 und 4
gelöschten ERU, CER, AAU und RMU;

h) die Gesamtzahl der gelöschten ERU, CER, AAU
und RMU nach Feststellung durch den Einhaltungs-
ausschuss, dass die Vertragspartei ihre Verpflichtun-
gen nach Artikel 3 Absatz 1 nicht erfüllt;

i) die Gesamtzahl anderer gelöschter ERU, CER,
AAU und RMU;

j) die Gesamtzahl der ausgebuchten ERU, CER, AAU
und RMU;

k) die Gesamtzahl der aus dem vorangegangenen Ver-
pflichtungszeitraum übertragenen ERU, CER, AAU
und RMU;

l) die aktuelle Gesamtzahl der ERU, CER, AAU und
RMU auf jedem Konto.

48. Zu den unter Nummer 44 genannten Informationen ge-
hört auch ein Verzeichnis der Rechtsträger, die von der
Vertragspartei zur Führung von ERU, CER, AAU und/
oder RMU unter ihrer Verantwortung ermächtigt wor-
den sind.

III. BILANZIERUNG DER EMISSIONSVERZEICH-
NISSE UND ZUGETEILTEN MENGEN

A. Berichterstattung nach Ablauf der Verlängerung
für die Erfüllung der Verpflichtungen

49. Nach Ablauf einer Verlängerung für die Erfüllung der
Verpflichtungen erstattet jede in Anlage I aufgeführte
Vertragspartei dem Sekretariat Bericht und stellt der
Öffentlichkeit in einem standardisierten elektronischen
Format die folgenden Informationen zur Verfügung.
Diese Informationen betreffen nur für den fraglichen
Verpflichtungszeitraum gültige ERU, CER, AAU und
RMU:

a) die Gesamtzahl der in den einzelnen Kategorien un-
ter Nummer 47 Buchstabe a bis j aufgeführten ERU,
CER, AAU und RMU im laufenden Kalenderjahr
bis zum Ende der Verlängerung für die Erfüllung der
Verpflichtungen (auf der Grundlage der Green-
wicher Zeit);

b) die Gesamtzahl und die Seriennummern der in ih-
rem Ausbuchungskonto befindlichen ERU, CER,
AAU und RMU;

c) die Gesamtzahl und die Seriennummern der ERU,
CER und AAU, die auf Antrag der Vertragspartei
auf den nachfolgenden Verpflichtungszeitraum
übertragen werden sollen.

B. Bilanzdatenbank für die Verbuchung
der Emissionsrechte

50. Im Rahmen der Rechenschaftslegung über die Bewer-
tung der Erfüllung der Verpflichtungen im Einklang mit
den Nummern 11 und 12 richtet das Sekretariat eine Bi-
lanzdatenbank für die Verbuchung der Emissionen und
zugeteilten Mengen nach Artikel 3 Absätze 7 und 8 so-
wie der Additionen zu und Subtraktionen von den zuge-
teilten Mengen nach Artikel 3 Absätze 7 und 8 ein.
Zweck dieser Datenbank ist es, die Bewertung der Er-
füllung der Verpflichtungen der in Anlage I aufgeführ-
ten Vertragsparteien nach Artikel 3 Absatz 1 zu erleich-
tern.

51. In der Datenbank werden für jede in Anlage I aufge-
führte Vertragspartei getrennte Aufzeichnungen über
den jeweiligen Verpflichtungszeitraum geführt. Die In-
formationen über ERU, CER, AAU und RMU betreffen
nur die in dem fraglichen Verpflichtungszeitraum gülti-
gen Einheiten und werden für die verschiedenen Ein-
heiten getrennt erfasst.

52. Das Sekretariat erfasst in der Datenbank für jede in An-
lage I aufgeführte Vertragspartei die folgenden Infor-
mationen:

a) die zugeteilte Menge nach Artikel 3 Absätze 7
und 8;

b) für den ersten Verpflichtungszeitraum die insgesamt
zulässige Ausstellung von RMU, die sich aus Tätig-
keiten im Bereich Forstwirtschaft nach Artikel 3
Absatz 4 ergeben, und die Obergrenzen für den Net-
toerwerb von CER aufgrund von Aufforstungs- und
Wiederaufforstungsmaßnahmen nach Artikel 12
nach Maßgabe des Beschlusses –/CMP.1 (Landnut-
zung, Landnutzungsänderungen und Forstwirt-
schaft).

53. Das Sekretariat erfasst in der Datenbank für jede in
Anlage I aufgeführte Vertragspartei, ob diese zur Über-
tragung und/oder zum Erwerb von ERU, CER, AAU
und RMU nach Maßgabe der Beschlüsse –/CMP.1 (Ar-
tikel 6) und –/CMP.1 (Artikel 17) sowie zur Verwen-
dung von CER als Beitrag zur Erfüllung ihrer Ver-
pflichtungen nach Artikel 3 Absatz 1 nach Maßgabe des
Beschlusses –/CMP.1 (Artikel 12) berechtigt ist.

54. Das Sekretariat erfasst jedes Jahr nach der jährlichen
Überprüfung nach Artikel 8, der Anwendung etwaiger
Anpassungen nach Artikel 5 Absatz 2 und der Lösung
etwaiger Fragen der Durchführung in Bezug auf Emis-
sionsschätzungen für jede in Anlage I aufgeführte Ver-
tragspartei die folgenden emissionsbezogenen Informa-
tionen:

a) die gesamten jährlichen anthropogenen Emissionen
in Kohlendioxidäquivalenten der in Anlage A des
Protokolls von Kyoto genannten Treibhausgase und
aus den dort genannten Quellen für jedes Jahr des
Verpflichtungszeitraums, über das im Einklang mit
Artikel 7 Bericht erstattet worden ist;

b) etwaige Anpassungen nach Artikel 5 Absatz 2, aus-
gewiesen als Differenz in Kohlendioxidäquivalen-
ten zwischen der angepassten Schätzung und der
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Schätzung in dem nach Artikel 7 vorgelegten Ver-
zeichnis;

c) die gesamten anthropogenen Emissionen in Kohlen-
dioxidäquivalenten innerhalb des Verpflichtungs-
zeitraums, berechnet als Summe der Angaben unter
den Buchstaben a und b für alle bisherigen Jahre des
Verpflichtungszeitraums.

55. Das Sekretariat erfasst jedes Jahr nach der jährlichen
Überprüfung nach Artikel 8, der Anwendung etwaiger
Anpassungen nach Artikel 5 Absatz 2 und der Lösung
etwaiger einschlägiger Fragen der Durchführung in der
Datenbank für jede in Anlage I aufgeführte Vertrags-
partei die folgenden Informationen in Bezug auf die
Abrechnung über die Nettoemissionen und den Netto-
abbau von Treibhausgasen, die sich aus ihren Maßnah-
men nach Artikel 3 Absatz 3 und ihren nach Artikel 3
Absatz 4 ausgewählten Tätigkeiten ergeben:

a) die durchgeführte Berechnung, um festzustellen, ob
die in Übereinstimmung mit Artikel 7 gemeldeten
Maßnahmen oder Tätigkeiten nach Artikel 3 Absät-
ze 3 und 4 zu anthropogenen Nettoemissionen oder
einem anthropogenen Nettoabbau von Treibhausga-
sen nach Maßgabe des Beschlusses –/CMP.1 (Land-
nutzung, Landnutzungsänderungen und Forstwirt-
schaft) geführt haben;

b) bei Maßnahmen, in deren Fall sich die Vertragspar-
tei für eine jährliche Abrechnung entschieden hat,
die anthropogenen Nettoemissionen und der an-
thropogene Nettoabbau von Treibhausgasen nach
Maßgabe des Beschlusses –/CMP.1 (Landnutzung,
Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft);

c) bei Maßnahmen, in deren Fall sich die Vertragspar-
tei für eine Abrechnung unter Berücksichtigung des
gesamten Verpflichtungszeitraums entschieden hat,
die anthropogenen Nettoemissionen und der an-
thropogene Nettoabbau von Treibhausgasen nach
Maßgabe des Beschlusses –/CMP.1 (Landnutzung,
Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft) für
das Kalenderjahr;

d) etwaige Anpassungen nach Artikel 5 Absatz 2, aus-
gewiesen als Differenz in Kohlendioxidäquivalen-
ten zwischen der angepassten Schätzung und der
Schätzung in dem nach Artikel 7 vorgelegten Ver-
zeichnis;

e) die gesamten anthropogenen Nettoemissionen und
der gesamte anthropogene Nettoabbau von Treib-
hausgasen nach Maßgabe des Beschlusses –/CMP.1
(Landnutzung, Landnutzungsänderungen und Forst-
wirtschaft), berechnet als Summe der Angaben un-
ter den Buchstaben b, c und d für alle bisherigen Jah-
re des Verpflichtungszeitraums.

56. Legt eine Vertragspartei für ein Jahr des Verpflich-
tungszeitraums revidierte Schätzungen der Emissionen
und des Abbaus von Treibhausgasen unter dem Vorbe-
halt der Überprüfung nach Artikel 8 vor, so nimmt das
Sekretariat entsprechende Änderungen der in der Da-
tenbank enthaltenen Informationen vor und löscht ge-
gebenenfalls vorher angewendete Anpassungen.

57. Das Sekretariat erfasst und aktualisiert die vorgeschrie-
bene Höhe der Reserve im Verpflichtungszeitraum für
jede in Anlage I aufgeführte Vertragspartei in Überein-
stimmung mit dem Beschluss –/CMP.1 (Artikel 17).

58. Das Sekretariat erfasst jedes Jahr in der Datenbank nach
Beendigung der jährlichen Überprüfung nach Artikel 8
sowie der Vornahme etwaiger Korrekturen und der Lö-
sung etwaiger einschlägiger Fragen der Durchführung
für jede in Anlage I aufgeführte Vertragspartei die fol-
genden transaktionsbezogenen Informationen für das
vorangegangene Kalenderjahr und für den bisherigen
Verpflichtungszeitraum:
a) insgesamt übertragene ERU, CER, AAU und RMU;
b) insgesamt erworbene ERU, CER, AAU und RMU;
c) Nettoerwerb von CER aufgrund von Aufforstungs-

und Wiederaufforstungsmaßnahmen nach Artikel
12;

d) insgesamt ausgestellte RMU in Bezug auf jede
Maßnahme oder Tätigkeit nach Artikel 3 Absätze 3
und 4;

e) insgesamt ausgestellte ERU auf der Grundlage von
Projekten nach Artikel 6;

f) insgesamt übertragene ERU, CER und AAU aus
dem vorangegangenen Verpflichtungszeitraum;

g) insgesamt gelöschte ERU, CER, AAU und RMU für
jede Maßnahme oder Tätigkeit nach Artikel 3 Ab-
sätze 3 und 4;

h) insgesamt gelöschte ERU, CER, AAU und RMU
nach Feststellung durch den Einhaltungsausschuss,
dass die betreffende Vertragspartei ihre Verpflich-
tungen nach Artikel 3 Absatz 1 nicht erfüllt;

i) insgesamt vorgenommene andere Löschungen von
ERU, CER, AAU und RMU;

j) insgesamt ausgebuchte ERU, CER, AAU und
RMU.

59. Nach Ablauf der Verlängerung für die Erfüllung der
Verpflichtungen und nach Durchführung der nach Arti-
kel 8 vorgeschriebenen Überprüfung des von der Ver-
tragspartei aufgrund der Nummer 49 vorgelegten Be-
richts sowie der Vornahme etwaiger Korrekturen und
der Lösung etwaiger einschlägiger Fragen der Durch-
führung erfasst das Sekretariat in der Datenbank für je-
de in Anlage I aufgeführte Vertragspartei die folgenden
Informationen:
a) die gesamten Additionen zu und Subtraktionen von

der zugeteilten Menge nach Artikel 3 Absätze 7 und
8 für die Rechenschaftslegung über die Bewertung
der Erfüllung der Verpflichtungen nach den Num-
mern 11 und 12;

b) die Gesamtzahl der auf dem Ausbuchungskonto der
Vertragspartei befindlichen ERU, CER, AAU und
RMU für den betreffenden Verpflichtungszeitraum.

60. Nach Beendigung der nach Artikel 8 vorgeschriebenen
Überprüfung des jährlichen Verzeichnisses für das letz-
te Jahr des Verpflichtungszeitraums und der Lösung et-
waiger damit verbundener Fragen der Durchführung
erfasst das Sekretariat in der Datenbank die gesamten
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anthropogenen Emissionen der Vertragspartei in Koh-
lendioxidäquivalenten der in Anlage A des Protokolls
von Kyoto genannten Treibhausgase und aus den dort
genannten Quellen für den Verpflichtungszeitraum.

C. Bilanzierungsberichte

61. Das Sekretariat veröffentlicht für jede in Anlage I auf-
geführte Vertragspartei einen jährlichen Bilanzierungs-
bericht und leitet diesen an die COP/MOP, den Ein-
haltungsausschuss und die betroffene Vertragspartei
weiter.

62. Nach Ablauf des Verpflichtungszeitraums und der Ver-
längerung für die Erfüllung der Verpflichtungen veröf-
fentlicht das Sekretariat für jede in Anlage I aufgeführte
Vertragspartei einen abschließenden Bilanzierungsbe-
richt und leitet diesen an die COP/MOP, den Einhal-
tungsausschuss und die betroffene Vertragspartei wei-
ter; der Bericht enthält Folgendes:

a) die gesamten nach Nummer 60 erfassten anthropo-
genen Emissionen der Vertragspartei in Kohlendio-
xidäquivalenten für den Verpflichtungszeitraum;

b) die Gesamtzahl der nach Nummer 59 Buchstabe b
erfassten ERU, CER, AAU und RMU auf dem Aus-
buchungskonto der Vertragspartei für den Verpflich-
tungszeitraum;

c) gegebenenfalls die in dem Register verfügbaren
ERU, CER und AAU zur Übertragung auf den nach-
folgenden Verpflichtungszeitraum;

d) gegebenenfalls die Menge in Tonnen, um die die ge-
samten anthropogenen Emissionen in Kohlendi-
oxidäquivalenten die Gesamtzahl der ERU, CER,
AAU und RMU auf dem Ausbuchungskonto der
Vertragspartei für den Verpflichtungszeitraum über-
schreiten.

Artikel 2
Änderung des

Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes
Das Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz vom 8. Juli

2004 (BGBl. I S. 1578), zuletzt geändert durch Artikel 7 des
Gesetzes vom 22. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3704), wird
wie folgt geändert:

1. Dem § 1 wird folgender Satz angefügt:

„Das Gesetz dient auch der Verknüpfung des gemein-
schaftsweiten Emissionshandelssystems mit den projekt-
bezogenen Mechanismen im Sinne der Artikel 6 und 12
des Protokolls von Kyoto zum Rahmenübereinkommen
der Vereinten Nationen über Klimaänderungen vom
11. Dezember 1997 (BGBl. 2002 II S. 967).“

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 4 werden folgende Absätze 5 und 6 ein-
gefügt:

„(5) Emissionsreduktionseinheit im Sinne dieses
Gesetzes ist eine Einheit im Sinne des § 2 Nr. 20 des
Projekt-Mechanismen-Gesetzes.“

„(6) Zertifizierte Emissionsreduktion im Sinne die-
ses Gesetzes ist eine Einheit im Sinne des § 2 Nr. 21
des Projekt-Mechanismen-Gesetzes.“

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7.

3. Nach § 6 Abs. 1 werden folgende Absätze 1a bis 1c ein-
gefügt:

„(1a) Der Verantwortliche kann in der ersten Zutei-
lungsperiode die Abgabepflicht nach Absatz 1 auch
durch die Abgabe von zertifizierten Emissionsreduktio-
nen erfüllen.

(1b) In der zweiten und den darauffolgenden Zutei-
lungsperioden kann der Verantwortliche die Abga-
bepflicht nach Absatz 1 auch durch die Abgabe von
Emissionsreduktionseinheiten oder zertifizierten Emis-
sionsreduktionen bis zu der im jeweiligen Zuteilungs-
gesetz festzulegenden Höchstgrenze erfüllen.

(1c) Die Abgabepflicht nach Absatz 1 kann nicht durch
die Abgabe von Emissionsreduktionseinheiten oder zer-
tifizierten Emissionsreduktionen erfüllt werden, die aus
Nuklearanlagen oder Projekttätigkeiten, an denen keine
Vertragspartei der Anlage I des Rahmenübereinkommens
der Vereinten Nationen über Klimaänderungen vom
9. Mai 1992 (BGBl. 1993 II S. 1784) teilgenommen hat,
stammen. Die Abgabepflicht nach Absatz 1 kann auch
nicht durch die Abgabe von Emissionsreduktionseinhei-
ten oder zertifizierten Emissionsreduktionen erfüllt wer-
den, die aus den Bereichen Landnutzung, Landnutzungs-
änderung und Forstwirtschaft stammen.“

4. § 13 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„In den §§ 14, 16, 17, 18 und 24 Abs. 2 Satz 2 gelten
Emissionsreduktionseinheiten und zertifizierte Emis-
sionsreduktionen als Berechtigungen im Sinne des § 3
Abs. 4.“

5. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die zuständige Behörde führt nach Maßgabe der
Verordnung (EG) Nr. 2216/2004 der Kommission
vom 21. Dezember 2004 über ein standardisiertes und
sicheres Registrierungssystem gemäß der Richtlinie
2003/87/EG sowie der Entscheidung 280/2004/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. EU
Nr. L 386 S. 1) ein Emissionshandelsregister in der
Form einer standardisierten elektronischen Daten-
bank.“

b) Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Der Inhaber eines Kontos kann nach Maßgabe dieses
Gesetzes und der Verordnung (EG) Nr. 2216/2004
über sein Konto verfügen.“

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Das Bundesministerium für Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit kann durch Rechts-
verordnung, die nicht der Zustimmung des Bundes-
rates bedarf, Einzelheiten zur Einrichtung und
Führung des Registers, insbesondere die in Anhang V
der Verordnung (EG) Nr. 2216/2004 aufgeführten
Fragen regeln.“
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Artikel 3

Änderung des Gesetzes für die Erhaltung,
die Modernisierung und den Ausbau

der Kraft-Wärme-Kopplung

Das Gesetz für die Erhaltung, die Modernisierung und
den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung vom 19. März 2002
(BGBl. I S. 1092), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Ge-
setzes vom 3. Mai 2005 (BGBl. I S. 1224), wird wie folgt
geändert.

1. In § 7 Abs. 4 Satz 2 werden die Wörter „31. Dezember
2005“ durch die Wörter „31. Dezember 2008“ ersetzt.

2. In § 13 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter „31. Dezember
2005“ durch die Wörter „31. Dezember 2008“ ersetzt.“

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Berlin, den 29. Juni 2005

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

Dr. Ernst Ulrich von Weizsäcker
Vorsitzender

Ulrich Kelber
Berichterstatter

Marie-Luise Dött
Berichterstatterin

Dr. Reinhard Loske
Berichterstatter

Birgit Homburger
Berichterstatterin
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